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Die.Anklage lautet:

U L R I K E 1'1EIN HOF •

Ulrike Meinhof ist in der Nacht vom 8. auf 9. Mai 1976

im Gefängnis in Stuttgart-Starnrn:r:.eimermordet ·,·lorden.

Die .;'!Örc.erhaben ihren Selbstmord vorgetäuscht.
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I. Der poli.tische Zusammenhang

Der Tod UIrike Heinhofs steht. in einem präzise bestimm-
,,"1'

baren Zusaro~enhang:

- dem Kampf der ROTE ARL'1EE FPl\KTION (RAP) gegen den US­

Imperialisnus in der Bundesrepublik Deutschland (BRD)

und deren Rolle in der amerikanischen Strategie,

der Bedeutung Ulrike Meinhofs in diesem Kampf,

- den Versuchen der Staatsapparate, die Spur des bewaff­

neten :;Üderstandes und Kampfes zu tilgen, den die FJl_F

nach zv.7ölfJahren Faschismus und 30 ,Jahren antikommunis-

tischer Offensive als historische Alternative aufgenom-

men hat.

1. Die Politik der RAP war und ist darauf gerichtet, den

Kampf der ausgebeuteten Völker der Dritten und Vierten

Hel t zu unterstützen. Du!'ch die Organisation des be~'Taff-~
neten ~'liderstandes 'Ilirdder anti imperialistische Karr_pf

von den Peripherien in die Metropolen getragen: er wird

in die BPD als SubzentrdHl der Hel tmachtstrategie der USA

zurü(:l~verr:j t tel t.

Die PA? hat ihr politisches Selbstverständnis als Teil

der weltweit9nsozi~lrevolutionären Befreiungsbewegung

gegen den Imperialismus sowie die Notwendigkeit bewaff­

neter Interve~tione~ in .den i~perialistisc~en Me~ropolen

in folgenden Schriften dargelegt:

- Das Konzept Stadtguerilla (März 1971),

- Stadtgu2rill3. und Klassenkar:'.pf(April 1972),

.. - (
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- Schwarzer September - den anti imperialistischen

Kampf führeTI (Dezember 1972),

- Re~e von Ulrike Meinhof in dem Prozeß vor dem Land­

gericht wegen der Befreiting von Andreas Baade~ (Sep-
• I '1'

te~ber 1974),

- SPIEGEL-Interview (Januar 1975).

- Erklärungen im Prozeß 1975/76,

- Inte:!:"vie~,,;,Juni' / November 1976.

die genannten Sch~ifte~1 Dokumente Nr. 1 - 7

Der D2'..le.ff!1ete\'iiderstandder R1\.:2 ist die A.fltwortauf

die Da-Strategie und die Rolle der B~D in der imperialis-

Zr/leiKo;-:-.ma~dosder RAF haben auf dem Höhepunkt des Krie­

ges gegen das Volk von Vietnam im Mai 1972 das Eaupt~

quartier des V. Da-Korps in Frankfurt und das Haupt~uar­

tier der US-Armee in Europa in Heidelberg angegriffen.

In Frankfurt '.·mrdenam Tag d~~rVerminung der Häfen der

Demokratischen Republik Vietnam diejenigen Gebäude ge­

.troffen, von danen aus die größte CIA-Basis außerhalb

der Vereinigten Staaten operierte, die auch an der Ent­

wicklung des Counterinsurge~!.cy-Prograrruns"Phoeni:<ll be-

teiligt ~,.;ar.

In E? i.delberg wurde der. Computer, über den die logistische

Organisation und die Bombereinsätze in Nordvietriam koordi-

niert worden sind, zerstört.

Die Lr~,-lä.rungenvom i4.5. und 24.5.1972, in denen die RAP

die V2r::ntT.~·ortungfür die Angriffe übernommen haben, lau-

.'
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Zu Frankfurt: IlFUR DEN SIEG DES VIETNANESISCHEN VOLKES

&~ Donnerstag, den 11. Mai 1972 - dem Tag,
an dem die BOIT1b'::~nblockade'der US-Imperialis­
ten gegen Nordvietnam begann - hat das
"Kommando Petra ScheIn" im Frankfurter
Hauptquartier des V. Armee ~orps der ameri­
kanischen Streitkräft~ in Westdeutschland
und ~\Iest-Berlin drei Boraben mit einer Spreng'
kraft von 80 kg TNT zur Explosion gebracht.
Für die Ausrottungsstrategen von Vietnam
sollen Westdeutschland und West-Berlin kein
sicheres Hinterland mehr sein.

r't
Sie müssen vlissen, daß ihre Verbrechen anl'
vietnarnesischen Volk ihnen neue, erbitterte
Feinde geschaffen habsn,·daß es für sie
keinen Platz mehr geben wird in der Welt,
an dem sie vor den Angriffen rGvolutionärer
Guerillaeinheiten sicher sein können.

Wir fordern den sofortigen Abbruch der
Bombenblockade ge~en Vietna~ I NorGvietnam.

Wir fordern die sofortige Einstellung der
Bombenangriffe auf Nordvietnarn.

Wir fordern den Abzug aller amerikanischen
Truppen aus Indochina.

~-
~~''''-'''~

Für den Sieg des Vietkong!

Die revolutionäre Guerilla aufbauenl

Habt Mut zu kämpfen - habt Mut zu siegen!

Schafft z,,.;ei,drei 1 v:LEö!leVietnarn!

Rote Arrnee Fraktion - 14. jl,lai1972."

Zu Hei'3.·ö:lberg·: "ALLE ARTE~r VON mTGEEEUERN ~'iERD:::;NBESIEGT
WERDEN!
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Im Hauptquartier der amerikanischen
Streitkräfte in Europa i~ Heidelberg
sind gestern abend zwei Bomben mit einer
Sprengkraft von 200 kg TNT explodiert.
Der Anschlag wurde durchgeflihrt, na6hdem
General Daniel James, Abteilungsleiter
im Pentagon, arnMittwoch in Washington
erklärt hatte: "Für die US-Luf·t\'laffebleibt
bei Bombenangriffen in Vietnam künftig
k ein Ziel nördlich und sildlich des
17. Breitengrades ausgenom.TflenollAm Montag
hatte das Außenministerium von Hanoi die
Vereinigten Staaten erneut beschuldigt,
.dichtbesiedelte Gebiete in Nordvietnam
bombardiert zu habeno

Die amerikanische Luftwaffe hat in den
letzten sieben Wochen mehr Barmen über
Vietnam abge'i;orf·eDal~ im ZT,veiten~'lelt­
kr-:L"'g Üb2r ,Japan und. D::~ut:schland ZUS::l.B­
rnen. Von weiteren Millionen Tonnen Spreng­
stoff ist eie Rede, di~ das Pentagon ein­
;:;l::tzen Hi1.J., um dIe n()o:·jvietnal~.esi3che
OEfe~slve ~u stoppen. Das ist Genocid,
Völkermord, das '.'fÜr:,;:; die "EndlösunglI.

Die Menschen inder Bundesrepublik unter­
stützen die Sicherheitskräfte bei der Fahn­
dung nach den KO~uandos der RP_F nicht, weil
sie mit den Verbrechen des amerikanischen
Imperialismus und ihrer Billigung durch die
herrschende Klasse hier nichts zu tun ha­
ben wollen; weil sie Ausschwitz, Dresden
und Hamburg nicht vergessen haben; weil
sie wissen, daß gegen die Massenmörder von
Vietnam Bombenanschläge gerechtfertigt sind;
weil sie die Erfahrung gemacht haben, daß·
D(~:r::onstrB;tionenund I'Tortegegen die Ver­
brechen des Imperi~lismus nichts nützen.

Hir fordern die Einstelll.:!.ngder BOI:1beDan­
griffe auf Vietnam •.....

Hir fordern den Abbruch der Nine'nblockade
gegen Nordvietnam!

Hir fordern den .2\bzugder amerikanischen
Truppen aus Indochina!
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Wir werden unsere Anschläge gegen die
Nasse:nmörder von Vietnam fortsetzen bis
~um Sieg des Vietkong.

\'iirfordern die ;-111itanten in der Bundes­
republik und West-Berlin auf, in ihrem
politischen Kampf gegen den US-Ir'perie.lis­
mus all e amerikanischen Einrichtungen
zum Ziel ihrer Angriffe zu machen.

SOLIDARITÄT MIT DEH VIETNA.MESISCHEN VOLK!

ZERSPLITTERT UND ZERSCHLAGT DIE KRÄFTE
DES .J;.NERIKANISCHENDIPERIALISivIUS !
SIEG IM VOLKSKRIEG

KOITl7lando15. Juni - HAF 11

Beweis: Korrmandoerklärungen, Dokuffi9nteNr. 8 - 9

2G Die FAF ist uTh~ittelbar aus den ~~~ der 60er
Jahre hervorgegangen. Diese weltweite Protestt2~egu~g er­

griff auch große Teile der Stud2ntenscha~t in der BRD.

S,,<-, Zentraler InhcÜt 'dar der Protest gegen Gen Genocid der,
US-r'lilitärm3.schine 3..1" viet:nan'.esiscllsnVol~~. Dic:::=.er,,·18sent...,;

lieh moralische Protest richtete sich gleichzeitig gegen

die BR~ als imperialistische Hilfsmacht der Vereinigten

Staa~en.

Die S·tudentenbe'.legung in der BED

dungstaktik der Soziald220kratie

scheiterteo Die Befrie­
~~
setzte eJncr321ts eine

Amnestie gegeni..:';Jerden "straff~1:'lig" ~;e·,'7()rder.t';""!Student,8n

durch (Straffreiheitsgesetz 1970), 3.ilde~erseit3 entwickelte

sie in Staat, Universit~t und in der ei3ene~ Par~si· Unt2r~

drückungs- und. Integrationsmechanismen zur Absorbier~ng

und Kanalisierung des Protestes. Diese Politik hat Bun2as­

kanz~er Scili~idta~ 13.3.1975 vor dem deutschen 3undestag

liEs ist eine geschichtliche Leistung der 50zial-

,.
I
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liberalen Koalition, daß sie nach j969 die po~
litisch-geisti-ge Auseinandersetzung •••• unter
Anpassung 2~12r Kräfte tatsächlich führt .DODf

daß sie in vorderster Front bei der.1lUngen um
die Integration dieser Generation stehen.1I
(Hervorhebung hinzugefügt) .

Nach dem ZUs?JHIT'.enbruchder Studentenbe,,;egung, die in

der Zersplitterung aller sozialistischen und kOffil1lUnis-

tischen Gegenkräfte endete, begann die Suche nach der

richtigen politischen Strategie.

I?~'; R~_:~h, den größtenteils verbal-mora­
lischen Protest gegen die Rolle der BRD in der amerikani­

schen Außenpolitik in eine Strategie politisch-militäri­

schen Widerstands umzusetzen. Ihre Politik des bewaffne-

der BPD acch ein

In ihrer Rede vor dem Landgericht Berlin hat Ulrike

Meinhof affi1309.1974 erklärt:

If

11 al:'tiimperialistisch2r kampf, wenn das nicht nur
eine hohle phrase sein soll, zielt darauf, das
imperialistische herrschaftssystem zu verni~hten,
zu zerstören, zu zerachlagen - politisch, ö~ono­
misch, militärisch; die kulturellen institutionen,
durch die der imperialismus die homogenität der
h'3rrschel1cen eliten hE~rstelltl~i:ld die kommunika­
tionssysterne, mit denen er sich 1.deologi2ch be­
hauptet"

{/

vernichtung des imperialismus mil~tärisch heißt im
internationalen rahmen: der militärbündnisse des
us-irnperialismus rund um die erde, hier: der nato
';C".db'_,::d':;3",';ehr;i.I:: n.::ttionalen rah.D.en:2",;:-: be-..iaff-
1l:'=~:'8n fOJ~r:1aticr,(;:lc.es staatsapparats, dL:; das ge­
w21trno~opol der h~rrschenden klasse, ihre nacht im
staat v~rkör~ern - hier: polizei, bgs, geheimdienste;
5konomisch h2ißt: der rnachtstruktur der multinationalen
konzerne; politisch heißt: der staatlichen und nicht­
staatlich?n bürokratien, organisationen und macht­
39?arate - part2ien~ gewerkschaften, medien - die
das volk beherrschen."
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3. Der Staat -ERD ist als Projekt der US-Strategie ge­

gründet worden. Seine Entstehung war vom US-Imperialis­

mus in der Auseir.andersetzung mit der Sowjetunion, im

Ost-West-Konflikt, politisch, ökonomisch und militärisch

als antikorr=nunistisches Bollwerk der US-Int;:~ressen in

Europa konzipiert.

3.1 Die Präfu~el zum Marshall-Plan, des "Gesetzes für wirt­

schaftliche Zusamuenarbeit von 1948", macht die Ziel­

setzung der US-Auslandshilfe in Europa und insbesondere

in der BRD deutlich:

"Ein Gesetz des v'leltfriedens und der allgemeinen
Wohlfahrt, der nationalen Interessen und der aus~
wärtigen Politik der Vereinigten Staaten, durch
'f,'/irtschaftliclce,finanzielle und andere (·Iaßnahrnen,
die zur Aufrechterhaltung' der Verhältnisse im Aus­
land notuendig sind, ~,vO freiheitliche EinriGhbmgen
weiterhin besteh2n sollen, u~d die de~ Geeanken zur
Erhalt,-,:1g dei;:">rac).-,t und Sta~ili tät d·~r V,,:;:,:e L"Üq t·el;
S taar"'"-n 8'1;: -,r ·,"or-\.·-;-n Tr.O"gen '-..~0- -tJ.. "'nd Pa •..ra" sün I-an+·""n-,. '-~ ·1 '-.:J;-~.1- __ 11,__ •. , ~l .i u_ltr: l- u. .. "'-1)- ~ __ '.:'"
haus der Vere::".:Ü.:rtenStaaten von Amerika beschließen. Tl

(Hervorhebung hinzugefügt).

Drei Funktionen bestimrnen den Harshall-Plcm:

a) der Ausbau ,der ökonomischen EinfluB\Jhäre der USA,

b) die politisch-Dilitärische In~egration Westeuropas

in den ant:ikoI~2u~isti.sche:1Block und

c) dis:Ab'f,~'end'-"nsreiner

nach Beendigung des

u~d dem Kriegsboom.

drohenden Krise in den USA selbst

. 1 k . 1 /,l,:1ch ..Zwslte~ We t rlegas un~/dem Rustungs-
'/'. I'

John Forster Dulles, d~~~ls amerikanischer AUßanDinister,

äußerte sic~ übe~ die politisch-militärische Konzeption

der Staatsgrtindung ERD schon vor dem Korea-~rieg 6ifent-

lieh:
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"Ein wied'3rbelebtes ,Deutschland kann ein großer
Trumpf in den Händen des Westens sein. Indern es
Ost-Deutschland in den Machtbereich des Westens
zieht, kann es eine vorgeschobene strateqische
Position in Mitteleuropa gewinnen, welche alle
sowjetischen, militärischen und politischen Po­
sitionen in Polen, der CSSR, Ungarn und anderen
angrenzenden Ländern unterminiert."

(vergl. Dulles "Krieg oder Frieden" 1950 So 163;

Hervorhebung hinzugefügt) •

3.2 Diese Interessen der USA an der Gründung der BRD tra­

fen sich mit den deckungsgleichen Interessen des deut-
. \

schen Kapitals und seiner politischen Repräsentanten,

allen voran Konrad Adenauer, der erste Bundeskanzler

der 132.0.

1960 brUsteto sich Adenauer anlHSlich seines 84. Ce-

burtsta:jes Ö :'f'2i1tlichda.:r.it, cL.::'::? c:r-'.:}lon 1~::)O einen

deutschen militMrischen Beitrag angeboten habe, mit

den ~lorten:

"2s 'Ilurdemir klar, daß in einer Zeit wie der unsrigen,
Politik so viel Kraft hat, wie die Kraft, die (mili­
tärisch) hinter ihr stehta Wenn man keine Kraft be­
sitzt, kann man keine Pdlitik machen. Ohne Kraft
"'lirdunser Wort nicht beachtet."

3a3 Diese Inter8ssenkankordan~ ~ar aus3c~la0g2b~nd ftir eine

Restaurierung all derjenigen 6koncrnischen, politischen,

fÜli :.ärischen und ideologischen K:c:i fee ;'die den Na zi­
Faschisrnus 'lleg2nder deutschen Großma.chtpolitik unter­

stlltztena

a) Diese Restaurierung vollzog sich ökonomisch durch

den ~iederaufbau des monopolistischen Produktionsappara­

tes, der du=ch die Sntflechtung nicht.gebrochen, sondern

nu::::-1.:r:1s:'ruktü.rier t ~'i\lrde (vergl.au.f terIKraiker ISccJ.ererl



- 9 -

Schlotmann/\~eltcke, Determinanten der westdeutschen

Restauration 1945 bis 1949, So 575, 236 - 247).

b) Politisch vollzog sich die Restaurierung unter der

Vorherrschaft der nationalen ~lonopolbourgeoisie - ver­

treten durch die CDü!CSU. Sie setzte sich durch

gegen die SPD, deren Führung während Emigration

und Illegalität unter dem Einfluß und der ~ontrolle

des Organisation-Security-Service (OSS) reorganisiert

wurde, der Vorläuferin der CrA,

- und gegen die KPD, die durch die Taktik von Gewerk­

schaften und SPD von Anfang an isoliert und durch die

Politik der ~estalliierten Besatzungsmächte unterdrückt

ü.nd verfolgt wurde, Ob'liOhlsie dem HitIer-Faschismus

als einzige politische Partei ernsthaften Widerstand

entgegengesetzt hatte, und obwohl ihre Kad~r in den

Konzentrationslagern vernichtet worden waren.

c) ~ilitärisch vollzog sich die Restaurierung durch die

Integratio~ der BPD in die NATO.

'd) Die ~estaurier~ng vollzog sich schließlich ideoloqisch

an Ost-Hest-Gegensatz, indem der ERD und Hest-Berlin.

die ?un!·:"c.ioneil,,=-s aI,tÜ:ornr;-,unistische.n;\~od(?11szuge'flie-
sen Hurde.

Die von den Besatzung5~i~hten und-hier insbesondere von,I·,"

den eSA 'J.n.c~ C.coDbri'c:2nnien Ce .. :,Y:;38tzten 11i ~•.l:el dieser
Res"taurierl:ng ·..;ar~:1 -Jielf~lt>Lg" Sie rC.~c:lt··)n von unmi ttel-
bars:,.Eingriffen, ·2tTtr2. in die Ve:cfassur~gsg2bung jEmer

Zeit und in die B'2s':?tZc.ng politischer Schlü,;;selpositionen
bis zur Resle~e~tierung der Presse und mittelbaren Inter­

vention~n U~er ökonc~i3che und personelle Mechanismen.

Die alten FUhrungss?itzen in Wirtschaft und Politik wurde~
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wieder eingesetzt, die potentielle Gegenmacht von

Gewerkschaften von Anfang an verhindert.

Vernehrnung von SachverstäncUgen sm'iie die
wissenschaftlichen Untersuchungen von

- Eberhard CZICHON, "Der Bankier und die
Macht - Hermann Josef Abs in der deut­
schen Politik",

Köln 1970,

- Hans-Hermann HARTHICH, nSozialstaa'cspos­
tulat und gesellschaftlicher Status-quo",

Köln und Opladen 1970,

- Da.v:LdEORC)\'iITZ r "Kal tc:;J::" Kr:\.8g- Hintergründe
der US-l\uß'2n;)oliti;( ven ,Jl.li::.a bis Vietnam",
Band 1, 3erlin (WEST) I 1°59,

- HUSTER/KRAIKERISCHERE~~/ Sc}JLOT~'ll\N!.'T/HELTEKE,
"Determinanten der 'd:2stdeutschen Restaura­
tion 1945 - 194911,

Edition Suhrk~~p 1972,

- Ekkehart KRI::'p:;~mORF,"Die amer.ikanische
Strategie",

Frankfurt / Nain 1970,

- Eb2l-hardt seE' 'J::1J':[' f !lot:.: verlÜnderte Neuord­
nung 1945 - 1952, zur Auseinandersetzung
um die D2"~lo;<ra tis1.:.-:'Cu'.'J;· ce.: ':Ürtschaft in
den westlichen S~sat=ungszonen und in der
Bundcsn?publik Dt:'11C;3r::;--:.lclI1d'.I,.".

Frankfurt 197CJ ..

- Eberhard SCi:i2:XS-r; "OYc1nungsiaktor oder Gegen~
macht - die politische Rolle der Gewerk­
schaften",

Frankfurt / Main 1971.
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304 Hi tte der 50er Jahre war die BRD ZU111 treuesten Vasallen

der USA in Europa gewordeno Sie konnte deshalb - von

bestir.u-:\ten.Vorbehalten gegenüber den Westalliiertenab­

gesehen - in die völkerrechtliche Souveränität entlas­

sen werden. Die KPD war 1956 als einzige Pa~tei, die

Fundamentalopposition betrieb, auf Antrag der Regierung

/Adenauer vom Bundesverfassungsgericht verboten worden,

während sich die SPD unter Preisgabe der ursprünglich

wenigstens antikapitalistischen Grundkonzeption zur

ijk ~sLk=~:~::~~:~ro:::-;::3:~;;:r~;~~:i:U:~~k

~ ~ ( ..'J ~~,~\,~.v~~) ~c1~.(,. ~~Die von den Nestalliierten ~ikticrten Deutschland-Verträge

von 1952 und 1955 hatten die BRD in wichtigen, aller­

dings nicht den Vlesentlichen Teilen a~s der unmittelbaren

Herrschaft der Besat:zungsm~chte e~t:lassen, nachdem die

zent~ale politische Bedingung sicher~stellt war: die

Kontinuität des mit der Gründung der BRD begonnenen an­

tikowffiunistischen Counter-Staatsprojekts durch Wiederauf­

rüstung und volle Integration in die NATO.

In politischer, ökonomischer, militärischer und ideolo-
. t:'ltI

aiseher Hinsicht war das wirtschaftlich wiedererstarkte ~>~ .

lIProvisorium BRD" zum unverzichtbaren und vollkontrollier-

ten Bestandteil der amerikanischen Strategie des "Kalten

:C:rieges1Igeworden, ein a:1 t:ikornmunistischer Vasallens taat

der US:\ im Herzen Europas, der im Namen dür Verteidigung

der "Freien Hel t" eine z2:1trale Roll'~'in der üS-imperialis­

tisch~n Weltpolitik spielteo

Bc·",eis.:SachversUindige ( t~ ~,t)
I

3.5 Dem Ost-West-Gegensatz entsprach im weltweiten ~aßstab

der 6konomische Wettlauf, die politische Str~tegie der

Eind~iITcIi',ungde:;::- kOIT'I:",unistiSCh2D i·lacht3ptäre und die mili­

tärisch3 Strategie des "at:.onarenGleic:1gewichts", die sich

in dsr Doktrin der nuklearen Abschreckung oder des massiven
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Vergeltung3schlages ausdrUckte. Schon in die3er welt-

w2it~n Konz~ption der US-Politik stellte die BRD auf

Imperialismus dar, was die totale Kontrolle der BRD

dur,:h die USA ill po li tisch~.c und ):,Ll.i Liri scher Hin.:,il.cht

ebenso zur Voraussetzung wie zur Folge hatte.

Sachverständige

4. Anfang der 60ef Jahre änderte sich die weltweite Kon­

zeption der US-Politik.

In der Kuba- und Berlinkrise wurde begriffen, daß der

::.'L '-' is 2in;~:c0:: f en,_~r~Konl ron t:a t iO~l ;Üt: dar ~:Oiljc:tuniu.:1

auf der Basis des Overkillpotentials der beiden Systeme

militdrisc~er Aggression gegen die autochthonen Völker

der Dritten und Vierten Welt zu hoch war; ein großer

Krieg war nicht mehr zu gewinnen.

Die Doktrin der nuklear2n Abschreckung, der "massive

retaliation", vlUrde unter der Kennedy-Administration

durch die Doktrin der "flexible response" abgelöst •.Sie

befürwortet eine "flexible Verteidigung", über die erst

beim Eintreten militärischer Aktionen entschieden wird,

und die daher auch vom Gegner nur ungenau und lageab­

hängig kalkulierbar ist (vergi. Weizsäcker, Kriegsfolgen

und Kriegsverhütung, Hanser-Verlag, S. 293).

Der Kern der IIflexible response" bestand und besteht in

der Aufgliederung der Militärmaschinerie, die auf allen

Ebenen ~öglicher und nicht unwahrscheinlicher Aggression

und Gewaltanwendung kontrolliert einsatzbereit sein sollte.

Gegenüber d~~ Konzept der massiven Vergeltung iP..Falle

der Aggression des ko~~unistischen Gegners gegen die USA

oder ihre "Verbündete" trat die Vorstellung, ein differen-
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zierter Einsatz nuklearer Waffenpotentiale im Kriegs­

fall sei auch politisch realisierbar.

Für die Bundesrepublik bedeutete dies real:

deQ Binsatz der auf ihrem Territorium gelagerten Atom­

waffen gemäß der Doktrin des Pentagon und dem NATO­

Manöver Wintex 75. Mit dieser Militärpolitik hat die

Bundesregierung im Falle eines Angriffs- und eines

Verteidigungskrieges der'nuklearen Vernichtung ihres

eifjcnen Territoriums zugestimmt.

Sachverständige sO'YlieUbnnqsplan Hintex 75 (
Doku.ment !Ir .. 10

Auc~1.die konventionellen vlaffen:~yst:~:med2s il(ilitdrlschen

i\..l::"<;;:.e::lals".'iurdenan de.r..Konzept d'~r IIflexible response",

dem abg2stuften, kontrollierbaren Einsatz 0ri~ntiertg

Erstmals waren die strategisc~en Bedingungen einer mili­

-!.:.;\/:- .L3ch,::;nArbeitsteilung z\vischen den USA und ihren euro­

p~ischen VerbCndct8D vorhanden. Diese Arbeitst~ilung er­

möglichte es, die Kosten und Risiken der Hochrüstung teil­

weise auf die europäischen Verbündeten abzuwälzen. Der

e0minante~ Wirtschaftsmacht DRD mußte in dieser Konzeption

eine überrage~de Punktion in der amerikanischen Milit~r-

4..2 Ir.1 V;31tn~aßstat war ~inerseits die milit~irische Absicherung

der a.."'!1erika:':':;ch'..',Ein::lußbereiche smvohl nuklear-stra te­

gisch als auc2 ko~v2~tionell erforderlich, zum anderen

abu~ d~e Ausarbeitu~g 70n counterinsurgency-Kon2epten

I;i beidem ne1:c:.ic::2:'.~<..1.L~ der BRD eine zentrale Bedeutung

zu" ~~oweit es '.illi die miJ..itärische Absicherung der \'lest-.
lichen Einflußsphtire gir;::',sc::.ätztedie Kennedy-Administra­

tion die Notwendigkeit einer exemplarischen milit~rischen



- 14 -

Intervention in Vietnam als unabdingbar ein, um das Gleich­

gewicht in Südostasien aufrechtzuerhalten.

Die BRD ist entsprechend ihrer Funktion für die US-Mi­

litärdoktrin als militärische Nachschub-, Nachrichten­

und Logistikz<::mtrale die vTichtigste Einsatzbasis im Hin­

terland der USA. Wegen der nahezu totalen politischen

Kon~rolle durch die USA war in der ERD am wenigst~n Wi­

der~tand gegen den Aggressionskrieg in Vietnam zu er­

,./arten.•Der selbstmörderischen !{olle der bRD in der ameri­

k:mischen Nuk:tearstrategie entsprach eine Struktur der

"InD.eren Sicberhei t", die jeden \Jic1erst.J.ndr-.on trc llier­

b3.r gc-macht h'itte.•Kritil: karn bci den pali t; sch Vr:rant-

wußts~in =~ln2r ~nll~ al~ Regiecungschef in der Zeit,

lr. r'1.e:c prilktisch die gesamte f'rach.::ichuborgdnLs21~ion und
d2r Großtell der Einsatzplanung der amerikal~ischen Ar-

~2e in Viacnilm liber die ERD ahgawickelt wurde.

Brandt 1972 als Regierungschef zu Vietnam:

"Vietnam war für mich ein Bereich, über den ich ein­
fach n~cht gen~g wußte; viell~icht wollte ich auch
nicht genug wissen, weil mich dies in einen Konflikt
m..:.tder al,erikanischen Politik gebracht hätte, auf
die ic~ als Berllner Eürgenneister, aber auch in
der Zeit danJch in starkem Maße angewiesen war. $~O.

Wir konn~en uns nur behaupten in vertrau2nsvollem
Zu;jal"-'-:1er~wir]:enr,1i t der amerik:nischen Schutzmacht .•
Soviel war mir klar. t-".einDiL:::rn.mabesL:.anddarin, daß
es sozusagen 'ni~~t zu verantworten' zu sein schien,
in unserer Lage eine offen-kritische Haltung gegen­
über unserer wichtigsten Garantiemacht in mir auf­
kQ~men zu lassen. Solche Vorgänge eines gleichsam
inneren Denkverbotes sind wahrscheinlich häufiger,
als man gemeinhin annim.'l:lt..Mein Freund Olof Palme
hatte es da leichter."

(aus "Begegnungen und Einsi.chtcm", Verlag Hoffmann ­
Campe, Seite 422).
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,
Tatsächlich hatten Brandt und andere führenden Politiker

der SPD in allen politischen Funktionen die US-Aggression

in Vietnam von Anfang an durchgehend politisch- propa­

gandistisch unterstützt:

Als SPD-Vorsitzender unterstrich Willy Brandt am 27.4.1965

in den USA - vor Eintritt der SPD in die Regierung - und

er qualifizierte sie damit als Regierungspartei - seine

"volle n:oralische Unterstützung für die Politik von
Präsident Johnson in Südostasien"
("Die ~'ielt"vom 27.4.1965) ...t..•• '

Helmut Scl:u:Üdtschrieb 1966 als \'lehrexperte der SPD­

Bundf.:stagsfraktion, daß die USA rnit dem Vietnamkr leg

"der Heltöffentlichkeit ein praktisches Beispiel
einer }:ontrollierten Eskalation lieferte"
(im Vorwort zu: Bermann Kahn, Eskalation, S~ 22)

Carlo Schmid, SPD-Ideologe und bis 1949 ~litglied im

Parlamentarischen Rat, der das Grundgesetz nach den in­

formellen Direktiven der US-Besatzungsmacht abfasste,

~larnte am 27.4.1965 vor den Rückwirkungen des Vietnam­

kriegs auf die politische Struktur der Bundesrepublik

und betonte damit den Zusammenhang zwischen der US­

Aggression in Vietnam und der Abhängigkeit der Bundes­

republik von den USA:

..

. '
.. '

"in Vietnam geht es auch um unsere Sache und um unser
Schicksal ••~ Es könnten sich allein,aus der Art des
Ablaufs der Auseinandersetzungen in Ostasien für
uns schwierige Lagen und vielleicht auch unerträg­
liche Verschiebungen von Machtverhältnissen ergeben,
die für den Bestand unseres Landes von entscheiden­
der Bedeutung sind."

Im Mai 1965 propagiert Brandt als SPD-Vorsitzender die

SPD-Linie der Unterstützung der USA auch auf dem Kongress
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der Sozialistischen Internationale. ~1ährend der Kongress

in eir-er Resolution die Einstellung der Luftangriffe auf

die Demokratische Republik Vietnam fordert, äußert Brandt

"Verst:.i.ndnis"für die ame:cÜ:.:lnischenLuftangriffe
auf die DRV. Brandtve:cteidigt "die arnerikanische
Am·ie.:.;enheitin Vietnam" mit der Begründung, "ein
Rückzt.:g\'IÜrdenur den Kon:.;l'..mistl2n Vorschub leisten"
(Neues Deutschland vom 21~3.1968)

Im norwegisch~n Fernsehen erklärt Brandt am 10.8.1966

als S2D-Vorsitzender:

"Ich denke, es wäre unvernünftig, von den Amerikanern
zu verlangen, dass sie abziehen."
(DP';'-:·l""ldungvom '11.8 .196C)

Als Außeruninister der Bundesrepublik erkljrt Brandt auf

der Tagung der Sozialistischen Internationale am 22.10.1967

im Hauptreferat:

"Einseitig an die amerikanische Regierung gerichtete
Forderungen SiLd weder gorechtfertigt noch vernünftig".

Als Bundeskanzler cer BRD antvlortet Brandt am 28.11.1969

auf die Frage eines Korrespondenten der New York Times,

ob sich die Bundesregierung zu dem gerade damals bekannt

geHordenen Massaker amerikanischer Truppen in Son My
äussere:

"nein. Ich habe mich entschlossen, nicht ungebetene
KOIL.mentareder Regierung zu geben."

Daß sich "ungebeten" nur auf die US-Regierung bezog, be­

stätigt Brandt mit seiner Mitteilung im glelchen Inter­

view, er sei Ilin letzter Zeit von verschiedenen Seiten"

zu einer Stellungnahme ausdrücklich aufgefordert worden.

Als Bundeskanzler setzt Brandt auf der Sitzung der So­

zialistischen Internationale im Mai 1971 die Resolution
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gegen die einseitige Verurteilung des Ag0rcssors durch.

Bundesverteidigungsminister Leber zu Vietni1m:

"Priorität des Bündnisses mit einer vorbehaltlosen
Unterstützung der Position der USA im Vietnamkrieg."

("Süddeutsche Zeitung" vom 11..5,,1967).

Bundespräsident Scheel - damals Außenminictcr - zu

Vietn~m im Mai 1970 auf einer Pressekonferenz in Bonn:

"Volles Verständnis, daß die Amerikaner ihre Kampf­
handlungen in Indochina auf Kambodscha ausgedehnt
haben. 11

4.3 Der seit Mitte der 60er Jahre aufbrechende weltweite

Protest gegen die Vernichtung eines ganzen Volkes durch

die US-tlilitärnaschine erfaßt auch die ßRD I allerdings

nioht auf der offiziellen, politischen Ebene, sondern ­

ausgehend von der Studentenbewegung - in erster Linie

als Protest von Studenten, Schülern, Jungarbeitern,

LehrlL'lgen.

Die Duldung und Unterstützung des amerikanischen Angriffs­

krieges auch vom Territorium der BRD aus zerstörte die

ideologische Legitimität des gesamten Herrschaftsapparates,

der "freien westlichen Welt". Die völlige Verstricktheit

der BRD in die US-Interessen, die sich schon während des

Kor~a-Krieges 1950 gezeigt hatte, vnJrde offenbar. Ihre

eigenen Strukturen wurden als imperiali$tische erkennbaro

Der Protest d8r Studentenbewegung g2gen die US-Interven­

tion i~ Vietnam schlug um in einen Angriff auf die Herr­

schafts- und ::a.chtstrukturen in der ßRD :;c·lb:3 t, dc,r<-~n

Wohlstands ideologie mit der wirtschaftlichen Rezession

ab 1966/67 nicht mehr legitimationsverbUrgend wirken

kor.nte.
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5~ In der Ende der 60er Jahre offen aufgebrochenen Legi­

timationskrise hielten die Herrschenden in der BRD und

ihre politischen Repräsentanten in der CDU und SPD die

Zeit für gekommen, nach einer bereits seit einern Jahr­

zehnt geplanten institutionellen Strategie die mili­

tärischen, politisch-psychologischen und rechtlichen

Strukturen und Informatiksysteme zur Unterdrückung und

Zerschlagung jeder antagonistischen und nicht ins System

integrierbaren.Opposition zu sellaffen. Die Zeit für die

Notstandsgesetzgebung und die grosse Koalition zwischen

CDU und SPD war reif.

501 Schon 1958 hatte der damalige Innenminister der Regierung

Adenauer, Gerhard Schröder, in einer programmatischen

Rede zur "Inneren Sicherheit" zwei Fragen gestellt:

.1(1) Werden unsere Sicherheitseinrichtungen den Anfor­
derungen gerecht, die unter den heutigen Be­
dingungen an sie gestellt werden?

(2) Sind unsere Sicherheitseinrichtungen geeignet,
schwerere Belastungsproben als die gegenwärtigen
auszuhalten?"

Die Antwort 1958 lautete:

"Unter den derzeitigen Bedingungen werden die staat­
lichen Sicherheitseinrichtungen ihren Aufgaben mit
manchen Mängeln einigermaßen gerecht, für ernstere
Lagen genügen unsere Sicherheitseinrichtungen jedoch
nicht."

Schröder schlug deshalb vor, "Operationen full Grundgesetz"

vorzunehmen und eine "befriedigende Notstandsgesetzgebung"

zu verabschieden. Er benannte einen Katalog von Maßnahmen,

wie etwa den Ausbau der Bereitschaftspolizei und des Bun­

desgrenzschutzes, die Schaffung eines bundeseinheitlichen

Rechts für den Schußwaffengebrauch der Polizei, die Ein-
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richtung von "Kontaktbeamten" der Polizei zur Bevöl­

kerung, geeignete Mittel und Wege für Beruf3verbote

und die Erwei't.erungder Kompetenzen des Verfassungs­

schutzes, den er wie die Nazis als "Wahrer der Staats­

sicherheit" bezeichnen wollte.

(Vgl. dazu Gerhard Schröder, "SicherheitheuteIl in dem

Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes­

regierung Nr. 203/1958 vom 31.10.1958, S. 2017 ff.).

5.2 Die Führung der SPD sah die Chance gekommen, ihre Fähig­

keit als regierende und staatserhaltende Partei zu be­

weisen. Es kam zur IIGroßen Koalition" mit der CDU, 'so

daß selbst formal von einer Opposition nicht mehr ,ge­

sprochen werden konnte. Der Weg für die Verabschiedung

der Notstandsgesetze war frei: sie konnten nun mit der

für eine Grundgesetzänderung notwendigen Zweidrittel­

Mehrheit im Bundestag durchgesetzt. werden.

Auch wenn die Bildung der Großen Koalition und die

Verabschiedung der Notstandsgesetze in breiten Teilen der

Bevölkerung Widerstand hervorrief, so waren die Herr­

schenden bereit, diese Folgen in Kauf zu nehmen, um eln

legales. Mittel zur Zerschlagung aller nicht mehr mit

polizeilichen Mitteln bekämpfbaren Unruhen zu schaffen.

Nach und nach wurde durch die technokratische Hochschul­

reform die Ordinarienuniversität in eine den Kapitalbe­

dürfnissen angepasste Ausbildungsfabrik umstrukturiert,

wurde durch die sog. Doppelstrategie der Jungsozialisten

ein Becken zur Kanalisierung und Neutralisierung eines

großen Teils des Protestpotentials geschaffen und durch

ei.nen nach den Patterns der amerikanischen Konsumenten­

werbung instrumentierten Sozialchauvinismus die Befrie­

digung sozialer Bedürfnisse versprochen; schließlich

durch Amnestiegesetze die Urunasse von Strafverfahren we-.
gen der Proteste von Studenten und Jugendlichen beseitigt.
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5.3 Die Vietnamopposition wurde durch den massiven Einsatz

von Repressions- und Manipulationsstrategien noch wäh-.
rend des Vietnamkrieges befriede·ti die Protestbewegung

der Schüler, Lehrlinge und Studenten, die an die Grenze

ihrer Möglichkeiten gestossen war, zerfiel. Teile wan-'

derten zu den Jungsozialisten ab, Teile griffen auf

leninistische und maoistische Organisationsvorstellungen

zurück, ohne die diesen zugrundeLlegenden politischen

Analysen und Inhalte auf ihre Ubertragbarkeit in einer

imperialistischen Metropole zu prÜfen; Teile hielten

an einem antiautoritären Aspekt der Studentenbewegung

fest, ohne die daraus entwickelten Imperialismus­

analysen dem Konzept einer spontanen Massenbewegung

entgegenzusetzen; Teile degenerierten in apolitischen

rein psychologischen Zirkeln~

Aus und gegen diesen Ve~fallsprozeß entst~nd die RAF,

die das antiimperialistische, internationalistische

Moment in der Studentenbewegung radikalisierte und

aus der Analyse der Rolle und Funktion der Dundesre­

puhlik fUr den amerikanischen lnverialismus, ihrer fa­

schistischen Geschichte und der Geschichte der deutschen

Arbeiterbewegung insgesamt zu CGffi Schluß kam, daß anti­

imperialistische Politik bei den in der Bundesrepublik

gegebenen Bedingungen aus der Illegalität, als Stadt­

guerilla, notwendig, gerechtfertigt und möglich iste

5.4 Deunit Vlar in der BRD der Fall eingetreten, den ameri­

kanische Experten schon zu Aqfang der SOor Jahre als

die eigentliche militärische politische Bedrohung der

60er und 70er Jahre einschätzten: die subkonventionellen

Bedrohungen des imperialistischen Systems durch bewaff­

neten Kampf in den Entvlicklungsländern und dessen Rück­

wirkung auf die Metropolen selbst.

'Ci \;.
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5.5 Diese neue Kampfform hatten die westlichen Militärstra­

tegen schon einige Zeit zuvor vorausgesehen und mit ih­

rem Konzept der counterinsurgency versucht, Vorsorge zu

treffen. Die BRD folgte hierbei ihrem Vorbild USA wie

i~mer bis in die Einzelheiten.

Zentral für die Inhalte der counterinsurgency ist neben

dem bombastischen materiellen Ausbau der Repressions­

apparate die psychologi~che Kriegsführung. Sie basiert

auf der Erkenntnis, daß

a) die neuen Kampfformen und deren Inhalte zu einer

Revolutionierung des Kriegsbildes führten,

b) es nicht mehr um die bloß militärischE~ Ubenv'indung

der Guerilla geht, sondern durch eine kombinierte

militärische, ökonomische und politische counter­

strategie um die moralisch-psychologische Elirninierung

der Inhalte ihrer Politik,

c) es um die Kaschierung der mangelnden Legitimität

der kapitalistischen Gesellschaftsformationen in der

gegenw~rtigen Entwicklungsstufe des Imperialismus

geht gegenüber einer neuen Gesellschaftsform, die

nicht mehr auf der Ausbeutung des Menschen durch

den Menschen beruhtQ

~.- .., ,

!
;
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IIQ Die Rolle der deutschen Sozialdemokratie

Ökonomisch und politisch war der US-Imperialismus in

die Defensive geraten

a) durch den Zusan..rr.enbruchdes r<:olonialsysternsim Be-

freiungskrieg und die darin bedingte

gi~- und Legitimationskrise,

~
Roh~)toff-, Ener- ~

b) durch die darin tegrUridete Krise des in~erialistisch8n~Paktsystems, 7

c) ~ur~~. die Zurückverlegung d~S AusbeutunqSC;C~~'erpunktc~stJf'
ln ale l·letropolen, die forcl2rten Konze.H:.Llc:..on:;;- und

Zentralisationsprozesse der Monopole und die dadurch f

'tor .•.• (":' , ";r"';::) CJ-,.... 1.. "Y"'1...·• ':l ; ' ....•.-. .•..•' t':"~ 'h,-:'\f -', . ....-.• ~,~ ,0_

\._r.J cnU._rtt::n.::>L. •• Ul\.tU.•..,,,rlSc:n_rn gc.:>-.;;; .1.1 ....CL,._. t ."1.•.....h ..n R._9roJuktionsprozess.

Die Krise verlangte eine politische Gesruntstrategie, um

das im ~Ieltmaßstab veränderte Produktionsverhältnis zu

ko~soliJieren~

1. Die deutsche Soziäldemokratie als RegierungspartEd hatte

im Versuch, das internationale Kräfteverhältnis zu ver­

~ndern, im Nord-Süd-Gegensatz durch den Neokolonialismus,

in 0~t-W2st-Gegensatz durch eine Militärpolitik der Hoch­

rÜ::;t:.ungin der NATO, bei der Durchdringung und Hegdl101Ü­

sierung der westeuropäischen Industriestaaten die Rolle

eines ideologischen und politischen Operators zu spielen.

Dabei war zunächst dem Annäherungsprozess zwischen den

USA und der Sowjetunion Rechnung zu tragen.

Der 2xpansionszwang der internationalen Konzerne,

dia fortschreitende Disproportion zwischen Produktion un~

Welthandel und die durch die Revolutionskriege induzierte

..•.,.. i't:~' ., """.,l': '.,'\,~,,...~.•.....,.. ~'."~',""".,~"c'':''':', '·"··-''''r.oo:-7::'''''~ f', _. :.•..~
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Rohstofi- und Energiekrise, schließlich die internationale

Arbeitsteilung forderten eine stärkere Berücksichtigung

der sozialistischen Staaten bei der Konstituierung des

Weltmarkts.

Es wurde eine neue Ostpolitik konzipiert, deren Träger

nur die SPD sein konnte. Sie hatte in der Regierungs­

koalition mit der CDU ab 1967 die sozialen Folgen der

Krise 1966/67 institutionell aufzufangen, die Notstands­

gesetze gegen die Opposition der Gewerkschaften durchzu-

setzen -

und sie instituierte ein altes faschistisches Modell der

Klassenkollaboration, semantisch neu verpackt: die kon­

zertierte Aktion.

1976
Sie begann nit d~~ Stabilitätsgesetzjein System von staats-

interver.tionis~ischen Instrumenten zu verrechtlichen,

das die Lasten des in der Krise sprungartig verstärkten

Zentralisations- und Konzentrationsprozesses auf die

Arbeiter at~älzte und der Regierung auf dem Verordnungs­

weg eine parlanentarisch nicht kontrollierbare Konju.nk­

tursteuerung zugunsten der Monopole erlaubt.

Gleichzeitig Tilurdedie militärische, paramilitärische

und polizeiliche Aufrüstung, die Staatsschutzjustiz, die

Kontrolle und Eliminierung des sozialrevolutionären oder

auch nur kritischen demokratischen Potentials in den re­

pressiven und ideologischen Staatsapparaten (Parteien,

GC'd>Jrkschaften, Ausbildungssystem, Kirchen) nach einer

integrierten Planung beschleunigt.

Damit hatte die SPD die Krise genutzt, um das Modell

"innere Sicherheit" durchzusetzen, das Voraussetzung

war, ~n in der Koalition mit der FDP, die von der Hypo­

th2~ des deutschen Konservativismus frei war, ab 1969 -
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nach der Nixon-Doktrin - die Rolle der Bundesrepublik

als ökonomisches, militärisches und politisches Sub­

zentrum in Westeuropa auszubauen. Das bedeutete für

Westeuropa:

Die SPD hatte die europäischen Nationalstaaten in ihrer

Innen- und Aussenpoli~ik so zu strukturieren, daß die

V2rwertu~9sb2dingunqen des US-KQpitals entsprechend

den nauen F'ormen der Akkumulation im Weltmaßstab ge-

sichert sind. Sie inszenierte diese Politik

"über die sozialistische Internationale und die

großen sozialdemokratisch,.::nParteien als Regierungs­
partei der stlirksten und zugleich US-abhänsigsten
(;uro~j:j.:~;.;cher.Hi:ctschi..:ft~sIl'Cl.chtdurch ökoilonÜsche
und poli" ische Erpressung, durch die Korrumpierung
der FÜh~-ungs~frl.lppen in <Len C,::\il2rksch ..:litc.n und den
reformistischen Arbeiterparteien, schließlich
ih:i:0~~'ech.:Ükendc;r i:nk:.Üten Krieg 0ntv/Ld;.~lten
dnt:UccJ.. mnistischen Dt:::l1\d,]ogi<2. Das heiGst., über
il~e Wirtschafts- und Geldpolitik wurde sie poli­
tischer Operator des internationalen Konzentrations­
prozesses , in d(;:msich die US-Konzerne c1ie na­
~.ionalen Volksw:~rtscilaften subsumieren; und..durch.
das Projekt "in~ere Sicherheit", doh. di0 Instru­
mentierung der Staatsapparate mit den ReDrossions­
teclmologien de~3Antikommunismus und d2r COl,.mter­
insurgency, die politische Bedingung der Kredite ist,
kana:li~iert sie die Klassenkfunpfe in Hesteuropa
für :':~iearnerikanische Strategie."

(Aus dem Interview der (-:;ef angenen aus der RAF vom Juni/
Novembe~ 1976, So 23/24, vgl. Anlage 7)

Die ERD ist nicht nur selL~3t der amerikanischen AUßen-,

Wirtschaft~- und Milittlrpolitik unterworfen: sie hat

inzwischen offen die Rolle eines Prokonsuls der USA
-...,. _-<. "'~.' ,._"', •.~_.-.~ .. -------- ....••-

in EuroF'. Übernorrunen.Die folgenden Zitate fÜhrender

wes~deutscher Po:itiker lassen an dieser Rolle keine

ZT.veiÜÜ zu:
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Brandt:

"Wir haben keine Außenpolitik mit unterschied­
lichen Zielen."

("Berliner Morgenpost" vom 5.4.1970)

"Völlige Ubereinstinunung zwischen der amerikani­
schen Regierung und der Bundesregierung in bezug
auf die Ziele und die Hethodik."

("Helt am Sonntag" vom 5.4.1970)

"Der zögernden Integration der westeurop~ischen'
Staaten entspricht eine beträc tlicne Integra­
tion Arnerikas in Europa, die sich unmer}:lich und
fast selbstverständlich vollzogen hat ••• sie
entspricht natÜrlichen Abh~ingisr~ceitenund Ver­
pflichtungen, deren Charakter die Gegenseitig­
keit ist."

(11Einsichten und Begegnungen", a.a.O ..S. 639).

Schrnidt:

"Im Hinblick auf das atlantische Bündnis mUsse
'jedes Land im Auge behalten, daß es innenpolitisch
fähig bleibt, seine außenpolitischen Verpflichtun­
gen zu erfüllen.'"

("Frankfurter Allgemeine Zeitung" vom 21.1.1975)

"Für das militärische Engagement der Vereinigten
Staaten in Europa gibt es weder politisch, mili­
tärisch noch psychologisch einen Ersatz durch die
europäischen Staaten.1I

(11DieI'lelt"vom 12.7.1976)

Genseher (ßundes3.ußenministe:::-):

"Bonn muß als Führungsmacht Europas liberall dort
einspringen, ·wo die Ar:\erikaner, Briten und FranzQ­
sen in der Dritten Welt aus ihren angestammten Po­
sitionen verdrMngt werden."

( 11 Der Spie ,]eI" VO!Tl 2.4. 11 • 1 9 7 5 )
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Ertl CBundesernährungsminister):

"i'lirkönnen natürlich nicht weltweit die Rolle
&~erikas übernehmen, aber unsere Aufgabe liegt
sicher in Europa, im näh(~ren Hittelmeer im Nahen
Osten.1I

(IIStuttgarter Zeitungll vom 7..2.1976)

Mit diesen Äußerungen stimmt die Erklärung des damaligen

US-~.ußeruninisters Kissinger überein:

"Die NATO macht eine kritische Phase durch, die
nicht mit einer Spannung zwischen Europa und den
USA zu tun hat, sondern eher mit einer Anpassung
der politischen Strukturen in manchen L~ndern
Europas."

(liDerSpiegel" von 5.5.1975).

Kissir.ger (in seinem Brief an Brandt) -

"Vielmehr erkenne er seit Jahren an, welchen l'lider­
stand gerade Willy Brandt und die SPD gegen Tenden­
zen geleistet hätten, die nicht überall in West­
europa so ernst genommen würden ..Kissinger habe
ausdrücklich auf die Verdienste von Brandt und
seiner Partei lli~ den Bestand des NATO-Bündnisses
hinger,'/iesen. 11

(11Frankfurter Rundschau" vom 2 •.2•.1976)

In einer Beilage der Donner Parla~ment5zeitschrift

"Parlanent 11 schreibt Rolf ffophoven:

"Die Koordinierung der drei wichtigsten Abwehrdienste
in der Bundesrepublik (Verfassungsschutz, B~n, MAD),
der ständige Erfahrungsaustausch zwischen ihnen und
die gegenseitige Hilfe zählt in der westlichen Welt
sicherlich mit zu den effektivsten Aufklärungsappara­
ten •."

(Der internationale Terrorismus - Herausforderung
und AbT.-lehr,Beilage zum "Parlament 11 vom 12.2 .•1977, S. 31
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2. Der kapitalistische A~(umulationsprozeß ist bestimmt

durch den Verlust oder die Gefährdung großer Teile der

Einflu3~phäre des US-Imperialismus in den Ländern der

Dritten und Vierten \-'ielt.Die systematisch betriebene

Entwicklung der Unten::ntwicklung, das hl:!ißtdie totale

Ausbeutung dieser Länder, hat in den 60er Jahren nahezu

welttti~itZll.'1l Befreiungskrieg gegen den amerikanischen

Imperialismus gcführto

-I

Die sich schon Jahre vordem Sieg der vietnill~esischen

Revolution abzeichnende Niederlage der USA, deren Ag­

gression sich ökonomisch und politisch als gigantischer

Fehlschlag erwiesen hatte, und die moralisch die Frei-

heitsideologie der westlichen Welt als Phrase entlarvte,

verstär;-:ted2n Befreiungskrieg in diesen Lä.ndern" Das [,7CS-KG:-pitalwuY"o.e gez';'lUngen,sich um and8re H.:irkteund L
Kaoital~nlagesph~ren zu bemühen. 7~ -

Die GSA entwid:elten mit der Nixon-Doktrin ein aussen-

und militärpolitisches Programm der Subzentren, das

den Län:iern der :2eri,pherie,die durch das -Ent\ricklungs-A

20dell der internationalen Konzerne verelendet sind,

weil eine importsubstituierende Industrialisierung

die Aussengerichtetheit und die Zerstörung von Sub­

sistenz'l'lirtschaftenbedeutet, über von den USA abhängige

Militirdiktaturen die Polizeifunktionen fUr eine ganze

Region aufzwingt.

~;Guorientierung des US-Imperialismus. fordert in

:·:et:::-opolenihren Preis. Der Verlust der Profite in

Ländern der Dritten Welt muß durch erhöhte Profite

den

den f
Ger ~·!onopolein den M.etropolen selb::,tausgeglichen wer-

d?n. Das ist nur möglich durch Intensivierung der Aus­

beutung, also Erhöhung der Hehr1;vertmasse, durch Rationali­

sie:::-ung,durch Erzielung von Extraprofiten auf Kosten.
der seringer entwickelten nationalen Kapitale. Dies

3. Die
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yliederum führt zu ArbeitslosigJ~eit, erzeugt ~Üderstand,

beschwört für die USA in Europa die Gefahr der nationa­

len Fronten (Italien, Frankreich) herauf.

Die Folge ist eine verstärkte Intervention der Staats­

apparate, die die Restrukturierung des Kapitalverhält­

nisses mehr und mehr durch Gewalt vorantreibt.

Die krisenhaften politischen und ökonomischen Rückwir­

kungen des Befreiungskriegs bedeuten für die hochin­

dustrialisierten Formationen des amerikanischen Staaten­

systems eine institutionelle Strategie der

Militarisierung und Varpolizeilichung der Gesellscihaft,

die sich die fortgeschrittensten Ergebnisse der Wissen­

schaft, und die am r•.•••eitesten (~ntoickelte Produktivität

als Instrumente der Eepression und Hanipulation subsumiert .•

Subjekt dieser institutionell~n Strategie sind die

von den USA dominierten rnilitärischen und ökonomischen

Hetastrukturen: die Konzerne und die NATO .•Den nationalen

Regierungen fällt die Aufgabe zu, sie zu exekutieren .•

III". Das Progra..'TI.ffider präventiven Konterrevolution

Innerhalb Europas erhält die BRD eine dominierende Rolle.

Sie ist einerseits ökonomisch das stab~lste kapitalistische

System und auf Grund ihrer Geschichte auch politisch,

weil es in der Aufbauphase gelungen war, jede Fundamen­

talopposition zu liquidieren.

Im Gegensatz zu nahezu allen anderen Ländern Westeuropas

ist in der BRD Massenwiderstand weder über die Parteien

noch durch die Gewerkschaften zu erwarten. Sie sind in

diesem Staat nicht nur voll integriert, sondern selbst

die Vollstrecker der Unterdrückung jeglicher Fundarnental­

opposition. Demzufolge kann sich der Widerstand in der

BRD nur außerhalb und gegen Parteien und Gewerkschaften
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entwickeln. Die Studentenbewegung, die damalige

lIAußerparlamentarische Opposition" (APO), hatte die­

se Einsichten klar herausgearbeitet.

1. Vor allem die SPD hat die Analysen aus der Studenten­

bewegung aufgenornmen und entsprechend verarbeitet. Die

gesamten Unterdrückungsmaßnahmen in der BRD seit 1969,

dem Jahr der HachtübernaI-lInedurch die SPD, dienen einem

Ziel: jegliche antagonistische Opposition im Keim zu

ersticken, um jedem möqlichen fundamentalen Konflikt

vorzubeugen. Die SPD hat in den letzten sechs Jahren

ein nahezu perfektes System entwickelt, in dem sie Ein­

sichten und Lösungsvorschläge der counterinsurgency in

die Praxis wusetzte.

2. Dies läßt sich schon an den finanziellen Aufwendungen

für die Sta~tsschutzbehörden ables2n, di2 die "Innere

Sicherheit" gewährleisten sollen~ 1975 betrug der Haus­

halt für diese Behörden 6 Milliarden DH, das Doppelte

im Vergleich zu 1969. Diese Steigerung fand in einer

Zeit statt, in der die Realisierung von Refornwsrsprechen

an finanziellen Engpässen scheiterteo

Noch aufschlußreicher für die von der SPD betriebene

Politik gewaltsamer Unterdrückung jeder Fundamentaloppo­

sition ist die Aufschlüsselung dieser Milliarden für

die jeweiligen Behörden der lIInneren Sicherheit":

- Da3 Bundeskriminalamt (BKA) verzeichnet die :r;.3lativ

höchste Dudgetsteigerung:

1969 = 22,4 Millionen;

1975 ~ 136,8 Millionen DM.

Di0S8 Steigerung um mehr als 600 % entspricht prozen­

tual der Steigerung der Ausgaben für counterinsurgency

..•;., ".1:'

,.
I
i
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in den USA. Diese Verfünffachung der Ausgaben läß~

ahnen, mit welcher Energie die SPD unter dem Deck­

mantel der "Verbrechensbekämpfung" die polizeiliche

Kontrolle und Uberwachung der gesamten Bevölkerung

vorangetrieben hat.

(vgl. Senghaas, RÜstung und Militarisierung, edition
Suhrkfu~p)

Nach Galtungs Angaben bewegen sich ~die absoluten

(Rüstungs-) Ausgaben in der Reihenfolge tJuklean1affen ­

konventionelle Waffen - Counterinsurgancy ••• , die

Zuwachsraten hingegen in der umgekehrten Reihenfolge".

Er schreibt weiter, daß diese Berechnung Rin voll­

~..;:ommenerUbereinstimnuns.r mit der allqemeinen Gewichts­

verlagerung von Kriegen zwischen Zontralnationen

Über Kl.-iegezTtlischenPeriplk"::i..:~na.tÜjLen zu verschie­

denen ~YP8n vertikaler RriegJ' stehe.

(Johan ~ltung, "~as Kriegssystem",
in Ganzel: Herrschaft und Befreiung in der Welt­

gesellschaft, Frankfurt 1975, S. 92)

Das Bundesamt für Verfassungsschutz, dem spezi­

fische Aufgaben der politischen Bespitzelung anver­

traut sind, erhielt 1969 = 29,9 Millionen DM,

1975 = 76,9 Millionen DM.

Das Budget des Bundesgrenzschutzes schließlich, der

ursprünglich als Grenzüberwachungseinheit konzipiert

worden war, wurde von 314,4 Millionen DM im Jahr 1969

auf 758,3 Millionen DM im Jahr 1975 aufgestockt. Hier

drückt sich finanziell die Funktionsveränderung die­

ser paramilitärischen Einheit von einer Grenzwache

zur pseudopolizeilichen Militäreinheit im Einsatz

gegen ~Iidarstand im Inneren der BRD aus.

Alle Zahlen sind einer Aufstellung in der Wochenschrift
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"Die Zeit" vom 2.5.1975 entnommen. Sie enthalten nur

die offiziellen Angaben. Nicht einbezogen sind die ver­

deckten Ausgaben für die "Innere Sicherhei-t", die für

"Forschungsaufträge", Umfragen und ähnliche Agitations­

zwecke verwendet worden sind und deren d6hc nicht ge­

sch~tzt werden kann.

Beweis: Sachverständige

3. Daß diese Aussaben der Umsetzung der Konzepte d8r counter­

insurgency dienen, verdeutlicht ein Vergleich der Vor­

schläge, die der international führende Experte für counter­

insurgency und Antisu~version ver8ffentlicht hat, mit

den :·laßnah.'11.en,die unter der SPD-Reg ierung getroffc;n vlUr-

den.

a) Die VorschlKge zur counterinsurgency stammen von dem

britischen Offizier, Frank0KI~SaN, dasscnl971 er­

schienenes Buch in seiner qeutschen Ubersetzung "Im

Vorfeld des Krieges" heißt (die deutsche Ausgabe er­

schien 1974 im Seewald-Verlag). Frank Kitson war Bri­

gadegeneral und seit 1973 Y.o~mandant der Infanterie­

schule ;7arminster in England~ Er hat unmittelbar prak­

tische Erfahrungen in der Bekämpfung von Widerstand in

Kenia, Malaysia, Zypern und Irland gemacht~ Inzwischen

ist er Ko~nandeur der 2. Rheinarmee in der BRD

PC>'lB; C'. '-l"r;Ch+- }.'" "ID (InFcr""'at'oncd'c··ns'"ZU"" Ver--/- •••• '1' ~.• l..~). ,l...'-_ ..•.••..• ~.L'- .•.• .L.. ~u • .;J.J.., •..• ~_l· _

breitung unt8rdrlickter Nachrichten) Dokument
Nr. 163, Dokument Nr. 11

Xit30n will mit seinen Vorschlagen das Militä~ auf

die .lIbesondere Form des Krieges" vorbereiten. Er ge.l1t

davon aus,

"daß Subve~sion und Aufruhr gegen'ilartige Formen
der Kriegsflihrung sind, auf die die Streitkräfte
sie:" einstellen müssen.1I
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Unter "Aufruhr" versteht Kitson das, was gemeinhin

unter "Guerilla" verstanden wird. Seine Vorschläge

betreffen jedoch einen viel umfassenderen Bereich,

den er "Subversion" nennt und der alles an denkbarem

Widerstand abdeckt.

Unter "Subversion" versteht er:

"Alle Haßnahmen, die von einem Teil der Bevöl­
kerungin der Regel ohne \vaffengewal t übernommen
werden mit dem Ziel, die zu dieser Zeit Regieren­
den des Landes zu stürzen oder diese gegen ihren
\lJillenzu bestimmten Handlungen zu zwingeno Dabei
kann die Anwendung politischen oder wirtschaft­
lichen Drucks, die Mittel des Streiks, Protest­
märsche und Propaganda Zlli~ Tragen ko~men. Des­
gleichen ist der begrenzte Gebrauch gmvaltsamer
Naßna:hmen möglidl, T,'lenn .••.,iderstrebende Bev;51kerungs­
teile zur Unterst:Ützung get::'dungenT,/crdensollen."

Unter I1Aufruhr" versteht er dann:

"Eine Gruppe von Henschen versucht mi t \'~affen­
gewalt für die unter Subversion genannten Ziele
gegen die Regierung vorzugehen."

(vg1. KITSON, a.a.O., S. 18 - 32).

Im Klartext heißt das: Kitson entwirft eine Strategie

der Herrschsnden gegen jede Form der Opposition, die

nicht in das herrschende System integrierbar ist. Er

entwirft also nicht bloß eine Counter-Guerilla-Stra­

teqie, sondern entwickelt Anweisungen zur totalen Un­

terdrückung jeglicher Ansätze von ~{iderstand. Er weiß

außerdem - wie sich aus seinen Definitionen ergibt -,

daß Guerilla und sonstige Form antagonistischen Wi­

derstandes in der Zielsetzung übereinsti~men und sich

nur im Mittel des bewaffneten Kampfes voneinander un­

terscheiden ••

Die BRD ist den Vorschlägen KITSON's in beiden Stoß-
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richtungen buchstabengetreu gefolgt.

Beweis: Sachverständigengutachten

b) Die BRD hat über das BK~ ein System der Kontrolle

und Uberwachung entwickelt, das alle Bürger dieses

Staates erfassen kann und tendenziell schon erfaßt.

Die BRD hat damit das Ziel der Bekämpfung der Sub­

version im Sinne KITSON's überno~~en.

', .....

KITSON (S. 79):

liEs ist das Ziel der Regierung, die Lovalität
der Bevölkerung, falls nObT<:mdig I wiederzuge­
winnen und sie dann zu erhalten. Zu diesem
Zweck muß die Regierung 211.2, die mit der Sub­
version verbunden sind I ·au.,schalb3n. H(~llnab'2r
die Regierung die subversive Partei einschließ­
lich ihrer gesCiIntenbe'.1affneten und urlbewaffne­
t8n Gefolgschaft ausschalten will, muß sie die
Kontrolle über die Bevölkerung gewin:.-'.(m"11

(Hervorhebung hinzugefügt).

Die SPD hat die Notwendigkeit der Loyalitätsgewinnung

seit den Legitimationskrisen ab 1966 erkannt. Wie be~~j

Kitson die erstrebte Loyalität unter der Hand zur Kon­

trolle wird, so besteht auch die Praxis in der BRD

vornelli~lich in der Kontrolle.

aa) Das B~\ wurde entsprechend der 1972 gG~nderten

gesetzlichen Grundlagen die ZENTRALE 'NACHRICH-

TEN- und INFORi\1ATIONSZENTRALE der deutschen Kri­
minalpolizei und die ~entr~lstelle im Polizei­

bereich für den Elektronischen Datcnv0rbund zwi­

schen Bund und Ländern. Das Bundesinn~nministeriurn

sc~w~rmt in einer offiziellen Propagandabroschüre ÜbE

das BKA '\lon"c:er Nutzbarmachung der elektronischen

Datenverarbeitung in einer in Europa im Rahmen der
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Polizei bisher unbekannten Größenordnung". Im

weiteren Ausbau dieses Systems erfolgte eine

der technischen Entwicklung angepaßte Verdichtung

und Intensivierung des Datenverbundes zu und mit

anderen nationalen und internationalen Netzen.

Beweis: BKA-Broschüre·des Bundesinnenministeriums
Dokument Nr. 12

Im Klartext heißt das:

Wer auch nur in irgendeiner Weise mit der Polizei

in Berührung gekommen ist, der wird beim BKA in

Wiesbaden in dem Cornputersystem lnpol gespeichert.

Ende 1974 sah die Erfassung offiziell so aus:

Gespeichert waren:

2,1 Millionen Kriminalakten

3,3 11 Karteiakten

3,5 " Lichtbilder

2,8 11 Fingerabdruckbl!tter, d.h.

Von ~,8 11 Menschen sind Fingerabdrücke

gehortet.

Bei diGsen Zah10n ist leicht abzulesen, wie lange

85 daue=t, bis die ca. 6S!illionen Bundesblirger

in dieo.er Nachrichten- und Informationsstelle er­

faßt sind, zlli~aldie Da~en der Ämter für Verfas­

sungsschutz noch hinzukorrmen.

Generalbundesanwalt Buback, der höchste Straf­

verfolger der BRD, hat offen erklärt,

lies sai wünschenswert, wenn die Fingerab­
drücke särotlich:r Bürger der BRD aufge­
nommen würden. Dies sei zur Zeit aus poli­
tischen Gründen leider nicht erreichbar."

(zitiert nach der "Süddeutsche Zeitung"
vom 28. 1•197G) •
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Kitson (a.a.O. S. 196) bezweifelte noch die

Praktikabilität derart umfassender Datenspei­

cherung. Die ERD hat bewiesen, daß es möglich

und pra~tikabel ist. Sie ist im Begriff, die

dezentralisierte, jederzeitige Abrufbarkeit

der Daten für jeden einzelnen Polizeiwagen zu

verwirklichen. An den Grenzen existieren die entspre­

chenden eo~puter bereits. George Orwells Alpträume

von 1984 sind größtenteils schon 1976 verwirk-

licht.

(vgl. Sebastian eOBLER "Die Gefahr geht vom Men­

schen aus", Berlin 1976, S. 53).

Angestrebt wird bis 1980 ein Datenverbund, der

s~mtliche Daten, die in den Speichern aller Be­

hörden vorhanden sind - von der Krankenkasse bis

zu den Schulzeugnissen - in Sekunden abrufbar

macht.

bb) Die allgemeinen, gleichsam "normalen" Polizeier­

mittlungen sind allesa8t im Kampf gegen Subver­

sion als Kontrolle verv;endbar. Sie werden ergänzt

durch gezielte Informationsbeschaffung und -aus­

wertung über die Bereiche Erziehung, Städteplanung,

Arbeitsweltgestaltung.

Das sind die Lebensbereiche, in denen in der BRD

die häufigsten Proteste und der zaghafte Wider­

3tand von Betroffenen zu verzeichnen waren und

sind.

~he in der ar..tlichenBroschüre zu lesen ist, sam­

melt das BKA diese Informationen zu "ForsGhungs­

zwecken über die Verbrechensentstehunga• Die Recht­

fertigung für diese nahezu totale Ausschnüffelung

aller Lebensbereich~ soll sein:
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"die Erkenntnis, daß sich Kriminalität
am ehesten reduzieren lcißt durch die
Beseitigung sozialer Mißstände."

Darin äußert sich ein von den verantwortlichen

Politikern gedecktes Selbstverständnis dieser

Staatsschutzbehörde, die nach eigener Formulierung

danach trachtet,

"an der Gestaltung ~er Rechtsordnung und so­
zialen Wir~lichkeit selbst und unmittelbar
mitzuwirke~, überzugehen vom bloßen Vollzug
zur Teilhabe an Verantwortung und Entschei­
dung."

Das ist nichts anderes dIs die Definition des

l.:>olizeis-t.aatc:s.

In der Praxis hat dar P~~i~:.dentdes B:~ die Je-

forderte "Teilhabe" an politischer Veran.tT,-lortung

und Entscheidu~g längst durchgesetzt.

Im politologischen B8~ugsra~unen ist die Dominanz

der politischen Polizei eines der Kennzeichen

faschistischer Herrschaftssysteme (vgl. dazu

Nicos POULANTZAS, "Faschismus und Diktatur",

deutsche Ausgabe München 1973 S. 320, insbeson­

dere Su 341 f., 356 f.)Q

4. In ihren Progr~men zur Bekämpfung der Guerilla erstrebt

die np~ den führenden Rang. Sie folgt auch dabei Kitson,

der vor allem auf einem obersten Gremium besteht, das In­

formationen. saIT~elt, aufbereitet, auswertet, Lösungs­

vorschläge ausarbeitet und etwaige Einsätze steuert.

4.1 Nach anfänglichen Schwierigkeiten in der Koordinierung

"1";'-·' " .'.•.•
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zwischen Bund und Ländern hat der Bund durch Gesetzes­

änderungen die Grundlage einer solchen zentralen Or­

ganisation im BKA geschaffen. Die im Frühjahr 1975

eingerichtete und noch im Ausbau befindliche Abtei­

lung IITE" (lITerrorismuslI) in Bonn hat gcnau diese

von Kitson für zentral erachtete Funktion übertragen

beko~en. Grundlage dieser neugeschaffenen Abteilung

TE ist die Zuweisung der

"zentralen Position zur Nachrichtensammlung und
Auswertung und zur kriminaltechnischen Behand­
lung von Beweismitteln"

im Bereich des politischen Strafrechts an das BKA durch

die Innenministerkonferenz des Bundes und der Länder vom

11.4.1975.

(vgl. dazu COBLEa a.a.O., S. 39, mit Nachweisen).

Das' BM hat jenseits des Verfassungs- und Gesetzes­

rechts längst die Rolle einer zentralen EntSCheidungs­

instanz in Fragen der Bekämpfung der als "Terrorismus"

bezeichneten revolutionären Gegengewalt usurpiert.

Der Regierungsauitrag zur Vernichtung der Guerilla voll­

zieht sich teils in einem rechtsfreien Raum, teils unter

Bruch des bestehenden Gesetzes- und Verfassungsrechts,

teils durch das ~littel der Verrechtlichung oder Verge­

setzlichung der permanenten Verletzung der Menschen-

rechte.

Führende Politiker in der BRD träumen bereits von einer

Euro?apolizei unter der Führung der BRD und (k:s BKA,

dem 1I::lekkaund Nedina der Kriminalisten in aller \'ielt",

wie 3undesinnenminister Naihofer in seiner H.eda zum

25jährigen Bestehen des BKA voll Stolz aU3führte.

(vgl. COBLER, a .•a.O., S. 39 mit Anmerkung 5 auf Seite 126)

i, .



- 38 -

4.2 Die Informationsbeschaffung als Grundlage für die zu

treffenden Entscheidungen bei der Bekämpfung von "Sub­

version" und "Aufruhr" ist in der BRD in dem von Kitson

(a.a.O. S. 104 ff.) geforderten quantitativen und quali~

tativen Umfang in Angriff genommen worden.

Neben dem BK!\.mit der Abteilung "TE" v'lirkenan der In­

for2ationsbeschaffung die Landeskriminalämter, das Bun­

des~~t und die,Landesämter für Verfassungsschutz sowie

die militärischen Nachrichtendienste mit, der Bundes­

nachrichtendienst (BND) und der Militärische Abschirm­

dier:st U1-~_D).

Selbst die von Kitson für wichti] gehaltene Einbezie­

hung der Bevölkerung in diese N~chrichtenbescha~fung wird

durch entsprechende Aufforderungen an ganze Bevölkerungs­

kreise, so an Tankstellenbesitzer, Gaststtitteninhaber und

Veruieterr bereits praktiziert. So heißt es zum Beispiel

in einem Brief des BKA an die Tankstelleninhaber vom

9.5.1975:

"Von ·Ihren Beobachtungen versprechen wir uns neue
Ansätze für die Fahndung nach flüchtigen Straftä­
tern, besonders nach anarchistischen Gewalttätern."

(Vgl. COBLER, a.a.O., S. 124 unter Anmo 43).

Offenbar scheint das Vertrauen in die Mitarbeit der Be­

völkerung mit dom Mißtrauen gegen sie verbunden zu sein.

In einigen Städten der BRD laufen deshalb Versuche, wie

in der Nazi-Zeit eine Art Blockwart-System einzuführen.

So hat die Polizei in \'lest-Berli.nund danach in Frank­

furt, Ludwigshafen, Mainz, Trier und Darmstadt "Kontakt­

ber2ichsbeamte" (KOB) bestellt, wn der Bevölkerung den

"bürsernahen Schutznann" an der Ecke schmackhaft zu ma­

chen, der zu FUß-"gemlitlich, gestanden, vertrauenser­

weckend und leutselig gen au der Typ des Beamten ist, der

;'f";_.,... .••..
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bei der Bevölkerung ankommtll (so die "Frankfurter

Rundschau" vom 2.4.1975, S. 13; "Quickll Nr. 11/1975

vom 6.3.1975, S. 30).

Und in der Broschüre "Polizei - bürgernah!", heraus­

gegeben vom Polizeipräsidenten Berlins 1974, heißt es:

"Dies ist ein Ergebnis der Reform der Berliner
Polizei. Sie bringt für Sie mehr Sicherheit
durch regelmäßige und bürgernahe Gegenwart der
Polizei, durch Konzentration der polizeilichen
Arbeit, durch mehr gezielte Streifen und Razzien _
Ich bin also sozusagen wieder 'Ihr Schutzmann an
der Ecke!' Für Sie bedeutet das u.a.: Ich werde
nicht nur die polizeilich interessanten Brennpunkte
überwachen und gegebenenfalls erste Haßnahmen ein­
lei t.::n.Ich nehlne auch Ihre Hinweise, Eingaben und
Beschwerden entgegen und erteile Auskünfte ••••
Im übrigen soll durch gezielten Streifendienst
in Uniform und in Zivil das N~tz der Sicherheit
dieser Stadt i~~er enger geknüpft werden ••••
Eine be,:.;iegliehe, unserer rr,odernen technischen
.Zeit ang~paßte Polizei soll künftig in Ihrem Le­
bensbereich für Sie jederzeit zur Verfügung stehen.
Die Sicherheit, die Sie mit Recht von der Polizei
erwarten unc1 die \vir gewährleisten wollen, ist aber
nur in einer vertrauensvol12n ZusarnmenarbE:it mit
Ihnen zu erreichen. Hit dieser !,usammcr;arbeit rech­
net Ihr Kontaktbereichsb2amter."

(Hervorhebungen hinzugefügt).

H.J. Schwagerl, Ministerialbeamter im Hessischen Innen­

ministerium hat klargestellt, daß der Bürger gar nicht

anders kann, als "vertrauensvoll zusammenzuarbeiten".

Denn:

"Der Befragte ist nicht verpflichtet zu antworten.
Gleichwohl wird der BUrger im normalen Fall be­
strebt sein, gemei.nsam mit dem Mitarbeit.er des
Verfassungsschutzes die int~ressierenden Fragen
zu kltiren, wenn er, der Bürger, sich mit der frei­
heitlich-demokratischen Grundordnung identifiziert."

(vergI. H.J. Schwagerl u.a.
"Dcr Schutz der Verfassung - ein Handbuch für
Theorie und Praxis", Köln 1968, S. 90).

I

, I
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Die Staatsschutzbehörden haben in der BRD mit diesen

verschiedenen Organisationen und Methoden der Infor­

mationsbeschaffung auch die von Kitson für notwendig

erachtete Kombination von Informationen aus wenigen

guten Quellen und aus vielen untergeordneten Quellen

realisiert.

(vgl. Kitson, a.a.O. S. 107.

4.3 Auch die Techniken der Informationsbeschaffung wie

die Einschleusung von Spitzeln in politische Organi­

sationen, Stadtteile und Häuser, die Kontrolle und,

Erfassung von Fahrzeuglenkern und Beifahrern durch

lIallg;;meineFahndung", die Registrierung von Grenz­

übertritten und Hausdurchsuchungen sind perfektioniert

worden. Neuregelungen des Polizeirechtes sollen ge­

setzlich Grundlagen schaffen, um. die bish:.:rteilvieise

schon praktizierten allgemeinen Personen fahndungen

und Razzien ohne konkrete Verdachtsmomente durch

Durchkämmen ganzer Stadtteile zu legalisieren.

Das Land Baden-WürtteirtD!3rghat entsprecru::;ndeSonder­

gesetze schon erlassen. Das geplante einheitliche Po­

lizeigesetz für die DRD wird diese "Rechtsgrundlagen"

ger:l:iß dem IIMusterentwurfll, der am 11.6.1976 von den

Innenministern der Länder einstimmig beschlossen wur­

de, noch in Kraft setzen (vgl. Cobler, a.a.O~ S. 108,

110 mit Anm. 38 auf S. 158).

4.4 Nicht nur in nachrichtendienstlicher Hinsicht folgt

die BRD den Vorschlägen von Kitson. Auch in der Ubung

und konkreten Anwendung der unmittelbaren pOlizeilich­

militärischen Bekämpfung von "Subversion" und IIAuf­

ruhr" hält sie strikt sein Programm ein.

a) Die BundGSHeh.r ist in die antisubversive Planung

einbezogen.
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Schon 1966 wurde bei dem sogenannten "Fallex"­

Manöver eine Situation unterstellt, in der die

Bundesweh~ gegen Demonstrationen für den Frie­

den und gegen Generalstreiks eingesetzt wurde.

Monate zuvor wurden bereits Offiziere in Plan­

spielen dazu ausgebildet, wie mit militärischen

Mitteln gegen zivile Demonstrationen vorgegangen

werden kann. Geübt wurde insbesondere der Ein­

satz einer Bundeswehreinheit zusammen mit Poli­

zei und Bundesgrenzschutz.

1969 übten bei Hannover Bundeswehreinheiten die

Zerschlagung eines Streiks und die Erstürnung

einer Fö.brik.

Bei der Nanöverübung "~'lintex1971" wurde eben­

falls der Einsatz von Feldjägern der Bundeswehr

gegen die Ziv~lbevölkerung geprobt.

1972 umfaßte eine Gefechtsübung auf der Fre­

gatte "Emden" die "Hilfeleistung" bei einei'TI

simulierten Bankeinbruch, bei schweren Verkehrs­

unfällen, bei simulierten Aufständen.

Bei der Manöverübung Wintex 1972 wurde ebenfalls

der Einsatz der Bundeswehr gegen den lliderstand

der Zivilbevölkerung geprobt. Simuliert vrurde

Hiderstand gegen Einsätze der Bund~swehr bei einem

verbündeten Staat, in dem innere Unruhen ausge­

brochen waren.

Auch in den iolgeuden Jahren drangen iro~er wieder

vereinzelte Planspiele an die Öffentlichkeit, in

denen die Bundeswehr gegen Demonstrationen und

Streiks bi~ hin zum Einsatz von Flugzeugen ver­

wendet wurde.
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Im März 1975 wurden während des Metallarbei­

terstreiks 25 Repräsentanten und Führungskräf­

te von Industrie und Wirtschaft und Handel aus

Bremen über IIbessere Betriebsschutzmaßnahmen"

durch den Chef des BrEmer Bundeswehrkonunandos,

Oberstleutnant Frese, und den Leiter des Kata­

strophenschutzes unterrichtet.

(vgl. "Bundeswehr probt Notstand", herausgegeben

vom Arbeitskreis Bundeswehr und Kriegsdienstverwei­

gerung, 5400 Koblenz).

b) Eindeutig zur Bekämpfung von "Subversion" und "Auf­

ruhrll wurde der .clu.ldesgrenzschutzumfunkt ioniert.

Der Bundesgrenzschutz wurde 1951 als kasernierter,

militärisch ausgebildeter und bewaffneter Verband

mit 10.000 Mann Jegründet. Seine Tätigkeit war zu­

nächst gesetzlich auf das Grenzgebiet bis zu einer

Tiefe von 30 km beschränkt (§§ 1,2 des Gesetzes über

den Bundesgrenzschutz vom 16.3.1951, Bundesgesetz-

blatt Teil I, S. 201).

Erst die Notstandsgesetze und vor allem das neue

Bundesgrenzschutzgesetz von 1972, das auf der Än­

derung des Art. 34 Abs. 2 des Grundgesetzes beruhte

(vgl. Gesetz vom 28.7.1972, Bundesgesetzblatt Teil I,
So 1305), legalisierte den Einsatz dieses paramili­

tärischen Verbandes zur Wahrnehmung polizeilicher

Aufgaben in Fällen besonderer Bedeutung auch im In­

neren der Bundesrepublik. Dabei wurde offen zugege­

ben, daß dieser innerstaatliche Einsatz schon zuvor,

also gesetzeswidrig, längst praktiziert wurde

(vgl. Cobler, a.a.O., S. 104 mit An.ll. 7 auf S •.156)~

Ausrüstung und Ausbildung des Bundesgrenzschutz
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wurden seinen neuen Funktionen a,ls "Einrichtung

der Inneren Sicherheit" und "ständig verfügbarer

Einsatzreserve" (vgl. Bundestag-Drucksache Nr.

7/3170, S. 6 ff) angepaßt. Das Arsenal militäri­

scher Waffen wurde ergänzt durch Wasserderfer,

lange Schlagstöcke, Kampfanzüge.

Erfüllt wurden Wünsche, die schon 1970 vom dama­

ligen Bundesinnenminister und heutigen Präsiden­

ten des Bundesverfassungsgerichtes, Ernst BENDA,

wie folgt umschrieben wurden (vgl. Bundestag­

Drucksache, a.a.O.):

"Der Grenzschlitzer der Zukunft muß nicht
nur in Wald und Feld, sondern auch auf
dem Asphalt der Großstädte allen pollzei­
lichen Aufgaben gerecht 'werden können.1I

Der Bundesgrenzschutz müsse :auf Zus~~~enstöße mit

"Störern eingestellt sein, die nicht mit
Schußwaffen ausgestattet sind, sondern
mit Pflastersteinen und Tomaten. Es muß
damit gerechnet werden, daß zum Beispiel
ein Land die Unterstützung des Bundes­
grenzschutzes anfordert, wenn die eigene
Polizei durch Massendomonstrationen, die
unhewaffnet sind, aber unfricdlich ver­
laufen, vielleicht an verschiedenen Orten
gleichzeitig auftreten, überfordert ist."

c) Hand in Hand mit der Ubertragung polizeilicher

Aufgaben auf den Bundesgrenzschutz, der. nach

wie vor militärischen Kombattantenstatus im Sinne

de3 K~iegsvölkerrechts besitzt, wurde eine Mili­

tarisierung der "normalen" Polizei durchguführt,

die mit deren traditionellem Auftrag zur Aufrecht­

erhaltung von Sicherheit und Ordnung allenfalls

nur noch formal in Zusammenhang gebracht werden.
kann.

I
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Besonders deutlich wird dies an den Problemen

des Schußwaffengebrauchs, der militärischen Be­

waffnung und der Durchführung von militanten

Großeinsätzen.

Das noch geltende Polizeirecht, das in der BRD

wegen ihrer föderalistischen Verfassungs struktur

von den einzelnen Bundesländern erlassen wurde,

schließt gezielten Todesschuß aus. Es läßt den

Gebrauch voh Schußwaffen nur als letztes Mittel

(ultima ratio) zu, um einen ~lenschen angriffs­

und fluchtunfähig zu machen.

In der Praxis sieht dies jedoch - und nicht nur

bei der Bekämpfung von Guerillagruppen - völlig

anders aus. Soweit es überhaupt gelungen ist, of­

fizielle Statistiken einzusehen, wurden allein in

den Jahren 1973 bis 1975 mindestens 38 Menschen

von Polizisten erschossen. Seit: 1962 waren es ins­

gesamt 83 Personen.

(Vgl. R. BUCHERT "Zum polizeilichen SchUßwaffen­

gebrauch" - Dissertation, Lübeck 1975).

Diese gesetzeswidrige Praxis soll durch die Schaf­

fung eines "einheitlichen Polizeirechts" legali­

siert werden, getreu dem biologistis-faschistischen

Selbstverständnis von der Funktion der Polizei, wie

es der Kommandeur der Hamburger Polizei, H.G. Pries,

laut Frankfurter Rundschau vorn 5.6.1974, S. 4, for­

mulierte:

"Begreift sich die Polizei als Teil unseres
Volkskörpers, indem sie als rote Blutkörper­
chen mit der Aufgabe wirkt, Krankheiten zu
verhindern und schädliche Stoffe von diesem
Volkskörpe.r fernzuhalten."
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Der neue Musterentwurf für ein Polizeirecht der

Länder, von der Konferenz der Innenminister des

Bundes und der Länder am 11. Juni 1976 einstim­

mig beschlossen, sieht nunmehr den 'rodesschuß als

legales Mittel vor.

Die Wiedereinführung der von der Verfassung ver­

botenen Todesstrafe auf kaltem, exekutivem Weg

wird somit geltendes ~echt.

d) Die Stoßrichtung des einheitlichen Polizeirechts

wird offensichtlich, wenn man sich vergegenwärtigt,

daß die Polizei nach dem "Musterentwurflt auch zum

"Haffengebrauch gegen eine !1enschenrnenge" befugt

sein soll.

Nach § 45 des Entwurfs soll das dann erlaubt sein,

"vienn von ihr (der Menschenmenge) oder aus
ihr heraus Gewalttaten begangen werden oder
unmittelbar bevorstehen und Zwangsmaßnahmen
gegen einzelne keinen Erfolg haben."

Zur Umsetzung dieses Waffengebrauchs gegen Menschen­

mengen soll die Polizei insgesamt mit militärischen

Waffen, das heißt Waffen, die zur physischen Vernich-

tung des Gegners dienen, ausgerüstet wer~en: mit

automatischen Gewehren, Maschinenpistolen, Maschi­

nengewehren und Handgranaten (§ 36 des .Entwurfs) •

Die Begründung fUr diese militärische Auf- u~d

Aus~Ustung der "Sicherheitsorgane" ist offen gegen

jede Form der "Subversion" gerichtet.

Es seien
•

"polizeiliche Lagen denkbar, in denen der Ein­
satz dieser Waffen erforderlich werden kann,
beispielsweise in einer vorrevolutionären
Situation",

I
I.
I
I
I

l
I
I
i
I
I
I
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so der Innenminister von Rheinland-Pfalz, Heinz

Schwarz, in einem Interview im Nachrichtelli~agazin

liDER SPIEGEL", Nr. 32/76, S. 31.

Be\veis: Spiegelinterviel;v, Dokument Nr • .:]2

e) Daß alle diese Formen der Militarisierung der Poli­

zei im Rahmen eines durchdachten Programms der prä­

ventiven KO,nterrevolution gegen IISubversion" ge­

richtet sind, erhellt schließlich aus der systema­

tischen Planung und Ausbildung der Polizeikräfte

zum Einsatz im Bürgerkrieg.

Nach der Polizeidienstverordnung 201, die vom Bun­

desgrenzschutz ausgearbeitet wurde und noch 1976

in Kraft treten sollte, ist jeder Polizist neben

der obligatorischen Grundausbildung bei der Bereit­

schaftspolizei im Umgang mit Waffen für den Bürger­

krieg zu schulen. Daneben ist die Ausbildung und

Ausrüstung mit chemischen Kampfmitteln wie der "che­

mischen Keule" bereits durchgeführt. Sie enthält

Kampfgase, die schon seit Jahrzehnten durch inter­

nationale Übereinkommen wegen ihrer Gefährlichkeit

selbst im Kriegsfalle verboten sind.

f) Diese Aus- und Aufrüstung erfolgt völlig offen, ge­

treu dem Motto des ehemaligen Innenministers von

Nordrhein-~lestfalen, \"lilli\~eyer, in der 1I~'lest­

deutschen Allgemeinen Zeitung" vom 2.1.1972:

"Die Bürger müssen sich an den Anblick von
mit Maschinenpistolen bewaffneten Polizisten
gewöhnen wie ans Steuernzahlen."

g) Zur paramilitärischen Bekämpfung von Guerillagrup-
•

pen sind in Bund und Ländern sogenannte "Mobile
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Einsatzkoromandos (NEK)II gebildet worden. Diese

Spezialeinheiten haben nur ein Ziel: die Vernich­

tung der Guerilla.

Wie sorgfältig die BRD auch hier die Anweisungen

des Militärstrategen KITSON befolgt, zeigt sich,

wenn man seine Vorschläge mit dem Bericht des Kom­

mandeurs ~mGNER der beim Bundesgren~schutz einge­

richteten Sondereinheit zur Guerilla-Bekämpfung,

der "Grenzschutzgruppe GSG 911, vergleicht.

(Vgl. Ulrich I~GNER in: "Politik und GewaltII, Ver­

lag Wehr und Wissen, 1976, S. 147 ff.)

KITSON berücksichtigt bei der Erziehung und Aus­

bildung' von Spezialeinheiten vier Teilanforderungen:

"die echte erzieherische Funktion, das Denken
der Männer auf die Atmosphäre dieser Art von
Kriegsführung sozusagen einzustimmenIli

"das Verfahren, wie man Offiziere lerne,
eine Kampagne unter Benutzung einer l-(GII1bina­
tion ziviler und militärischer Maßnahmen zu
.planen" i

"die Ausbildung der Offiziere, die die ihnen
unterstellten Soldaten oder Polizisten anlei­
ten k5nnen";

"die technische Ausbildung aller Mitglieder' sol­
cher Spezial einheiten",.

WEGNER beschreibt die Ausbildung bei der "GSG 9",

für deren Ausrüstung allein die Bundesregierung

bisher fast 10 Millionen D>1 aufgewendet hat (Frank­

furter Rundschau vom 1.4.1976), wie folgt (vgl.

'iIEGN.8R, a.a.O., S. 151);

.!'I
...• ,
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"Das taktische Konzept der GSG 9 beruht auf
straffer, beweglicher Führung, auf hoher Mo­
bilität, Überraschung, auf überlegenem und
variablem Waffeneinsatz, auf Selbstkontrolle
eines jeden Mannes und - List."

"(Eine) sechsmonatige Sonderausbildung in der
GSG 9 soll die Grundl~ge für die Einsatzfor­
derungen legen. Nach einem entsprechenden Aus­
wahlvorfahren (Durchfallquote 30 bis 40 v.H.) .
beginnt eine drcimonatige Basisausbildung, de­
ren Ausbildungsziel der m 0 t i v i e r t e
Einzelkämpfer ist."

(Hervorhebung hinzugefügt).

Diese Motivierung ist nichts anderes, als die von

KI':'SON als "echte erzieherische; Funktion" bezeich­

nete ~~forderung. Die von ihm geforderte Einstim­

r:n.l~g des Denkens der Männor duf die ll.trnosphäre die-
ser Art der Kriegsführung erfolgt bei "GSG 9" da­

durch, daß sie

"die mili tan te, nach Guerill<.~-Methoden kämpfende
Ba::J.deals ihr 'Gegenüber' ::U1sL(."htund :;ich da­
rauf einstellt",

was bedeutet, daß die GSG 9

limit dem ~lillen kämpft, den Geqner zu verrÜch­
te::J.- kampfunfällig zu SC~ließen ist Quatsch ••1

(Vg1. ~'ffiGNER,a.a.O. S" 'fIlB;
"SPIEGEL" Nr. 39/1972 vom 18.9.1972, S. 25).

Im z',.;eitenTeil der Ausbildung der "GSG 9" I der

sogenannten "Spezialausbildung", wird dann den

sonstigen Anforderungen von. KITSON Rechnung getra­

gen durch

Ausbildung im Team, im Spezialtrupp, in der

Einheit;
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Das Durchspielen von Lagen mit Spezialein­

satztrupps, Einheiten und im Verband an wech­

selnden Orten;

die Ausbildung von Führungspersonal an aus-

lärldischen Trainingszentren, zum Beispiel an

der FBI-Academy Quanticoi

die gemeinsamen Übungen mit den Polizisten der

L~ir.der zur Erprobung von Zusammen~rbGit etc ••

Die praktisch-technische Ausbildung dieser Spe­

zialeinheiten erfaßt vor allem die Perfektionierung

des Tötens mittels des eigenen Körpers (Karate etc.)

und mittels der "Uber10genen Waffeni'.

hlie der Innenminister von Hessen schon 1972 meinte:

IIAuch Terroristen sind Menschen, sie totzu­
schießen, will gelernt sein.1I

(Vgl. "SPIEGELII Nr. 39/1972 vom 18.9.1972, S. 25).

Beweis: Dokument Nr. 13

Di2 Bürger der BRD werden an diese Tötungskommandos

gp'..."öhnt.In den Hassenmedien erscheinen immer wieder

gelenkte Berichte, in denen die "Fähigkeit~nl' dieser

Spez ialeinhei ten her',orgehoben ~Jerden. 1':l.cht et\v"a

Angst vor solchen menschlichen 'l'ötungsmaschinen wird

thematisiere, sondern Euphorie.

P'.,.~is: Sac~,ver~;tändige

•

i·
I!

,
'~
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IV. Der Versuch der polizeilich-militärischen Vernichtung ..der RAF

Der Staatsapparat der BRD hat in den Jahren 1970 bis

1972 alle polizeilich-militärischen und geheimdienst­

lichen Mittel eingesetzt, um bewaffneten antiirnperialis­

tischen Widerstand'·auszulöschen. Gleichzeitig versuchte

die SPD-Regierung mit der in der Geschichte der BRD mas­

sivsten antikommunistischen Hetzkampagne der psycholo­

gischen Kriegs~ührung - durch den koordinierten Einsatz

gezie1ter Falschmeldungen in den Massenmedien - der Be­

völkerung zu suggerieren, bei der RAP handle es sich

um eine Bande von gemeingefährlichen Kriminellen, um

Feinde des Volkes.

Einholung des Gutachtens von Sachverständigen

für Politologie, Soziologie und Publizistik.

Die Fahndung nach der RAF hatte im Jahre 1972 bürger­

kriegsähnliche Ausmaße angenor~~en. Die Verlautbarungen

der Bundesregierung und bundesdeutscher Politiker zei­

gen, welchen Grad der staatliche Vernichtungswille ge­

gen die RAF bereits ab 1970 angeno~~en hatte.

Im Oktober 1970 ließ das Presse- und Informationsamt

der Bundesregierung im gesamten Bundesgebiet großforrna­

tige Zeitungsanzeigen mit dem Titel veröffentlichen:

"Dem Verbrechen
keine Chancen
unser Ziel:
mehr Sicherheit
und Ordnung
für den BürgcJ;'."

Im Text dieser Zeitungsanzeigen heißt es unter anderem:

•
"Wir werden sie jagen •••••
Tag und Nacht
liber alle Landesgrenzen hinweg."
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Beweis: Zeitungsanzeige, Dokument Nr. 14

Führende Politiker äußerten sich wie folgt;

Genseher: (damals Bundesinnenminister)

"Staatsfeind Nr. 1."

(11Welt arnSonntag, Februar :3971,
sowie IISPIEGELIIvom 10 .•5.•197:3, S. 93).

Brandt (damals Bundeskanzler):

IIIch verdamme auch niemanden, der bei einern so
wei t fortgeschrittenen Prozeß der'Ent'artung
fragt, ob man was tun kann •••• , um den einen
oder anderen der Gruppe aus der Verirrung heraus~
zubringen. 11

("Frankfurter Rundschaull vom 29 .•1 .•1972) .•

Filbinger (Ministerpräsident von Baden-Württemberg):

IIDiese Kriminellen müssen im Interesse unserer
Gesellschaft rasch unschädlich gemacht werden .•"

("Bildll vom 29 .•5.1972).

Ehmke (Minister des Bundeskanzleramtes):

"Die gefährlichsten Gangster, die es gibt".

(liDerSpiegalll Nr. 9/72, Seite 76).

Hährend der Bürgerkriegsfahndung 1971/72 waren zeit~

weise 150.000 Polizisten und Soldaten des Bundesgrenz­

schutzes im Einsatz. Die Polizei hat nuf offener Straße

aus nächster Njhe erschossen:

Petra SCHELM in Hamburg am 15.7 .•1971,

Ceorg von R~UCH in Berlin am 5.12.197j,

I·

I
I ..
II
II
!
I,
II.' .

I,.!,

"''i-P.,.~,J:.:'''':~fJ
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Thomas WEISSBECKER in Augsburg am 2.3.1972,

Jean NAC LEOD am 1.7.1972 in Stuttgart,

Richard EPPLE am 1.3.1972 in Herrenberg,

Günther JENDRIAN am 21.5.1974 in München.

Den Todesschützen der Polizei billigte die Justiz in

allen Fällen Notwehr oder die irrige Annahme einer Not­

wehrlage zu (sogenannte Putativnotwehr). Tatsächlich

handelte es sich in allen Fällen um gezielte Todes­

schüsse, die 1972 noch ungesetzlich waren.

Der Versuch der polizeilich-militärischen Vernichtung

des antiimperialistischen bewaffneten Widerstands zeigt

sich offen an zahlreichen Äußerungen führender Politi­

ker der BRD.

Haihorer (Bundesinnenminister, am 12.6.1975 im Bundestag)

"Die Bundesregierung räumt in Übereinstimmung
mit den Ländern der Bekämpfung des Terrorismus
e r'st e Priorität •••• 'ein."

Maihofer (im Juni 1975)

"
muß unsere vordringliche Aufgabe sein, diese

Gruppen von der Bevölkerung zu isolierGn."

Herold (Präsident des Bundeskriminalamtes, auf der
Innenministerkonferenz vom Januar 1972)

IlAktionen gegen die RAF müssen grundsätzlich so
abgewickelt werd0n, daß Sympathisantenpositionen
ab~l,~drängt\1erde;:."
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Maihofer (am 15.3.1975 im Bundestag)

"Voraussetzung für eine nachhaltige Bekämpfung •••
des Terrorismus (ist) ••• das bewußte Eintreten
jedes Bürgers für seinen Staat. Das ist ••• die
alle Parteien hier verbindende Vorsl:.ellung vom
AktiVbürger."

Buback (Generalbundesanwalt, in einem SPIEGEL-Interview,
am 16.2.1976)

"Wir brauchen keine Zuständigkeitsregelung, der
Staatsschutz lebt davon, daß er von Leuten wahr­
genommen wird, die sich dafür engagieren. Und
Leute, die sich dafür engagieren, wie Her 0 I d
und ich , die f i n den i m m e r
ein e n Weg. Wenn sie eine gesetzliche Re­
gelung haben und sie mal strapazieren müssen, funk­
tioniert sie ja meistens dOCh nicht."

Maihafer (im Bundestag am 12.6.1976)

11 ••• so lange wie ein Teil dieser Vereinigung in
den Zellen sitzt, ein anderer Teil noch im Unter­
grund draußen tätig ist, droht hi8r die Gefahr,
daß die Initiatoren dieser Organisation ihre Ak­
tivitäten auch nach ihrer Inhaftierung fortsetzen •••
sie aus den Ze~len heraus weiter planen und steuern.
Dem muß ein Ende gesetzt werden." I

I.

I
I

,I
I •

I.
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V. Das Vernichtungsprogranungegen .die Gefangenen .aus .de.r.-AAF"

Aber nicht nur in der unmittelbaren, polizeilich-mili­

tärischen Bekämpfung von Subversion und Aufruhr hat die .•

BRD Perfektion erreicht. Sie versucht, ihr Ziel, die

Guerilla "zu tilgen" (Bundeskanzler Schmidt am 25.4.1976

vor dem Bundestag), auch mit der Liquidierung von Ge­

fangenen durch menschenvernichtende Haftbedingungen zu

erreichen.

1. Haftbedingungen

Am krassesten wird die Preisgabe der letzten rechts­

staatlichen Hemmnisse für die politische und letzt­

lich physische Vernichtung der Guerilla bei der Be­

handlung der Gefangenen deutlich.

Gefangene Guerillakämpfer wurden und werden nahezu

ausnahmslos dem Sonderstatut der Isolationshaft un­

terworfen, das unter Anwendung der wissenschaftlichen

Erkenntnisse über sensorische Deprivation prakti­

ziert wird.

Erklärtes Ziel dieser Isolationshaft war und ist es,

die Gefangenen in ihrer Identität zu brechen, die in

ihrer politischen Uberzeugung, in ihrem kollektiven

Lebens-, Lern- und Kampfzusammenhang begründet ist.

Im einzelnen sieht diese Isolationshaft so aus:

a} Die Gefangenen aus der RAP werden vom Tag ihrer

Festnahme an einem besonderen, in keinem Gesetz

vorg~sehenen Haftstatut unterworfen. Im Gegensatz

zu dem Haftstatut, das etwa in Frankreich für po­

litische Gefangene geschaffen wurde, zeichnet
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sich die Sonderbehandlung antiimperialistischer

und antifaschistischer Gefangener in der BRD da­

durch aus, daß Staatsschutzpolizei und General­

bundesanwalt mit Billigung der Regierung versu­

chen, die Gefangenen durch ein ausgeklügeltes

Instrumentarium von Haftverschärfungen zu zer­

stören. Diese Vernichtungshaft besteht in jahre­

langer Isolation, in der syst~~atischen Abschir­

mung der' Gefangenen von jedem unmittelbaren mensch<: ,;
~.• L" ~

lichen Kontakt zu Mitgefangenen. In einenl Scbrei-

ben vom 12.12.1974 des früheren Leiters des Stutt­

garter Gefängnisses, Regierungsdi~ektor Frass,

'wird einer Lockerung der Isolationshaft aus fol­

genden Gründen entgegengetreten:

"Das bisherig~ Sicherheitskonzept der An­
stalt, nämlich die Mitglieder anarchisti­
scher Gruppen von den übrigen Insassen des
Zellenbaus abzuschirmen, wird durchlöchert.
Es entsteht eine Durchlässigkeit, Nachrich­
ten können unkontrollierbar vermittelt wer­
den."

.Beweis: Dokument Nr. 15

Beispielhaft für den Umfang und die Intensität

von sonderbehandelten Maßna~Jaen ist die Verfü­

gung, die der Leiter des Gefängnisses in Witt­

lich am 26.3.1973 auf Betreiben der "Sicherungs­

gruppe Bonn" gegen Holger Meins erlassen hat:

•



•
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Verfügung

Für die Dauer des Aufenthalts des Untersuchungsgefangenen Holger Meins in den

hiesigen Anstalten ordne ich folgendes an:
1. Die Au8enpforte wird vom Aufschluß bis zum Einschluß mit zwei Bediensteten
besetzt. Für die Zeit vom Einschluß bis zum Beginn des Nachtdienstes - wie 2. -
2. Verstärkung des Nachtdienstes um einen zusätzlichen Bediensteten, der den
Bereich des A-Hofes, den Bereich zwischen Außen pforte und Hausvaterei und den

Zugang zum B-Hof kontrolliert und dabei ständigen Kontakt mit der Außenpforte
hält.
3. Verschärfte Kontrollen bei Besuchern jeder Art und bei allen Fahrzeugen. Bei
Personen, die außerhalb der regulären Bürozeiten Einlaß begehren, ist durch vorhe­

rige genaue Vergewisserung die Identität festzustellen, notfalls durch fernmündliche
Anfrage bei der örtlichen Polizeidienststelle. Das gilt auch für uniformierte Perso­
nen.

4. a) Besucher des U-Gefangenen Meins - auch Rechtsanwälte - werden nur nach
ausdrücklicher Weisung des Inspektors für Sicherheit und Ordnung - falls dieser
nicht erreichbar, nach Weisung des Inspektors vom Dienst - zum Besuch zugelas-
sen.

b) Die Besuche finden in einem Raum der Verwaltung statt.
5. a) .Besucher des U-Gefangenen Meins - auch Rechtsanwälte - werden vor der
Zulassung zum Besuch einer körperlichen Durchsuchung (Mantel und Jacke auszie­
hen. Taschen der Kleidung entleeren und Abtasten über der Kleidung) sowie einer
Durchsuchung der mitgeführten Behältnisse (Taschen pp.) unterzogen.
b) Das Mitbringen von Diktiergeräten, Tonbandgeräten u. Ä. zum Besuch wird nicht
zugelassen.

18 Folter in der BRD
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c) Wegen der Durchsuchung weiblicher Besucher ist vor dem Besuch die Kripo Witt­
Iich zu verständigen.

d) Besuche bei dem U-Gefangenen Meins werden nur in Gegenwart von zwei
Beamten durchgeführt.
e) Bei Besuchen durch Rechtsanwälte ohne Besuchsüberwachung wird der
Besuchsraum durch einen bewaffneten Bediensteten abgeschirmt, der vor der Tür
des Besuchsraums zu stehen hat.

f) Der Gefangene wird unmittelbar nach jedem Besuch im Besuchsraum vom
Aufsichtsdienstleiter im Beisein eines weiteren Beamten körperlich durchsucht und
neu eingekleidet.

6. Während der Bewegung des U-Gefangenen Meins im Freien werden keine Fahr­
zeuge in die Anstalt eingelassen, die in den Bereich des A-Hofs fahren wollen. Fahr­
zeuge, die in den übrigen Bereich der Anstalt fahren wollen, werden nur eingelassen,
sofern der Fahrer genau bekannt ist (z. B. Viehhändler B[ ... J, Eieriieferant 0[ ... ]).
Beginn und Ende der Freistunde sind der Außenpforte vom Aufsichtsdienstleiter
jeweils zu melden.
7. Der Untersuchungsgefangene Meins wird auf Abteilung 2, Zelle 51 in strenger
Einzelhaft gehalten.
8. Die unmittelbar rechts und links und die unter und über der Zelle des U-Gefan­

genen Meins liegenden Zellen dürfen nicht mit Gefangenen belegt werden.

9. Die Zelle des U-Gefangenen ist Tag und Nacht unter do~eltem Verschluß zuhalten. Der Riegel wird zusätzlich mit einem VorhängeScl\loß versehen. Der
Schlüssel wird vom Aufsichtsdienstleiter bzw. in dessen AbwesJhheit vom Wachha­

benden verwahrt. Die jeweilige Übergabe des Schlüssels ist in einem besonderen
Buch zu vermerken. Ein Doppel des Schlüssels wird vom Inspektor für Sicherheit und
Ordnung verwahrt.
10. Der Gefangene wird nur im Beisein des Aufsichtsdienstleiters in Begleitung
eines zweiten Beamten in der Zelle aufgesucht.
11. Die Essensausgabe, der Kleidertausch, die Ausgabe von Reinigungsmitteln u. Ä.

erfolgt ausschließlich durch Anstaltsbedienstete ohne Beisein von Gefangenen.
12. Der Abteilungsbedienstete der Abteilung 2 hat die Zelle des U-Gefangenen
ständig unter Bewachung zu halten. Sobald irgendein Gefangener (z. B. Flurreiniger)
in der Nähe der Zelle des U-Gefangenen beschäftigt ist, muß der Abteiiungsbe­
dienstete unmittelbar dabei sein.

13. Vorführungen erfolgen nur nach Anweisung oder Genehmigung des Anstaltslei­
ters, seines Vertreters, des Inspektors für Sicherheit und Ordnung bzw. des Inspek­
tors vom Dienst oder des Aufsichtsdienstleiters.

14. Vorführungen innerhalb des Anstaltsgebäudes erfolgen nur durch zwei
Bedienstete gleichzeitig.
15. Einzelspaziergang mit Bewachung durch zwei Bedienstete. Von diesen ist ein
Bediensteter bewaffnet. Er hat die Waffe verdeckt zu tragen. Einer der Bediensteten
ist mit einem Funkgerätausgerüstet. Ferner ist zu dieser Zeit bei der Pforte, bei dem
Aufsichtsdienstleiter und bei dem Rundgangbediensteten je ein Funkgerät in
Betrieb. Der Rundgangbedienstete kontrolliert während dieser Zeit den Bereich
zwischen Außenpforte und Hausvaterei und den Bereich zwischen Außenpforte und
Durchfahrt zum B-Hof bis zur Wäscherei. Er hat eine Schußwaffe verdeckt zu

tragen.
16. Der U-Gefangene ist bei der Bewegung im Freien ab Austritt aus der Zelle bis
zu seiner Rückführung zu fesseln.
17. Ausschluß von allen Gemeinschaftsveranstaltungen einschließlich Kirchgang.

19 Grundlegende Beschlüsse zur Isolierung
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18. Tägliche Zellenkontrolle in Abwesenheit des Gefangenen und Lelbesvislta­
tion.

19. In der Zelle dürfen keine gefährlichen Werkzeuge (Scheren, Nagelzangen,
Rasierzeug pp.) belassen werden. Wenn sich der Gefangene rasieren will, so ist ihm
sein Rasierzeug mit eingespannter Klinge zu übergeben. Zwei Bedienstete haben
das Rasieren zu überwachen und das Rasierzeug nach beendeter Rasur wieder
einzuziehen und auf Vollständigkeit (Klinge) zu kontrollieren.
20. Zum Baden wird der Gefangene von zwei Bediensteten in das Bad der Hausva­
terei geführt.
21. Der Gefangene trägt Anstaltskleidung, sofern nicht für Einzelfälle etwas Anderes
angeordnet wird.
22. Keine Arbeitszuweisung.
23. Bei Gefahr im Verzuge treten die besonderen Anordnungen nach dem Siche­
rungs- und Alarmplan in Kraft.
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Beweis: Kursbuch Nr~ 32 über Folter in der BRD

Dokument Nr •.J6

Die Zellen oberhalb, unterhalb und seitlich

von Holger Meins waren noch bei seinem Tod

am 9. November 1974 leer: ein sichtbares Zei­

chen der menschenvernichtenden Isolation, ge­

gen die Holger Meins bis zu seinem Tod gekämpft.
hat.

Langzeitisolation schränkt die Kommunikations­

möglichkeiten so weit ein, daß eine Auszehrung

der Wahrnehmungs-, Denk- und Gefühlskräfte ein­

tritt.

Wissenschaftlich ist seit langem anerkannt, daß

anh~ltende Isolationshaft eLnen physischen und

psychischen Zerstörungsprozeß in Gang setzt.

Langzeitisolation ist ein bewährtes Mittel, um

Gefangene zu zermürben und ihre politische Identi­

tät zu zerstören.

Beweis: Anhörung von Sachverständigen über die
Entstehung, Anwendung und Wirkungsweise
dieser besonderen Haftbedingungen.

Die anhaltende Isolationshaft zielt gleichzei­

tig darauf ab, durch diese Form weißer Folter

zu Aussagen der Gefangenen und zu Erkenntnissen

über Strukturen und Organisationsformen r~volu­

~ionären Kampfes zu gelangen.

In diesem Zus~menhang ist auf folgende Passage

in dem Artikel "Ideales Studienfeld" über Folter­

praktiken bei der Ausbildung von US-Spezialein-.
heiten hinzuweisen ("Der Spiegel", Nr. 17/1976,

S. 199):

....., ".'.

I
I
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"Zahlreiche. psychiatrische Untersuchungen von
Korea- und Vietnamgefangenen hatten die. Ef­
fizienz'des Brutal-Drills längst fraglich
erscheinen lassen. Kleine GIs ebenso wie
groß dekorierte Kriegshelden waren nicht
etwa durch Folter oder Erniedrigung weich
geworden. Sie zerbrachen vielmehr am Druck
der destruktiven Wirkung längerer Isolation
und Dunkelhaft. Wird das Gehirn reizmäßig
unterernährt, entzi.eht man ihm Farben, Töne,
Gerüche, Tastempfindungen, so gutachtete
vor neun Jahren der Princeton-psychiater
Bryant Wedge, dann sei Gehirnwäsche leicht
möglich. "

Beweis: 5.achverständige

b) Die Anordnung der Isolationshaft ist darauf an­

gelegt, die Aussageverweigerung des Gefangenen

ein fundamentales Recht jedes Beschuldigten ­

darüber zu brechen, daß der Gefangene selbst ge­

brochen wird, das heißt: seine Gesinnungsänderung

durch Gehirnwäsche erpresst wird.

Beweis: Sachverständige

Die Sonderbehandlung durch Isolation als Haft

form zur Zerstörung der Identität der Gefangenen

a~s der RAF wurde und wird vom Generalbundesan­

walt in enger Zusammenarbeit mit dem Bundeskri­

minalamt zentral gesteuert. Nach den Richtlinien

für das Strafverfahren ist der Generalbundesan­

walt die Schaltstelle zwischen politischer Poli­

zei und Justiz.

Die Isolationshaft gegen Untersuchungsgefangene

wird zwar formaljuristisch vom Richter festge­

setzt. Die wirkliche Entscheidung über die Haft­

bedingungen der Gefangenen werden jedoch von ano­

nymen Sicherheitsbeauftragten getroffenQ Diese

erhalten ihre Weisungen von der Staatsschutzab-.
teilung des BundeskrirninalamtesQ
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Die Sicherheitsbeauftragten des Staatsschutzes

stellen ihre Forderungen nicht direk~ gegenüber

dem Haftrichter, sondern gegenüber den Leitern

der Gefängnisse und den Justizrninistern der Bun­

desländer, in denen die Gefangenen untergebracht

sind. Die Leiter der Gefängnisse legen die ihnen

vom Staats schutz diktierten Haftbedingungen über

die Bundesanwaltschaft oder die politischen Ab­

teilungen der Staatsanwaltschaften dem Haftrich­

ter vor, der sie - allenfalls mit geringen Aus­

nahmen - genehmigt.

Beweis: Vernehmung der p;echtsanwälte
Otto Schily und·
Hans-Christian &tröbele
sowie Bericht ü~er die Haft­
bedingungen im Nachrichtenma­
gazin "Der Spie~el" vom 24Q6Q1972,
Dokument Nr. 17'

Amnesty International hat anerkannt, daß Isolation

zu den ~odernen Formen psychischer Folter zähltQ

Beweis: Bericht von Amn~sty International vom
Dezember 1975, veröffentlicht in Fischer­
Taschenbuch Nr. 1.711,
Dokument Nr.

c) Die BP~ hat die menschenvernichtenden Haftbe­

dingungen gegen antiimperialistische und anti­

faschistische Gefangene entgegen den offenkundigen

Tatsachen jahrelang geleugnetQ Wenn Verteidiger

den Vorwurf der Isolationsfolter, der Gehirnwäsche

und der Vernichtungshaft erhoben haben, setzten

sie sich straf- und berufsrechtlichen Verfolgungs­

maßnahmen aus.

Beweis: Vernehmung d~r Verteid~ger der Gefangenen
aus der RAF
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Dr. Klaus Croissant, Stuttgart
Dr. Heinz Düx, Frankfurt
Klaus Eschen, Berlin
Armin Golzem, Frankfurt
Kurt Groenewold, Hamburg
Heinrich Hannover, Bremen
Dr. Hans-Heinz Helili~ann,Darmstadt
Dr. Dieter Hoffmann, Berlin
Gerhard Knöss, Frankfurt
Rainer Köncke, Hamburg
Arndt Müller, Stuttgart
Michael Oberwinder, Frankfurt
Rupert von Plottnitz, Frankfurt
Prof. Dr. Ulrich Preuss, Bremen
Petra Rogge, Hamburg
Dr. Gerd Ternrning,Frankfurt
Otto Schily, Berlin
Henning Spangenberg, Berlin
Ha~s-Christian Ströbele, Berlin

Das Vernichtungsprogra~~ der BRD. ist im StarnmheLrner

Prozeß endgültig öffentlich ~ntlarvt worden. Nach

der Erstattung d.er Gut.achten unabhängiger medizi ...

nischer Sachv~rständiger im Herbst 1975, die vom

Gericht beauftragt worden waren, kann niemand mehr

leugnen, daß die Gefangenen aus der RAF menschen ...

vernichtenden Haftbedingungen ausg~setzt werden
,

Niemand kann mehr in Zweifel ziehen, daß durc~an~
haltende Isolation eines Menschen ein existentiel­

ler Liquidierungsprozeß in Gang gesetzt wird, daß

Isolation in der Tat "die schlimmste Form der Fol­

ter" ist, wie der griechische Admiral Engolfopoulos

als Zeuge im Prozeß gegen die Folterknechte der

ehemaligen Militärjunta in Athen bekundet hat.

Beweis: Gutachten der Professoren Dr. Müller
und DrQ Schröder, Dr. Mende und Dr.
Rasch,
Dokumente Nr. 18 ...20

Bericht der Frankfurter Allgemeinen Zei­
tung über die Aussage im Athener Fol'"
ter.prozeß,
Dokument Nr. 2J
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Die ärztlichen Sachverständigen im Stammheimer

Prozeß stellten fest, daß die- Gefangenen infol~

ge der Langzeitisolation faktisch nicht mehr

verhandlungsfähig waren. Sie forderten deshalb

eine grundlegende Änderung der Haftbedingungen.

Die Aufhebung der Isolationshaft wurde von vier

weiteren Sachverständigen gefordert, die in Pro­

zessen g~gen Gefangene aus der RAP vor den Ge­

richten in Hamburg und Kaiserslautern als Gutach­

ter bestellt worden waren.

Beweis: Gutac~ten der Sachverständigen
Volke~ Stöwsand, Privatdozent
Dr. Naeve, Oberarzt Kr. Kreiter
und Prof. Dr. Frey,
Dokum~nte Nr. 22 - 25

Privatdozent ~r. Naeve, der Leiter des gerichts­

ärztlichen Di~nstes der Gesundheitsbehörde Ham­

burg, hat in 3einem Gutachten vom 16.9.1975 in

dem Verfahren gegen die Gefangene Irmgard Möller

zu den Wirkungen der Langzeitisolation folgendes

festgestellt und hieraus die ärztliche gebotene

Forderung erhoben:

"Die langzeitige und zeitweilig nahezu voll­
ständige Isolierung der Untersuchungsgefan­
genen von Mitgefangenen, der zwangsweise
weitgehend unterLrochene Kont~kt zu anderen
Personen hat zweifelsfrei zu einer wesent­
lichen Beeinträchtigung der psychischen
Funktionen und Leistungsfähigkeit geführt,
op~e daß sich das Ausmaß dieser Störungen
auf die Einzelbereiche exakt bestimmen läßt.

Vom gerichtsärztlichen Standpunkt aus ist
zur Vermeidung noch ausgeprägterer psychischer
Störungen bei Fortdauer der Isolierung in vorge­
nanntem Sinne - denen dann ein Krankheitswert

beizumessen wäre - unbedingt die vollständige
Aufhebung der Isolierhaft zu fordern. I. Möller
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deren Gntersuchungsgef~ngenen gleichzustellen. '
Anderenfalls besteht Gefahr einer bedeutenden und
nicht gutzumachenden Störung ihrer Gesundheit."

(Hervorhebungen hinzugefügt)

Das Gutachten des Arztes Folker Stö~vsand vom 16.9.1975

über Irmgard .Nöller ist zum Ergebnis gekornrnen,daß Irm­

gard Möller unter den Bedingungen der Isolationshaft

verhandlungsunfähig ist.

Be\'7e1s:Gutachten vom 16.9.1975, Dokument Nr. 25 a

Gleichwohl wird,dieses vernichtende Haftstatut nach wie

vor gegen politische Gefangene in der BRD angewendet.

Beweis: ~vörtlich gleichlautende Beschlüsse des Bundesge­
richtshofs vom 3.12.1976 gegen Siegfried Haag
und Roland Nayer,
Dokumente Nr. 26 - 27
(dieselben Beschlüsse sind gegen die politischen
Gefangenen Shbine SCh.l,Ütz,Enno 130rstelmann und
Gerhard Abartus ergangen).

Kein Richter, kein Leiter einer Haftanstalt, kein Justiz­

minister kann allerdings mehr "behaupten, nicht zu wissen,

daß Isolation Folter, Gehirnwäsche und Vernichtungshaft

ist •.Die für den Haftvoll~ug verantwortlichen Personen

können nur noch sagen: der Bundesgerichtshof hat die Lang­

zeitisolation durch einen grundsätzlichen Beschluß des

dritten Strafsenats vom 22.10.1975 für Recht erklärt, und

das Bundesverfassungsgericht hat diese Entscheidung im

Januar 1976 bestätigt. Eine "zahle:nrnäßigverschwindend

gerin~e Gruppe der Bevölkerung" - wie es im Beschluß des

Bundesgerichtshofes heißt - "darf" also einem gesundheit­

lichen Zerstörungsprozeß ausgesetzt werden, auch wenn an

dessen Ende die Vernichtung der physischen Existanz der

Gefangenen steht.

Beweis: Beschlüsse des Bundesgerichtshofes vom 22.10.1975,
des Bundesverfassungsgerichts vom Januar 1976
Dokumente Nr. 28 - 29

sowie Ana~yse des BGH-Beschlusses durch die Stamm­
heirner Gefangenen, an der Ulrike Meinhof wesent­
lich ffiitgearbeitet hat,
Dokument Nr. 30
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Der dritte Strafsenat des Bundesgerichtshofes

praktiziert mit der Entscheidung vom 22.10.1976

nicht mehr den versteckten, sondern des offenen

Faschismus: Die bewußte Mißachtung des Lebens,

der Gesundheit, der Identität, der Würde des

politischen Gegners. Wehrlose Gefangene allein

aus Sicherheitsgründen zerstörerischen Haftbe­

dingungen auszusetzen, ist Ausdruck nackter,

menschenfeindlicher, entwürdigender oder - mit

einem Wort - faschistischer Gewalt.

2. Liquidierung von Gefangenen

Neben dieser ratenwe~se Vernichtung politischer Ge­

fangener sind die Staatsschutzbehörden auch nicht

vor der direkten Liquidierung von Gefangenen durch

VGrweigerung der notwendigen ärztlichen Behandlung

zurückgeschreckt.

Vor dem Tod.von Ulrike ~iliINHOFstarben drei Gefangene

aus der R.<\.F:

Holger M EIN S ,

am 9.11.1974 im Gefängnis in Wittlich

Katharina H A M M E R S C H M I D T

a~ 29.6.1975 wegen eines Twnors, der im Berliner
Fraue~gef5ngnis bewußt drei Monute lang nicht
diagnostiziert und behandelt wurde, bis er in­
operabel war.

Siegfried HAU S N E R

am 4.5.1975 im Gefängnis in Stuttgart-Sta~nmeim.

a) Holger M EIN S bet~iligte sich an dem großen

Hungerstreik der Gefangenen aus der R~F (13.9.1974 -

:

,-
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4.2.1975). Gründe und Ziele dieses Hungerstreiks

haben die Gefangenen aus der RAP in der Hunger­

streikerklärung vom 13.901974 dargelegt, die Ver­

teidiger in einer Pressekonferenz vorn 16.10.1974.

Beweis: Hungerstreikerklärung und Presse­
mitteilung,
Dokumente Nr. 4 und 31

Der Generalbundesanwalt und die "Sicherungsgruppe

Bonn" haben den kollektiven Hungerstreik der Ge­

fangenen dazu benutzt, Holger Meins durch systema­

tische Unterernährung gezielt zu exekutieren. An­

fangs wurde die Zwangsernährung auf brutale und

äußers-t schmer2hafte Art gegen die Regeln der

ärztlichen Kunst durchgeführto Rechtsan,valt Rupert

von Plottnitz erstattete deshalb durch Schriftsatz

vom 15.10.1974 Strafanzeige gegen den Anstaltsarzt

wegen Körperverletzung im Amt.

Beweis: Strafanzeige, Dokument Nr. 32

Später wurde die Zwangsernährung nur noch zum

Schein durchgeführt. Bei 400 Kalorien täglich,

die Holger Meins noch erhielt, ist es nur eine

Frage der Zeit, zuletzt von Tagen, bis ein Mensch

stirbt.

Beweis: Sachverständigengutachten

Am 21.10.1974 hatte das Oberlandesgericht Stutt~

gart die Verlegung von Holger Meins nach Stutt­

gart-Stammheim bis spät\:::::;tenszum 2.11.1974 an­

geordnet ••Bereits am 24.10.1974 teilte der General-­

bundesanwalt Buback dem Gericht mit, daß der Ver­

legungstermin nicht eingehalten werde •
..

-'.-,'~ -"S-...,~..":t-Y--··"'1J-l""-·'~~"" .. ~.•• ~" •... ",,;
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Beweis: Verlegungs anordnung vom 21.10.1974
und die Weigerung des Generalbundes­
anwaltes vom 24.10.1974,
Dokumente Nr. J3 - 34

Die Verlegungsfrist wurde von der Bundesanwalt­

schaft vorsätzlich mißachtet, obwohl sie über

alle sächlichen und personellen Mittel für den

rechtzeitigen Transport verfügte.

Auch die vom Gericht gesetzte Nachfrist zum

4.11.1974 wurde von der Bundesanwaltschaft be­

wußt nicht eingehalten. Daß Holger Meins so lange

im Gefängnis von Wittlich blieb, bis er tot war,

haben der General?undesanwalt und die Sicherungs­

gruppe arrangiert. Am 8.11.1974 fuhr der Arzt des

\Ü ttlicher Gefängnisses, Dr. Hutter, über das \vo­

chenende unbekannten Ortes in Urlaub, nachdem er

zuvor ein Telefongespräch mit dem Vollzugsarzt,

Dr. Degenhardt, dem Vertrauensarzt der Bundesan­

waltschaft, geführt hatte.

Am nächsten 'Tag starb Holger Meins. Er wog bei

einer Körpergröße von 1,83 m bei seinem Tod noch

39 kg.

Beweis: Vernehmung der Ärzte Dr. Hutter, von
der Justizvollzugsanstalt Wittlich,
und Dr. Degenhardt, von dem Vollzugs­
krankenhaus Kassel.

Das Strafanzeigeverfahren gegen Generalbundesan­

walt Siegfried Buback, den Leiter der Staats­

schutzabteilung des Bundeskriminalamtes (Sicherungs­

gruppe Bann), gegenden Gerichtsvorsitzenden des

St~~eimer Prozesseß, Dr. Theodor Prinzing, ge-

gen den Leiter des Gefängnisses in Wittlich und

I
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den dortigen Sicherheitsbeamten, sowie gegen

den Anstaltsarzt Dr. Hutter wurde von der Staats­

anwaltschaft Trier zwei ~ahrc später durch Verfü­

gung vom 20.8.1976 eingestellt. Der Einstell~ng5­

bescheid wurde am gleichen Tage bekanntgegeben,

an dem der griechische Verteidiger des antiim­

perialistischen Widerstandskämpfers Rolf Pohle,

Rechtsanwalt Evangelis Giannopulos, das Foto der

Leiche von Holger ~leins auf einer Pressekonferenz

in Athen 'zum Schutze seines Mandanten zeigte, und

am gleichen Tage, an dem auf einer Pressekonferenz

in Stuttgart die Zus~mensetzung der Internationalen

Untersuchungskommission zur Aufklärung des Todes

von Ulrike Heinhof bekanntgegeben wurde.

Gegen diesen Einstell~ngsbeschGid hat Re~htsan­

walt Rupert von Plottnitz im Auftrag des Vaters

von Holger Me~ns Beschwerde eingelegt~ Ferner

hat Rechtsanw~lt Dr. Croissant am 7.2.1977 im

Prozeß gegen die Gefangenen aus dem KO~~ffiNDO

HOLGER ~lliINSvor dem Oberlandesgericht Dlisseldorf

einen Beweisantrag auf Vernehmung von 52 Zeugen

und Sachverständigen gestellt, um in der offiziel­

len Hauptverhandlung folgenden Nachweis zu fUh­

ren:

~Holger Meins ist während des kollektiven
Hungerstreiks, den die Gefangenen aus der
RAP geg'en die systemati,sc:l-3Vernichtunsshaft
in acht Gefängnissen in der ERD vom 13.9Q1974
bis 5.2.1975 geflihr~ haben, unter der Regie
des Generalbundesanwalte~ Siegfried Buback
und des Leiters der Staatsschutzabteilung
des Bundeskrimip.alamtes und dessen Präsi­
denten, Dr ••Ho:st Herold, durch be\'lUßteMani';"
pulation des für seinen Transport in die Voll­
zugsanstalt Stuttgart-Stammheim besti~mten
äußersten Zeitpunktes unter der ~IitveranttHortung
des Gerichtsvorsitzenden Dr. Theodor Prinzing
und maOgeblicher Vollzugsbediensteter plan­
mäßig hingerichtet worden.1I
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Beweis: - Strafanzeige vom 19~11~1974 wegen
der Ermordung von Holger Beins,
Doku~ent Nr. 35

Einstellungsbescheid dar Staatsan­
waltschaft Trier vom 20.8.1976,
DokuIl1.entNr. 36

Beschwerdebegründung von Rechtsanwalt
Rupert von Plottnitz vom 7.101977,
Dokument Nr. 37

Beweisantrag von Rechtsanwalt
Dr. Klaus Croissant, 7.2.1977
Dokument Nr. 38

Stellungnahme der Bundesanwaltschaft
vom 1 6 • 2. 1 9Ti ,
Dokument Nr .•39

Erwiderung von Rechtsanwalt Croissant
vom 2. 3. 197 7 I'
Dokument Nr. ,40

b) Rechtsanwalt Otto Schily, Berlin, erstattete

noch zu Lebzeiten von Katharina H a m m e r ­

s c h m i d t eine eingehend begründete Straf­

anzeige wegen eines Verbrechens der versuchten

Tötung.

i3e'tlcds: Strafanzeige vom 9.1.1974
Dokument Nr. 41

Auch dieses Ermittlungsverfahren wurde von der

Staatsanwaltschaft eingestellt.

Beweis: Einstellungsbescheid vom 13.8.1974,
Dokument Nr. 42

•
Gegen Rechtsanwalt Schily leitete die Staatsan­

waltschaft Berlin anschließend ein Strafverfahren
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die Rechtsanwalt Schily zu Beginn dieses Prozes~.
ses abgegeben hat, wird vorgelegt. Dokumente

Nr. 42a - 43.

Rechtsanwalt Schily wurde in erster Instanz

freigesprochen. Die Staatsamvaltschaft betreibt

das Verfahren weiter, um seine Verurteilung zu

erreichen.

c) Bei Siegfried Hau s n erhaben Bundesanwalt­

schaft und Bundeskriminalamt die Zeitspanne, in

der sie die ausschließliche Verfügungsgewalt über

den Gefangenen hatten, zu dessen Hinrichtung auf

kaltem Hege benutzt. Am 29.4.1975 gab die Bundes­

anwaltschaft die Weisung, den sch\ververletzten

und mit dem Tode ringenden Gefangenen in das Kran~

kenrevier des Stuttgarter Gefängnisses zu trans­

portieren. Dies bedeutete für Siegfried Hausner

nach medizinischer Auffassung das sichere Todes­

urteil. Bei der Schttlereseiner Verletzungen hätte

er nur durch eine Intensiv- und Spezialbehandlung

in einern Krankenhaus gerettet werden könnenQ

Am,3004.1975 versuchte die Bundesanwaltschaft,

Siegfried Hausner den Haftbefehl verkünden zu

lasseno Der Gefangene gab auf Befragen mit äußerster

Mühe zu verstehen, er wolle einen Verteidiger spre~

chen. Das Benachrichtigungsschreiben des General­

bundesanwalts vom 3004.1975 wurde jedoch ausweis­

lich des Poststempels erst am 505.1975 an den

Verteidiger abgesandt, einen Tag nach dem Tode

des Gefangenen.

Beweis: Benachrichtigungsschreiben nebst Brief­
umschlag,
Dokumente Nr. 44 und 45
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Rechtsanwalt Dr. Croissant erstattete am 18.6.1975

gegen die für den Tod des Gefangenen verantwort­

lichen Personen Strafanzeige und gab diese auf

einer Pressekonferenz in Stuttgar~ bekannt.

Beweis: Strafanzeige nebst Anlagen,
Dokument Nr. 45 a

Fünf Tage später wurde er verhaftet, ebenso Rec~ts­

amval t Ströbele, de'r an der Pressekonferenz teil­

genornmen hatte.

Durch Bescheid vom 2•..10.1975 stellte die Staats­

anwaltschaft Karlsruhe das Strafanzeigeverfahren

.ein, ohne die Ermittlungen aufgenorrmen zu haben.

Beweis: Einstellungsbescheid,
Dokument Nr. 45 b

Im Prozeß vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf

gegen die überlebenden vier Gefangenen aus dem

KO~~NDO HOLGER HEINS stellte die Verteidigung

zwölf Beweis~nträge, um die Liquidierung des

schwerverletzten Gefangenen durch die Bundesan­

waltschaft und das Bundeskriminalamt nachzuwei-

sen.

Beweis: Beweisanträge (Nr. 1 - 12),
Dokument Nr. 46

Sämtliche Beweisanträge wurden abgelehnt, S31bst

d~r Antrag auf Beiziehung des ärztlichen Protokolls

Über die Obduktion der Leiche Siegfried Hausners.

Die Autopsie war vom gleichen Gerichtsm~diziner,

Professor Rauschke durchgeführt worden, der am

9.5.1976 die Leiche Ulrike Meinhofs obduziert

hatte.
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Beweis: Vernehmung des Verteidigers,
Rechtsanwalt Dr. Klaus Croissant

3. Liquidierungsversuche

Bei anderen Gefangenen aus der RAF konnte deren

Liquidierung nur durch Mobilisierung der letzten

Reste von kritischer öffentlichkeit in der BRD

verhindert werden.

a) Andreas Baader wurde bei einem früheren Hunger­

streik, der am 8.5.1973 begann, a~ 30.5.1973 das

Trinkwasser vollständig abgestellt, nachdem er

acht Tage zuvor statt 1 1/2 Liter Wasser tLglich

nur einen kleinen Bruchteil Wasser erhielt. Der

Gefängnisarzt Dr. Degenhardt, erklärte ihm am

Samstag, den 2.6.1973, er sterbe entweder inner­

halb der nächsten zehn Stunden oder er trinke

Milch. Der Gefangene konnte zu diesem Zeitpunkt

infolge akuter Vergiftungserscheinungen fast nichts

mehr sehen.

Beweis: Vernehmung des Dr. Degenhardt von der
Justizvollzugskrankenhaus Kassel.

\vasserentzug bei Hungerstreik ist eine medizinisch

unverantwortliche und lebensgefährliche Maßnahme.

Sie kann in jedem Falle zu schweren gesundheit­

lichen Schäden führen. Als Folge dieses Trinkwas­

serentzuges stellte sich bei Andreas Baader eine

Nierenerkrankung ein. Der Arzt, Dr. Seibold, stellte

bei einer Untersuchung am 1.6.1973 Druck- und Kopf­

schmerz im Bereich beider Nierenlager und im Lum­

bosakralbereich festQ Am 12.6.1973 wurde eine deut­

liche Mikrohaematurie nachgewiesen und am 15.5.1973.
wurden massenhaft Enythocyten im Urin festgestellt.

Beweis: Vernehmung von Rechtsanwalt Hans-Christian
Ströbele
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Dem Generalbundesanwalt und dem Bundeskriminal­

amt war bekannt, daß die Nier~~ des Gefangenen

nur noch in erheblich eingeschränktem Umfang

funktionsfähig-waren. In Kenntnis dieser Tat­

sache wurde die Zwangsernährung bei Andreas

Baader am 4.11.1974, dem 51. Tag des Hunger­

streiks, eingestellt.

Beweis: Vernehmung von Andreas Baader und
von Rechtsanwalt Dr. Croissant

Die Einstellung der Zwangsernährung bei dem nie­

renkranken Gefangenen führte zu einer erhöhten

Lebensgefahr, die innerhalb von wenigen Tagen zu

seinem Tod hätte führen können.

Beweis: Vernehnung eines Sachverständigen sowie
Gutachten der medizinischen Universitäts­
klinik Heidelberg - Direktor Professor
Dr. Schettler - vom 2.6.1973,

DokumentNr, 47

Dieses Gutachten hatte die Verteidigung nach dem

ersten Trinkwasserentzug bei Andreas Baader ein­

geholt.

Be<.veis:Vernehmung von Rechtsanwalt Hans­
Christian Ströbele, Berlin

Der Leiter des Gefängnisses in Sch~almstadt/Hes­

sen, Regierungsdirektor Wachter, erklärte Andreas

B~ader fu~ 4.11.1974, nach der Einstellung der

Zwangsernährung, wenn er im Koma liege, werde

man weitersehen.

Beweis: Vernehmung von Andreas Baader•

-'
\~-('"
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Rechtsar1.'.lalt Dr. Croissant hat nach Empfang

der J:Iachrichtüber die Einstellung der Z'l;angs­

ernährung arn 7.11.1974 eine Pressemitteilung

herausgegeben, in der 2S unter anderem h~ißt:

11 B(T8i ts 'd~ihrendde.s leL.:I.:enHungerstreiks
im Mai/Juni 1973 haben die Vollzugsanstal~

ten Schwalmstadt und d~r Arzt Dr~ Degenhardt,
der Leiter des Vollzugskrankenhaus~s der
Justizvollzugsanstalt Kassel, Andreas Baa­
der Aas Trinkwasser entzogen. Durch diesen
kalkulierten Mordversuch, der mit Hissen und
~fullen des Generalbundesanwaltes und der
Staatsschutzabteilung des Bundeskriminal~
amtes unterno~~en wurde, sind die Nieren des
Gefangenen schwer ge.sch2i.digtworden: aie
sind nur noch zu ein!~.mVi.ertel funki:ion~:;­
fähig. Die Zwangsernährung während des jBtzt
laufenden Hungerstreiks wurde nur unregel­
mäßig alle zwei Tage durchgeführt. Dies hat­
te zur Folge, daß der Gefangene ständig an
Gewicht verlor ••••.• Die Verteidigung h~t
heute beim Oberlandesgericht Stuttgart be­
antragt,die Bundesanwaltschaft und die
Staatsschutzabteilung des Bundeskriminal­
amtes anzuweisen, die ber.eits vor mehreren
Wochen gerichtlich beschlossene und vom
Staats schutz apparat hintertriebene Verle­
gung des Gefangenen von Schwalmstadt in
die Justizvollzugsan~it.alt Stuttgart-Starnm­
heim umgehend durchzuführen, um den Tod
des Gefangenen zu verhinder."

Beweis: Pressemitteilung vom 7.11.1974,
Dokument Nr. 48

Wenige Stunden nach Herausgabe dieser Pressemit­

teilung wurde Andreas Baader von der Staatsschutz­

abteilung des Bundeskriminalamtes in das Stutt­

garter Gefängnis verlegt, obwohl er nach dem Ge­

richtsbeschluß als letzter Gefangener, also nach

Holger Meins, hätte verlegt werden sollen.

b) Ein weiterer Liquidierungsversuch durch Entzug
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des Trin~wassers lief vom 14. bis 18.10 •.1974 gegen

den Gefangenen aus der RP.F, Ronald Augustin. Am

19.10.1974 vrurde der ,Gefangene wegen der rapiden

Verschlechterung seines Gesundheitszustandes durch

den Wasserentzug in die medizinische Hochschule

nach Hannover verlegt. Die dortigen Ärzte waren

über den Trinkwasserentzug und seine Folgen em­

pört.

Bertleis:VernehI!lUngvon Rech·tsanwalt Hans-Christiar~ ..:;'
Ströbele und Ronald Augustin.

Der Abbruch des lebensgefährlichen Experiments

konnte von der Verteidigung nur mit Hilfe des

Gerichts erzwungen werden, das durch Beschluß an­

ordnete, daß dem Gefangenen rl'rinkwasser zur Ver­

fügung zu stellen sei.

BeHeis: Vernehmung von Rechtsanwalt Kurt Groene­
wold, Ost~rstraße 100, 2000 Hamburg

Das von Rechtsanwalt Kurt Groenewold eingeleitete

Strafanzeigeverfahren gegen den Gefängnisarzt, der.4~
leitenden Medizinaldirektor Dr. Kollutschek, wur-

de von der Staatsanwaltschaft Oldenburg am 28 •.11.

1975 eingestellt.

Be't7eis:Strafanzeige vom 28.10.1974,
Dokument Nr. 49
sowie Einstellungsbescheid der
Staatsanwaltschaft Oldenburg
vom 28.11,1975,
Dokument Nr •

•
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VI. Die Sondermaßnahmen gegen Ulrike Meinhof

Ulrike Meinhof wurde innerhalb dieses Vernichtungs-..
programms der StaatsschutzbehÖrden noch zusätzlichen,

verschärften Maßnahmen unterworfen. Sie alle dienten

dem Ziel, die politische Identität Ulrike Meinhofs

zu brechen und sie als das Produkt eines psychopathi­

schen Krankheitszustandes erscheinen zu lassen.

1. Toter Trakt

Bereits am Tag nach ihrer Verhaftung wurde Ulrike Mein-

. hof in das Gefängnis in Köln-Ossendorf transportiert,

und dort in der leerstehenden frauenpsychiatrischen Ab­

teilung, einem von der übrigen Anstalt abgetrennten

Trakt, untergebracht. In dieser Abteilung war sie nicht

nur vollständig sozial isoliert, sondern auch von der

\vahrnehmung von Geräuschen und StiwQen abgeschnitten.

Der Gefängnisleiter hat diese Tatsache in einem Schrei­

ben an seinen Dienstvorgesetzten mit folgenden t':orten

zum Ausdruck gebracht:

"Während die Untersuchungsgefangene Proll im
Nännertrakt der Untersuchungs abteilung zumin­
dest akustisch an dem Leben in dieser Anstalt
teilnehmen kann, ist die Gefanqene (-leinhofin
ihrem Haftraum auch akustisch L:;oliert."

BeTtTeis:Schreiben vom 20.12.1972
Dokument Nr. 50

Zeichnung Ulrike Meinhofs über den Toten
Trakt, Dokument Nr. 51

Die Zelle von Ulrike Meinhof war "aus hygienischen

GrUnden" weiß gestrichen. Das Zellenfenster war mit

einem Fliegengit~erdraht bespannt. Die Zellenbeleuch­

tung brannte \vährend ihrer Unterbringung im Toten Trakt
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bei Tag und Nacht.

Beweis: Schreiben der Staatsanwaltschaft Köln
an Prof. Preuss vom 28.3.1974
und Verfügung des Bundesgerichtshofs
vom 19.2.1973,
Dokumente Nr. 52 - 53

Der Gefängnispsychiater Dr. Goette hat diesen Trakt

als "stille Abteilung" bezeichnet. Ulrike Meinhof

wurde in diesem schalltoten und menschenleeren Trakt

zunächst vom 16~6.1972 bis 9.2.1973 ununterbrochen ­

237 Tage lang - allein gefangengehalten.

Zin zweites Mal wurde sie dort vom 21.12.1973 bis

3.1.1974 für zwei Wochen untergebracht.

Bs.1.'T\ dritten Hal r..rord.esie gemeinsam mit Gudrun

Ensslin im Toten Trakt gefangengehalten (5.2. ­

'30. 4 • 197.:1) "

Professor Dr. Preuss hat wegen der Unterbringung

Ulrike Meinhofs im Toten Trakt am 27.6.1973 Strdf­

anzeige wegen Körperve!letzung im Amt gegen den

Justizmir.ister 'des Landes Nordrhein-Westfalen, Dr.

Dieter Posser, erstattet. Er hat außerdem durch

Schriftsatz vom vom 10.8.1973 bei dem Präsidenten

de3 Justizvollzugsamtes Nordrhein-Westfalen bean­

tragt, den als "Frauenpsychiatrie" bezeichneten Ge­

EJngnistrakt zu entwidmen, das heißt, nie mehr fUr

die Zwecke der Unterbringung von Gefangenen zu be-

nützen.

Bs''''eis:Strafanzeige und Entwidmungs.antr;:,;;I
Dokumente Nr. 54 - 55

Der l\.nstaltspsyohiater Dr. Goette hat sich zur voll-.
ständigen Isolierung der i~ gleichen Gefängnis unter-

gebrachten Gefangenen aus der ~~F, Astrid Proll, in

-

"
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in einem Schreiben vom 16.11.1972 wie folgt ge­

äußert:

"Vom ärztlichen Standpunkt ist eine so strenge
Isolierung auf längere Zeit für einen Menschen
grundsätzlich nicht günstig. Wenn man dadurch
auch keine endogene Psychose bekommt, so kann
es doch durch den Streß zu vegetativen Störungen
kommen, die den Betreffenden erheblich beein­
trächtigen kannen. Psychiatrisch wäre es also
wünschenswert, wenn die strenge Isolierung
wenigstens stundenweise gelockert würde, falls
sich nicht überhaupt eine ganz andere Unter­
bringung verantworten ließe."

Beweis: Schreiben vorn 16.11.1972,
Dokument Nr. 56

Astrid Proll mußte im Verlauf ihres Proze~ses wagen

lebensbedrohlichen Isolationsschäden entlassen wer­

den.

Bevleis: Gutachten des Facharztes für Innere Medi­

zin, Dr. Jargen Schmidt-Voigt, vom 25.1.1974,
Dokument Nr. 57

Der PsychOloge Jarrner des Kölner Gefängnisses hat

sich am 1.2.1973 zu der Art der Inhaftierung von Ul­

rike Meinhof wie folgt geäußert:

"Die fast vollkornr.leneIsolation. der Untersuchungs­
gefangenen Heinhof in der Psychiatrischen Unter­
suchungsabteilung für weibliche Gefangene ••••••
die psychische Belastung für die Gefangene geht
wohl erheblich über das Maß hinaus, die bei dem
Vollzug der strengen Einzelhaft normalerNeise un­
umgänglich ist. Wenn die strenge Einzelhaft für
einen Gefangenen erfahrungsgemäß nur begrenzte
Zeit erträglich ist, so gilt dies in besonderer
Weise für die Gefangene Meinhof, da diese fast
vollständig von Umweltwahrnehmungen ausgeschlos­
sen ist.1I

•.

Beweis: Vernehmung des Anstaltspsychologen Jarmer

•.••••.•-:- •. ", .•..••• : '--l'l"""'" .. -••••
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Die Unterbringung eines Menschen in einem geräusch­

isolierten Gefängnistrakt ist Folter. Kein Mensch.

kann längere Zeit ein akustisches und soziales Va­

kuum ertragen. Das ZeitgefÜhl und der Gleichgewichts-­

sinn werden zerstört. Zum System der weißen Folter

gehört, daß die Qual des Gefangenen mit der Dauer

der Folter nicht abnimmt, sondern sich potenziert.

Das Ergebnis ist schließlich eine irreversible Ge­

hirnwäsche, die zuerst die Kontrolle des Gefolterten

über das, was er redet, auflöst, über seine Sprache,

er st~~elt. Seine Fähigkeit, auch nur einen einzigen

Gedanken zu fassen, wird zerstört. Übrig bleibt ein

Körper, äußerlich sichtbar kaum versehrt.

BeTdeis: Vernehmung von Sachverständigen für
sensorische Deprivation.

Das Programm stand während der ganzen Zeit unter der

Kontrolle der Bundesanwaltschaft und des Staatsschutz­

psychiaters Dr. Goette. Diese verschärft~ Folter wur­

de nach acht Monaten erst an dem Tag beendet, als

zahlreiche Verteidiger der Gefangenen aus der RAP vor

dem Bundesgerichtshof, dessen Richter für die Isola­

tionshaft verantwortlich waren, vorn 9. - 13.2.1973

in Anwaltsroben demonstrierten und in den Hungerstreik

traten. Die Gefangene wurde danach aus ihrer Folter­

zelle im Toten Trakt des Gefängnisses in Köln-Ossen­

dorf verlegt.

Beweis: Vernehmung der Zeugen

Rechtsanwalt Hans-Christian Ströbele,
Rechtsanwalt Kurt Groenewold
Rechtsanwalt Dr. Klaus Croissant
Rechtsanwalt Heinrich Hannover
Professor Dr. Ulrich Preuss

•

';.
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2. Zwangsernährung arn 54•.Tag des Hungers.tr.eiks

Während des großen Hungerstreiks der Gefangenen

aus der' RAP 'pefand sich UlrikeMeinhof im Gefäng.·t(

nis in Berlin-Moabit. Sie hatte den Beginn des ..

Hungerstr~iks am 13.9.1974imProzeßwegen der

Befreiung von Andreas Baader in d~r Hauptverhand •..

lung vor dem Landgericht Berlin angekündigt

(vergleiche •.Dokument N:J:'.5 /Hungerstreikerklä.r:un9)~

Währen4 die anderen Gefangenen zwei bis drei WOQAen .

nach Beginn des Hungerstreiks zwangsweise er~h{t .
·,.;urden,be~anrtbei Ulrike Heinhof die. Zwangse~n,äh"',;·:T:'\)'i",';

. ','/ "",.'~" ",:~ ~;""'-", ".

rung erst am 6.11.1974, dem 54. Tag des Hunge;rst:i:eiks,..
drei Tage vor dem Tode. von Holger Mein$. ·~;!',:i·li;':il/:·\':.-.'.~'~

~ "C,' l,"'- ,~. r;, ,- '" ",\.," - :c;" ,; , '. "":'

Beweis: Vernehmung der Rechtsanwälte Otto Schily
und Hans-Christian Ströbele

Als Ulrike Meinhof nach Stuttgart-Stammheim zurUck"

verlegt wurde, äußerte sich der Gefängnisarzt,

Henck, entsetzt über ihren Gesundheitszustand. Es

ist ihm unerklärlich, daß seine Kollegen das zuge­

lassen haben.

Beweis: Vernehmung des Gefängnisarztes Dr. Henck
SQwie der Frau Birgitta WOlf, Murnau

3. Zwangspsychiatrisierung

Die Bundesanwaltschaft ging davon aus, daß Ulrike

~leinhof im Toten Trakt zusammenbrechen wUrde.

Dieser Zusarnm~nbruch sollte ihrer Einweisung in

eine Heil- oder Pflegeanstalt vorausgehen. Durch
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Schreiben vom 4,j,3973an den Anstaltspsychiater Dr~

Goette fragte der Generalbundesan~lalt bei dem Gefängnis­

psychiater an, ob Ulrike Meinhof "zur Vorbereitung eines

Gutachtens über ihren Geisteszustand in eine öffentliche

Heil- und Pflegeanstalt gebracht werden müssen.

Beweis: Schreiben des Generalbundesanwaltes vom
4.1.1973
Dokument Nr. S8

Das ursprüngliche Projekt der Bundesanwaltschaft konn­

te jedoch nicht mehr durchgeführt werden. Der erste

Hungerstreik der Gefangenen,der am 17.1Q1973 einsetzte,

hatte die,Isolation als Gehirnwäscheprojekt themati­

siert, die Bundesanwaltschaft mit dem öffentlichen Pro­

test konfrontiert.

Be':'ieis:Vernehmung der Rechtsanwälte Croissant, Groene­
wold und Ströbele

Um den Schauprozeß dennoch durchziehen zu können, mußten

andere Methoden angewendet werden:

Die Bundesanwaltschaft plante nunmehr den Eingriff in

das Gehirn Ulrike Meinhofs.

Der Generalbundesanwalt beauftragte den Direktor des

Instituts für gerichtliche Psychologie und Psychiatrie,

Professor Dr. Witter, von der Universitäts-Nervenklinik

in HomburgjSaar, mit der Erstattung eines'fachpsychiatri­

sehen-psychologischen GutachtensQ In seinem Schreiben

vorn 18.4~1973 forderte der Generalbundesanwalt den Gut-

acht0r auf, erforderliche Eingriff2 unter Angabe der

"für notwendig erachteten Untersuchungen" mitzuteilen.

Gleichzeitig regte der Generalbundesanwalt an, IIvon

dort aus den Direktor der Neurochirurgischen Universi-

I.
!

I
Il
I
I
!.

l-
I

I.
I

I
II •
i

I
I
I
II
i
1

1 •.i



- 82 -

tätsklinik, Herrn Professor Dro Loew, um seine Mit­

wirkung zu bittenlI.

Beweis: Schreiben vom 18.4.1973,
Dokwnent Nr. 59

Der Beauftragte des Generalbundesanwaltes, Bundesan­

walt Zeis, spricht die Absicht offen aus, die hinter

dieser Anregung steht:

"Wäre doch sehr peinlich, wenn sich herausstellte,
daß alle diese Leute einer Verrückten nachgelau­
fen sind.1I

Der Bundesanwaltschaft war die Krankengeschichte U1­

rike Mainhofs aus der Veröffentlichuny im Zentralblatt

für Neurochirurgie im Jahre 1968 bekannt. Die Illustrierte

"Stern" hatte bereits am 18.6.1972 di2 Schädelaufnahme

Ulrike Meinhofs veröffentlicht, die am 14.9.1962 in

der Neurochirurgischen Klinik HOmburg-Eppendorf ange­

fertigt worden warv Diese Veröffentlichung lag der Bun­

desanwaltschaft ebenso wie dem Bundeskriminalamt voro

Ber,.leis:lIStern" vom 18.6.1972,
Dokument Nr. 60

Die Krankengeschichte Ulrike Meinhors aus dem Jahre

1962 stellt fest, daß es sich nicht - wie die Bundes­

anwaltschaft in ihrem Schreiben vom 4.101973 an Profes­

sor Hitter bewußt falsch darstellt - um einen Tur..orha.n­

deI t, sondern um ein Cavernorn des S:inus Cavernosus,

einem Schvlarnrn aus stark blut.gefüllten Bindegevlebsräumen,

wie er während der Schwangerschaft entsteht.

Stattdes3en benutzte die Bundesanvlaltschaft die Legende

von einem Tumor, ~ die Zwangspsychiatrisierung von U1­

rike Meinhof propagandistisc~ vorzubereiten. Sie baute
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auf die Anwendung sterotaktischer Eingriffe in das

Gehirn von Ulrike Meinhof, weil durch solche Eingrif­

fe angeblich Gehirnzellen zerstört werden, die patho­

logisches Fehlverhalten verursachen.

Es handelt sich hierbei um Methoden, die in den USA

zur Vernichtung jeglichen Widerstandes durch Kretini­

sierung von Revolutionären entwickelt wurden und in

den Gefängnissen von Vaccaville, Dannamore und New

York eingesetzt vrurden.

D.O.J~ A N D Y , Neurochirurg an der Universität von

t1ississippi, formul~erte die Prämisse dieser Gehirn­

eingriffe wie folgt:

"Ich denke, daß diejenigen, die in irgendeinen
Aufstand, wie etwa in Watts oder Detroit, ver­
wickelt sind, abnormala Hirntätigkeit haben
müssen."

Die psychochirurgischen Eingriffe wurden auf dem 4Q

\~eltkongreß für psychiatrische Chirurgie international
• 'f0',::':\

geächtet. ~ •.'

Diese internationale Ächtung der psychiatrischen Chirur­

gie zeigen die folgenden Äußerungen anerkannter Sach­

verständiger (zitiert nach einem Bericht im "Stern"):

Karrt von der Maya-Klinik,

aus dessen Rattenexperimenten die deutschen Psycho­

chirurgen ihre Methoden entwickeln und legitimieren,

erklärt, daß seine Ergebnisse

"unter gar ke-inen Umständen Rückschlüsse auf
den Menschen zulassen und nicht geeignet sind,
hirnchirurgische Eingriffe zu begründen."
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Harald FOdstad, Schweden

spricht von

"unverantltlortlichen Experimenten arn Menschen".

Kenneth Bridges, Großbritannien

bezeichnet psychochirurgische Eingriffe als
6

"rufschädigend für unser gesamtes Sachgebiet".

Elliot Valenstein, USA

äußert sich wie folgt:

"vIoher haben die deutschen Kollegen den Hut ge­
nor:u!len,mit solchen Eingriffen überhaupt anzu­
fangen?"

und an anderer Stelle:

"Experimentelle Operationen, bei denen die deut­
schen Kollegen gar nicht wissen, was sie tun.1I

Beweis: Vernehmung von Sachverständigen

Ungeachtet dieser internationalen Ächtung halten deut­

sche Psychochirurgen an der Methode der Stereo taxie

fest:

Auf die Interview-Frage des "Spiegel":

"Hinge die Vornahme eines solchen Eingriffs nur da-
von ab, wie stark der Betreffende darunter leidet,
daß die Gesellschaft sein Verhalten mißbilligt, könn­
ten Sie ja beispielsweise auch einen Radikalen operie­
ren, der unb~dingt in den öffentlichen Dienst will,
aber nicht darf und darunter leidet?1I

4
•..•• ,..··~1· .~_.- •• ,•. ,_~~-.'~-'._ "':' .. , "~.-""'" ,_'-r.·'·.,,"".· t_;-'., ••••
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antwortete Dieckmann, Psychochirurg in Homburg:

"•••• und zu Ihrer Frage nach dem Beamten:
Man müßte erst einmal feststellen, ob er
krank ist. Wer~ ja, bestünde sogar eine
Berechtigung zur Behandlung."

Dementsprechend kam auch Professor Witter der Auf­

forderung der Bundesanwaltschaft nach, "für notwendig

era~htetell Eingriffe bei6Ulrike Meinhof festzulegen.

In seinem Schreiben vom 1005.1973 an den Generalbun­

desa~walt neint er:

"Zur weiteren Klärung des Schädel-Hirn-B~fundes
wäreh nun folgende Untersqchungen zweckmäßig:

1. Röntsenaufnahmen des Schädels in zwei Ebenen,
die eine genauere Lokalisierung der Clipse
und der sonstigen röntge.nologisch sichtbaren
Veränderungen zulassen. '

2. Eine Szintigraphie des Gehirns."

Beweis: Schreiben von Professor \Vitter an den General­
bundesanwalt vom 10.5;1973,
Dokument Nr. 6-1

Die von Professor Witter für zweckmäßig gehaltenen Un­

tersuchungen wurden vom Generalbundesanwalt bei dem

Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofes beantragt.

Durch Beschluß vom 13.7.1973 erließ ein Richter des

Bundesgerichtshofes, Dr. Georg Knoblich, folgenden Be­

schluß:

"Bei' der Beschuldigten Ulrike Meinhof dürfen von
eine~ Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst
in der Vollzugsanstalt Röntgenaufnahmen des Schä­
dels und eine Szintigraphie des Gehirns vorgenorn~
~en werden •

•
Diese ~aßnahrnen dürfen auch gegen den ~~illen der
Beschuldigten, erforderlichenfalls unter Anwendung
w~~.ittelbaren Zwangs und unter Narkose, durchge­
fahrt werden."

I,
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Beweis: Gerichtsbeschluß vom 13.701973,
Dokument Nr. 62

Was sich Professor Witter unter dieser Zwangsnarkose

vorgestellt hat, erklärte er auf die zunehmenden Pro­

teste in der Öffentlichkeit :Lneinern Schreiben vom

13.8.1973:

"Sollte sich ein Untersucher angesichts der realen
Ausnab~esituation eines individuellen Falles tat­
sächlich q~für entscheiden, ein Narkotikum einzu­
setzen, dann käme praktisch beispielsweise die
Injektion eines flüchtig wirkenden Barbiturats
oder Thiobarbiturats (etwa Evipan oder Penthotal)
in Betracht, dessen sedierende Wirkung durch frak­
tionierte Gabe von Valium verlängert wird.1I

Beweis: Schreiben vorn 13.8.1973,
Dokument Nr. 63

Tatsächlich ist jede Zwangsnarkose eine medizinisch

unverantwortliche Maßnahme. Der führende Anaesthesist

in der Bundesrepublik, Professor Dr. Frey in Mainz,

hat in einem Gutachten vorn 22.8.1973 erklärt:

"Ich,glaube deshalb nicht, daß sich von den 27.000
Fachärzten für Anaesthesie in der Welt (und nur
ein Anaesthesist dürfte nach heutiger Auffassung
eine solche Risikonarkose durchführen) einer be­
reitfinden wird, eine Zwangsnarkose vorzunehmen.1I

In der Zusarnmenfassung seines Gutacht.ens heißt es:

"Ich rate davon ab, diese Untersuchungen zwangs­
weise unter Anwendung von Gewalt durchzuführen.
Denn dies wäre gefährlich wegen des erhöhten
Anaesthesierisikos.1I

Belleis: Gutachten, Dokument Nr. 64

Die vom Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofes an­

geordneten Untersuchungen scheiterten schließlich an
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den massiven Protesten der öffentlichkeit und zahl­

reicher Ärzte.

Um den Rückzug zu verschleiel=n, erklärten Bundesanwalt-·

schaft und Professor Witter, sie hätten erst jetzt von

der Kra~kengeschichte Ulrike Meinhofs erfahren.

Der gesamte weitere Schriftwechsel zwischen dem General­

bundesanwalt und Professor Witter, insbesondere die

kritische Stellungnahme des Leiters der neuropsychia­

trischen Universitätsklinik in Giessen, Professor Dr.

Erich Wulff, vom 29.7.1973, die Protesterklärung von

fünf Diplompsychologen von der Universität Bochum, so­

wie die im Zentralblatt für Neurochirurgie veröffent­

lichte Krankengeschichte von Ulrike Meinhof werden vor­

gelegt: Dokumente Nr. 65 - 83

4. Sonderqesetze-

Um Schauprozesse gleichwohl durchführen zu können, zer­

schlug die Bundesregierung nach der vorhergegangenen

jahrelangen Hetzkampagne durch blitzartig verabschiedete ",:.,
. ~~,~"

Sondergesetze die Verteidigungo Verteidiger wurden aus-

geschlossen und kriminalisiert, weil sie die Dramaturgie

des Schauprozesses gestört h~tten. Gleichzeitig verschaffte

sich der Generalbundesanwalt bei Razzien, die die Anklä­

ger Zeis und Holland persönlich leiteten, in den Anwalts­

kanzleien und in den Zellen jedes Detail der Verteidiger­

konzeption.

Beweis: Vernehmung der Rechtsanwälte Dr. Croissant,
Groenewold und Ströbeleo

Als die ausgeschlossenen verteidiger zusaro~en mit den

noch im Prozeß verbliebenen Rechtsanwälten versuchten,

die Verteidigung in Stamrnheim zu rekonstruieren, ließ

Generalbundesanwalt Buback am 23.6.1975 - einen Monat
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vor Prozeßbeginn - durch eine konzertierte Aktion

der Staatsanwaltschaften Stuttgart und Berlin die

Rechtsanwälte Dr. Croissant und Ströbele verhaften.

Bundesanwalt Wunder erklärt affi 24.6.1975 im Prozeß",

man habe für die Aktion extra einen sitzungs freien

Tag ge·,.,ählt.

Es wird beantragt,

h~erzu die Rechtsanwälte Schily, Heldmann,
Croissant und Ströbele zu hören.

Unmittelbarer Anlaß war die Konstellation im Prozeß,

in der gegen den Gerichtsvorsitzenden Prinzing ein

Befangenheitsantrag wegen seiner Beteiligung an der

Ermordung des früheren Mitgefangenen Ho10er Meins ge­

stellt und Professor Rauschke, der vom Gericht an die-

sem Tag zur Begutachtung der Verhandlungsfähiqkeit der

Gefangenen bestellt wurde, wegen der Unterschlagung

der Schädelverletzungen·Siegfried Hausners im Obduk­

tionsbericht, die durch Zitate aus der Strafanzeige

von Rechtsanwalt Dr. Croissant zum ersten M~l im Pro­

zeß öffentlich wurden, wegen Besorgnis der Befangen­

heit abgelehnt wurde.

Nachdem vom Gericht bestellte Gutachter die Isolation

als ursächlich für die eingeschränkte Verhandlungsfähig­

keit der Gefangenen festgestellt ·~t~n, hat die Bun-

desanwaltschaft den endgültige~ nluß des Angeklag-

ten nach dem für den Prozeß in 0 c ..c., •• l1eim zum 1.1.1975
erlassenen Sondergesetz (~

erhaltung der Isolation ..

aStPO) und die Aufrecht-

Das Sondergesetz verrechtlicht Folter und verhindert

gleichzeitig jed~ Öffentlichkeit, zusammen mit den wei­

teren Sondergesetzen vom Januar 1975, nach denen für

den Ausschluß von Anwälten der bloße Verdacht der Staats-
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anwaltschaft oder der Bundesanwaltschaft (die im Prozeß

anklagt) genügt.

Die Hauptverhandlung findet "selbstverschuldet" ohne

die Angeklagten statt, wenn sie bei derrlVersuch der

Bundesanwaltschaft, ihr IIdurch nichts zu beeinflussenden

realitätsfernes Bild von den gesellschaftlichen Ver­

hältnissenll (Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 22.10.

1975, Dokument Nr. 28 ) in einem Gehirnwäschetrakt in

ein dem Staatsschutz beq~emes Bild zu verwandeln, ver­

handlungsunfähig gemacht wurden. Das Gericht führte vor

der Hauptverhandlung nur einen nichtöffentlichen Anhö­

r~ngstermin durch. In Sta~eim fand er im Isolations-

trakt statt.

Bundeskanzler Sclli~idterklärte am 13.3.1975 im Bundes-

tag:

"Wir haben seit Beginn dieses Jahres dafUr ge­
sorgt, daß gegen Angeklagte auch dann verhan­
d~lt werden kann, wenn sie sich selbst absicht­
lich •••• ve:::handlungsunfähig machen."

Der Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 22.10.1975, der

den Ausschluß bestätigt, stellt fest:

"daß die Gefangenen durch ihr a u gen s ehe i n ­1 ich dur c h nie h t s zu beeinflussen­
des realitätsfernes Bild von den gesellschaftlichen
Verhältnissen ••••• zu einer fanatischen Verfolgung
ihrer Ziele verführt werden.1I

"Sie verstehen sich als gefangene Hitglie:ler einer
bE)waffneten Gruppe (Rote Armee Fraktion), die den
bestehenden Staat mit allen Mitteln bekJmpft, seine
Gesetze nicht als für sich verbindlich ;~l.n.:3Lk,:~nnt
u~d seine Organe, insbesondere die Organe der Justiz,

. " . t- ' 11mll.>ac:'._e'C •
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IIließ den für die Gestaltung der Untersuchungs­
haft verantwortlichen Stellen keine andere Wahl
als die, dem durch eine entsprechende Verschär­
fung der Haftbedingungen Rechnung zu tragen. Die
Angeklagten und ihre Anwälte bezeichnen die da­
durch bewirkte Haftform schon seit langem als
menschenvernichtende Isolationsfolter,"

was zeigt,

IIdaß diese sich der nachteiligen Wirkung der Haft­
bedingunge~ bewußt sind. Es kann nicht ernstlich
bezweifelt werden, daß sie angesichts ihrer über­
durchschnittlichen Intelligenz auch die Auswir­
kungen der isolierenden Haftbedingungen auf ihre
Verhandlungsfähigkeit •••• seit langem erkfuint
haben. Wenn sie gleichwohl seit Jahren das Ver­
halten fortsetzen, das die staatlichen Organe zur
Anwendung dieser Haftbedingungen zwingt, so haben
sie somit die Herbeiführung ihrer Verhandlungs­
fähigkei t in Kauf ge l10:rtmen • Das genügt zur Annahme
vorsätzlichen Verhaltens. 11

Das Bundesverfassungsgericht gibt der Folter Verfassungs­

rang, indem es gegen die Tatsachen am 21.1.1976 fest­

stellt:

"Die Verhandlungsunfähigkeit beruhe auf Ursachen,
die .sie zu verantworten hätten, insbesondere auf
ihrem rechtswidrigen Verhalten in der Haftanstalt,
dem nur durch eine entsprechende Verschärfung der
Haftbedingungen habe entgegengewirkt werden können."

5. Psychologische Kriegsführung

Sowohl der polizeilich-militärische Auf- und Ausbau

zur unmittelbaren Bekämpfung der Guerilla als auch

die Strategie, gefangene Guerilleros

a) durch Langzeitisolation zu zerstören,

•

b) durch Unterlassung der gebotenen ärztlichen Ver­

sorgung zu liquidieren oder
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c) ihr "Fehlverhalten" durch pseudomedizinische

Eingriffe zu "heilen",

folgen dem Muster der psychologischen Kriegsflihrung,

die den wesentlichen Bestandteil des counterinsurgency­

Programms ausmacht.

5.1 Der Karnpf der Guerilla ist ebenso wie ihre Bekämpfung

nicht primär ein militärischer Kampf im Sinne der klas­

sischen Kriegsvorstellung. Die Militärstrategen in den

imperialistischen Netropolen haben dies längst erkannt.

Sie gehen von Erfahrungen mit Befreiungsbewegungen aus,

von der Erkenntnis, daß selbst militärisch überzeugende

Siege soiche Befreiungsbewegungen nicht zur Kapitu­

lation brachten. Andre Beaufre schreibt in seinem Buch

"Die Revolutionierung des Kriegsbildes" (erschienen 1943

im Seewald-Verlag, Stuttgarti französische Originalaus­

gahe liLaguerre revolutionnaire" erschienen 1972 bei

Librairie Fayard, Paris) auf $eite 41:

"Die Regel des klassischen Krieges, nach der mit
der Niederlage der Armee und der Besetzung des
Staatsgebietes nur noch die Kapitulation übrig­
bleibt, läßt s1ch heute nicht mehr voll anwenden.
Die Chinesen \'liderstanden; ob-wohl besiegt und der
Besetzung unterworfen, in ,einem Guerilla-Krieg
jahrelang den Japanerni die Vietnamesen, die
praktisch a~ Nullpunkt anfingen, boten erst den
französischen und dann den weitaus stärkeren
amerikanischen Streitkräften Schachi die Algerier
hielten den Kampf sieben Jahre lang gegen überle­
gene Verbände durch. Das psychologische Entschei­
dungsmoment basiert heute immer weniger auf dem
militärischen Sieg."

Beaufre (S. 42) formuliert .auch das Ergebnis der Ver­

arbeitung dieser Erfahrungen durch die Militärstrategen:

"Die neue Grundregel besagt, man müsse in materiel­
ler Hinsicht die Beschränkung des Krieges hinnehmen,
dürfe hingegen im Bereich des Psychologischen keine
Grenzen setzen.

.
."., ~','i.'. '~", •••. "iP"'_.·r~·,""·'''~'''\'1''; .•••·,·"••~...,t't~~•.•;~: -~":.'l':,,":::{ '1":::-'!C~1.:.•

II·
II
!I!
I,i

":~

I
!

I
II

.. -

i
!
I

~.,,:,'",.,•. (~.tv~J~,~~"~



- 92 -

Das Clausewitz'sche Kriegskonzept des Hochstei-
gerns bis zum Äußersten findet sich hier in ab­
gewandelter Form wieder. Im Grunde bedeutet dies
den übergang vom materialistischen Kriegskonzept
zum psychologischen Kriegskonzept. Eigentlich ist
dies nichts Neues, auch wenn dieser psychologische
Aspekt oft vernachlässigt worden ist; neu ist al­
lein, daß ihm heute die vorranqiqe Bedeutung zu­
konunt. Die traditionelle Strategie war eine direk-
te militärische Strategie, in der die psychologi­
sche Entscheidung indirekt dank der militärischen
Mittel herbeigeführt wurde. Die neue Strategie ist
eine sehr indirekte Militärstrategie, in der die psy­
chologischeQEntscheidung direkt durch den vorrangi­
gen Einsatz psychologischer Nittel gesucht wird.1I

(Hervorhebung hinzugefügt).

Das ist im Kern die von der counterinsurgency entwickelte

Begründung der psychologischen Kriegsführung. Deren Pri­

mat besteht nicht nur in den aufgeztihlten historischen

Fällen begrenzter Kriege von Volksbefreiungsbewegungen,

sondern richtet sich gegen alle Formen der Guerilla.

So heißt es in einer Veröffentlichung des vom CIA ge­

tragenen Instituts für Konfliktforschung in London un­

ter dem Titel "Psychologische Kriegsführung" in deutscher

übersetzung:

liDer Krieg gegen Terrorismus (wie das Unternehmen
gegen Subversion vorzugehen) ist primär ein Krieg
von Uberzeugungen."

(Vgl. Seite 47).

Beweis: Dokument Nr. 84

5.2 Die Mittel der somit ausschlaggebenden psychologischen

Kriegsführung sind laut Beaufre unter anderem Propaganda,

politische und wirtschaftliche Indoktrinierung, Gewalt­

androhung. Und als entscheidend wird von ihm angesehen

(vgl. Seite 43 - 44):
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"Die'moralische SChvlächung des Gegners ist ein
wesentliches Element des begrenzten Krieges,
denn sie allein vermag die Entscheidung herbei­
zuführen."

(Hervorhebung hinzugefügt:).

In der Formulierung des Institutes für Konfliktforschung

heißt es:

"Die effektivste Antwort gegen die Propaganda der
Guerilla -~am Beispiel der gegen die IR~ verübten
'Folter' - ist es, die Öffentlichkeit zu erziehen,
in den dauernden Risiken und Anstrengungen eines
Soldaten oder Polizisten in einer Situation en­
demischer Gewalt, und für ähnliche Erziehung in
den Techniken zu sorgen, die die Terroristen selbst
anvlenden.11

5.3 Die psychologische Kriegsführung mit dem Ziel der mo­

ralischen Schwächung des Gegners erwies sich für die

Staatsschutzbehörden der BRD als notwendig.

a) Meinungsumfragen aus dem Jahre 1971 hatten ergeben,

das bis zu 18% der erwachsenen Bürger der BRD und

jeder vierte der 19- bis 24jährigen mit der RAF so

weitgehend sympathisierten, daß sie bereit waren,

s'trafrechtliche Verfolgung in Kauf zu nep~.en, UG

Mitglieder der RAF vor der Polizei zu schützen.

Aus den Meinungsumfragen hier einige Auszüge:

"Im März 71 kennt fast jeder enllachsene Deutsche
die Baader-Meinhof-Gruppe - 82 % kennen die
Namen Baader und Meinhöf ••• 11

1118 % glauben, sie handeln aus politischen Mo­
tiven, weitere 13 % sind noch unentschiedenll

(Allensbach-Umfrage März 1971)

"Ein dreiv.iertel Jahr später hat sich das B~ld
entscheidend verschoben. Nach Großfahndung und
Schußwechseln, nach dem Tod der Anarchistin
Petra Schelm und des Polizisten Norbert Sc~~id

billigen 40% der erwachsenen Gesamtbevölkerung
der Gruppe politische Motive zu, 17 % sind un-

.~r?~;,
.;.,;,,1
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entschieden. 11

(Emnid, November 1971)

liDerKreis der SympatlÜsant.en der BM-Gruppe war
im Frühjahr 1971 erstaunlich groß •••• jeder
fünfte Bundesbürqer tolerierte den Schutz der
Anarchisten vor Ver-folgunrrund Verhartu!:cT.11

"Jeder siebte Bunc.esbiirge.r:wollte im Frühjahr 71
nicht ,ausschließen! daß er ein rolitglied der Grup­
pe für eine Nacht aufnehmen würde, um es vor der
Polizei zu schützen! 6 % bez8ichneten sich sogar
völlig fremden Interviewern gegenüber als ppten­
tielle Helfer der Anarchisten. 11

"In den vier Küstenländern, \";0 die Großfahndung
Juli 1971 lief, bezeichneten sich (EIT~id-Umfrage
fünf Tage später) 10 51; als Sympathisanten. 11

"(Diese) Entschlossenheit zur Unterstützung dürfte
sich auch unter dem Eindruck der Bornbena~tentate
vorn Frühjahr 1972 nicht geändert haben.1I

Beweis: wissenschaftliche Analyse aus Meinungsumfragen
in der IIKölner Zeitschrift für Sozio10g1e und
Sozialpsychologie", Heft 4/1974, von
Kepplinger, IIDie Sympathisanten der Baader­
Heinhof-Gruppe",
Dokument Nr. 85

Bericht Nr. 1971/18 des Instituts für Demos­
kopie Allensbach,
Dokument Nr. 86

b) Die Reaktionen der psychologischen Kriegsführung be­

standen unter anderem in

gezie1 ten Falschmeldungen, wie denl "von der RAP"

angedrohten BOITbenanschlag auf Stuttgart, der arn

2.6.1972 stattfinden sollte und durch das Unterschla­

gen der Ge~enerk1ärung der RAF eine deutsche Groß­

stadt terrorisierte

(vgl. dazu COBLER, a.a.O, S. 125, Anm. 51),



- 95 -

der verbalen Ddmonisierung und Pathologisierung

bewaffneten Widerstandes in den Massenmedien;

danach sind Guerilleros, ja Linke schlechthin,

die Widerstand~eisten, "tollwütige Linksradi­

kale, die einen Arzt beinahe notwendiger brau­

chen, als einen seriösen Verteidiger", eine "Mi­

schung aus kommunistischen Agenten, Pathologen

und Kriminellen"

(vgl. eOBLER, a.a.O. S. 31 mit S. 123, Anm. 16),

in öffentlichen Hetzkampagnen gegen 'Terroristen

und ihre Sympathisanten" Sie sind nicht nur krank,

sondern selbst eine Krankheit, eine "Seuche",

"geistige Epidemie", "Metastasen", "Krebsgeschwüre",

"Bazillen", "Bakterien", "Ungeziefer", die man -

so Bundeskanzler Schmidt - "dahin zurückschicken

(sollte) wo sie hingehören: in die Löcher der

Mäuse und Ratten."

(Vgl. eOBLER, a.a.O. mit S.123 Anm. 17 - 19).

5.4 In diesem Konzept der moralischen Vernichtung kam Ulrike

Meinhof eine besondere Bedeutung zu.

Ulrike Meinhof hat seit 1960 eine ideologische Pilot­

funktion für die revolutionäre Linke in der BRD. Sie

ist Symbolfigur für das Bündnis zwischen altem anti­

faschistischem Widerstand und revolutionärer Gegenge­

\'Taltder Guerilla in den imperialistischen Hetropolen.

Ihre Lebensgeschichte mußte ihre Verteufelung in der

Öffentlichkeit zum Scheitern bringen. Ulrike Meinhof

repräsentierte in ihrer Person und politischen Entwick­

lung die Kontinuität von antifaschistischem Hiderstand

in der BRD. Sie war Mitglied der gegen die Atombewaffnung
•

;
i

! •

I ••

I
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in der BRD gerichteten Ostermarschbewegung und der ver­

botenen KPD. Sie war aus ihrer Zeit als Kolurnnistin

der Zeitschrift "Konkret" eine moralisch-politische

Institution, deren Lauterkeii: allen Zweifeln enthoben

war.

Ihr Bruch mit dem legalen Widerstand war in ihrer Per­

son nur als Kontinuität des antifaschistischen Wider­

standes erklärbar: er konnte in der psychologischen

Kriegsführung nicht als moralische Verkommenheit, als

Banditentum, als kriminelle Neigung verkauft werde~

Nachdem
1"

die Psychiatrisierung Ulrike Meinhofs über ihren

angeblichen Gehirntumor gescheitert war,

dpr Schaup,rozeß in Stuttgart-Stammheirn trotz aller

Sondergesetze, Vertäidigerausschlüsse, Diskriminierung,

Kriminalisierung und Verhaftung von Verteidigern an

dem \'liderstandder Gefangenen, dem immer "'liederneu

unternommenen Versuch der Restaurierung einer poli­

tischen Verteidigung zu friktionen geführt hatte,

die zunächst im Ausland als Faschisierung begriffen

wurden,

die Verteidigung in Stalrwheim trotz ihrer brutalen

Zerschlagung die Offensive ergriff, indem sie in Form

von Beweisanträgen die Rolle der USA und der BRD

bei dem Genocid gegen das vietnamesische Volk thema­

tisierte und die Frage der völkerrechtlichen Legi­

timität der RZ\F-Aktionen in Heidelberg und Fra.nkfurt

aufwarf,

,nach allen di@sen gescheiterten Versuchen, die RAF
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und die von ihr verkörperte Politik zu vernichten,

gebot es die Logik der psychologischen Kriegsführung,

die ideologische Politfigur Ulrike Meinhof zu be­

seitigen.

a)Wem dies ungeheuerlich vorkommt, der sei nicht nur

an die Morde und Mordplanungen der CIA erinnert, son-
G

dern auch mit Äusserungen von führenden Vertretern

der deutschen Staatsschutzbehörden konfrontiert:

Der Leiter des Landesamtes für Verfassungsschutz

in Hamburg, Horchern, äußerte sich in einer Tagung

im Hai 1975 über das Konzept des "die Köpfe abschla­

gen" wie folgt:

"••• durch das Fehlen von neuen Ideologen in
der Art von Ulrike Meinhof (wird) die zeit­
liche Grenze •••• vorverschoben. Daß die Grup­
pen im Lauf ihrer Aktivitäten selbst erfahren,
erkennen, daß sie reine Kriminelle sind - daß
ihnen die ideologische Basis fehlt. Und dann
wird diese Intention, diese kriminelle Energie
zusammenbrechen."

(Hervorhebung hinzugefügt)

Bundeskanzler Schmidt erklärte am 25.4.1975 im

Bundestag:

"Ich will aber sagen, daß mit polizeilichen 1-1e­
thoden - Razzien und was alles dazu gehört
- daß mit polizeilichen Methoden allein es nicht
.genug sein kann. \'lerden Rechtsstaat zuverlässig
schützen will, der muß innerlich auch bereit sein,
bis 3n die Gren~2n dessen zu gehen, was vom
Hechtsstaat erlaubt und geboten i.st."

(Hervorhebung hinzugefügt)

Daß diese Grenzen auch die Vernichtung von Leben

.'. J: - r- ~ ", ~-~:'.~ ' •• , J~";"": { •..•..••.•..•.•:.":•..•• (-'" ..~., ;:' •...,!> •• .,,~_ •
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nicht ausschließen, das schließlich formulierte

Bundesjustizminister Vogel am 16~12.1974 in einem

SPIEGEL-Interview:

"Auch das Grundrecht auf ~eb2n qilt nicht absolut.
Ware das unJers, wtire der Rechtsstaat in einem
essentiellen Punkt lahmgelegtQ"

(Hervorhebung hinzugefügt).

Daß auch Bund~skanzler Schmidt selbst das Leben zu

vernichten bereit ist, das hat er selbst am 13.3.1975

vor deillBundestag erklärt:

"Dieses Bollwerk müssen ',;ir mit aller Härte vertei­
digen •••• Härte bedeu~et Konsequenz in der Anwen­
dung der Hachtmi-ttel ••• ".

und

11 ••••• härtestes Durchgreifen eines Staates der sich
•••• nicht scheuen kann, selbst zu töten.1I

&~ 25.4.1975 bekannte sich Bundeskanzler Schmidt vor

dem Bundestag zur physischen Ausrottung der Träger anti­

imperialistischen Widerstandes:

"um diese Gruppen zu tilgen,,"

b) Diese Logik der psychologischen Kriegsführung, von den

Spitzen der Staatsschutzbehörden längst ausgesprochen,

gebot zwar auf der einen Seite die Beseitigung von Ul­

rike Meinhof, sie verbot aber auf der anderen Seite ihre

offene LiquidierungQ

Nur die verdeckte Beseitigung konnte als Moment der psy­

chologischen KriegsfUhrung ausgeschlachtet werden, näm­

lich dan:l, wenn ·der 11ideologische Kopfll der RAF selbst
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das "Scheitern" dieser Poli-tik erkannt hatte und die

"Konsequerrz" daraus zog: dem "verpfuschten Leben" ein

Ende zu setzen.

aa) Dieser Versuch wurde von den Massenmedien bereits

1972, auf dem Höhepunkt der polizeilich-militäri­

schen Fahndung nach der RAF unternommen:

So erschien die Bild-Zeitung am 13.4.1972 mit der,
Schlagzeile:

"Beging Ulrike Heinhof Selbstmord?"

Mn folgenden Tag verbreitet8 die Süddeutsche Zeitung

Vermutungen über die BeweggrÜnde des angeblichen

Selbstmordes:

"Ulrike Neinhof habe sich nach grundlegenden
11einungsverschiedenheiten von den übrigen Mit­
gliedern getrennt, politisch resigniert und
in völliger: Isolation Schluß gemacht •."

In der Wochenzeitung "Die Zeit" hieß es am 21.4 ..1972:

"Viele Motive ließen sich finden:
politische Resignation ."" oder
s2elische Depressionen, ausgelöst durch
fortwirkende menschliche und politische
Enttäuschung, Verfolgung oder gar Krank­
heit,,"

Beweis: Zeitungsmeldungen,
Dokumente Nr •.87 - 89

bb} Bereits wenige Stunden nach dem Tod Ulrike Meinhofs

ließ die Bundesanwaltschaft eine Pressemeldung ver­

breiten, die bis in die Wortwahl mit diesen Meldungen

aus dem Jahre 1972 übereinstirlCi-nen.
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Beweis: Meldung der dpa vom 9.5.1976, die von
Karlsruhe /Bonn um 16045 Uhr verbreitet
\'lUrde,
Dokument Nr. 90

5.5 Aus der Logik der psychologischen Kriegsführung,

nach der Aufforderung zum Mord durch höchste Re­

gierungsvertreter und alle Parteien-Repräsentan­

ten kann der Tod von Ulrike Meinhof zwangsläufig

kein Selbstmord, sondern nur ein Mord sein.

Der Tod fügt sich nahtlos in diese Konzeption ein;

er läßt sich auch als bisheriger Kulminations~unkt

der Counter-Strategie gegen die RAF begreifenp Die­

se Counter-Strategie konnte trotz allem Perfektionis­

mus der psychologischen Kriegsführung durch den po­

litischen Kampf der Gefangenen die Spur des bewaff­

neten Widerstandes nicht aus15schen.

Aus diesem politischen Kontext müssen die nun fol­

genden Tatsachen zu den Umst~nden vor und nach dem

Tod von Ulrike Meinhof gesehen werden •

•
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VIIo Der Nord

Die Konzeption justizförmiger Bewältigung der Politik

der PAF in einern als Kriminalprozeß auf~fezogenen Schau­

prozeß ist am Widerstand der Gefangenen und der Ver­

teidiger in Sta~mheim gescheitert. Der Prozeß ist in­

zwischen international als propagandistisches Projekt

des Neuen Faschismus begriffen worden. Er kann den

Staatsakt der Verurteilung nicht mehr legitimierene

Am 905e1976 wird der Mord an Ulrike Meinhof als Selbst­

mord inszeniert.

1..Zu den kriminalistischen Tatsachen

Be~Jeis: Ablichtung der Todesermittlungsakte, insbeson­
dere der Bericht über die rechtsmedizinische
Leichenuntersuchung

sowie

die Obduktionsbefunde der von der Staatsanwalt­
schaft beauftragten Pathologen Rauschke und
Mallache

Die Unterlagen werden in einer besonderen Akte,
Dokument Nr. 91 überreicht.

Ferner werden vorgelegt:

Dia-Positive von den Fotografien, die sich
bei den Ermittlungsakten der Staatsam'13l t­
schaft befinden.

Diese Beweisstücke werden in einem besonderen Behältnis

unt8r Dokument Nr. 92 vorgelegt.

Ferner \vird vorgelegt der Nachsektionsbericht von

Professor Dr. Werner Janssen, Hamburg, der im Auftrag

der Schwester von Ulrike ~leinhof, Frau Wienke ZITZLAFF,

i

I
I
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I

I

I
I
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am 11.5.1976 eine Nachsektion durchgeführt hat,

Dokument Nr. 93

Das Gutachten von Professor Dr. Janssen in Hamburg geht

von falschen Anknüpfungstatsachen aus. Der rechtsme4i­

zinische Bericht über die Leichenuntersuchung, sowie die

Obduktionsbefunde der von der Staatsanwaltschaft Stutt­

gart beauftragten Gutachter, Professor Rauschkeund

Professor Mallach, sind durch zahlreiche Widersprüche

gekennzeichnet. Diese Widersprüche sind in der Dokumen­

tation vom 15.8:1976 "Ulrike Heinhof - ein Selbstmord?"

zusammengefasst.

Ber,-leis:Dokument Nr. 94

I~ einzelnen sind folgende \~idersprüche aufzuführen,

wobei es sich hÜ=r nicht um eine el:"3chöpfendeAufzäh-

lung handeln kann:

1 .1 Zeicl"'_enstllitlpferGewalteinwirkung

In dem Bericht von Professor Rauscllke über die rechts-

rnedizinisc~e Loichenuntersuchung vom 9.5~1976 heißt es:

"Die Leiche hängt senkrecht nach unten. Unter der
Leiche steht ein Stuhl mit Sitzteil fensterwärts
und Rücklehne zi~~erwärts& Das rechte Bein ist in
gestreckter Haltung, der Unterschenkel verläuft
neben dem Stuhl, der Fuß befindet sich in leichter
Spitz fuß stellung und schwe~t frei. Der Abstand zwi­
schen Fuß und Stuhlunterlage - Bettmatratze - be­
t.rägt 20 cm von d2..c~\.1atr,-,-tzebis zur Großzehspitze
gemessen. Der linke Fuß ist leicht gespreizt, die
i"e:csedes linken Fußes ruht auf der nach rechts ge­
richteten Kante des Stuhlsitzes."

A~f diesen Stuhl hatte Professor Rauschke den von der

SchTtlestervon Ulrike Meinhof beauftragten Nachobduzen­

ten, Professor Janssen, ~ünclich aufmerksam gemacht •

•
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In dem Nachobduktionsbefund von Professor Janssen

heißt es auf Seite 14:

liDern.Obduzenten \var bekanr.tgegeben worden, daß
Frau Heinhof am Sonntag, den 9..Mai 1976, tot
in einer Haftzelle aufgefunden wurde. Um den
Hals von Frau Meinhof war ein schmales Hand­
tuch geschlungen, dieses war an dem Innengit-
ter des Zellenfensters befestigt. Ein Fuß von
Frau Meinhof sei auf einem Stuhl aufgestützt
gewesen, der andere Fuß habe frei herabgehangen."

Daß dieser Stuhl auf einer Bettmatratze gestanden ha­

ben soll, hat der Erstobduzent Professor Rauschke ge­

genüber dem Nachobduzenten nicht erwähnt.

In ~1irklichkeit stand unter der Leiche nach ihrer of­

~iziellen Entdeckung in der Zelle von Ulrike Meinhof

kein Stuhl. Der Anstaltsarzt, Dr. Henck, der bereits

fünf Minuten nach seiner telefonischen Benachrichti­

gung um 7.40 Uhr in der Zelle eingetroffen sein will,

erklärte später gegenüber dem Journalisten Peter Born,

beide Füsse der Leiche seien etwa zwanzig Zentimeter

vorn Boden entfernt gewesen ..
~~

"';)
Beweis: Aktennotiz des Telefongespräches vorn 21e5.1976,

das Rechtsanwalt Dr ..Croissant mit Peter Born
geführt hat,
Dokument Nr. 95

sowie

Vernehmung von Rechtsanwalt Croissant und Peter
Born

Der stellvertretende Leiter des Gefängnisses, Regierungs­

direktor Schreitmüller, wurde am 24a5~1976 von Rechts­

anvTalt Croissant in seiner Eigenschaft als Testaments­

vollstrecker von Ulrike Meinhof aufgesucht, um die prak­

tische Regelung wegen der Übernahme der Habe zu erör-.
terne Zu dieser Zeit war die Verteidigung irrmer noch

.~< .: :':.. '..'.•.. ,..~.. ,..- •...~--...•...~ """'
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nicht im Besitz der Fotokopien der amtlichen Berich­

te und Befunde der Leichenuntersuchungo

Rechtsam'lalt Croissant fra~rte Regierungsdirektor

Schreitmüller, ob die im Ndchrichtenmagazin liDer Spie­

gel" gegebene Darstellung richtig sei, daß sich unter

der Leiche ein Stuhl oder Schemel befunden habe. Schreit-

müller erklärte, er habe unter der Leiche keinen Stuhl

gesehen, die Nachricht im "Spiegel" sei eine Falsch­

meldung.

Be\'leis: VernerlInungvon Rechtsanwal t [re, Klaus Croissant,
Stuttgart

Ferner wird die Aktennotiz vorn 24.5~1976, die Rechts-

Dokument Nr~ 96 vorgelegt_

Professor Jal;.ssen1tlUrdevon der Staat.samvaltschaft Stutt-
,

gart die Einsicht in den Obduktionsberic~t von Professor

Rauschke verweigert. Das Schr(~ib\;'n\11 in ~::;t:aatsan'.vCllt

Dr. Heißler vom 210501976 wird vorgelegt, Dokument Nro 97

Ferner untersagte die Staatsanwaltschaft dem von ihr

beauftragten Obduze~ten Professor Rauschke, über die

von ihm erhobenen Befunde mit dem Nachobduzenten zu

sprachen"

Professor Janssen hat bei der äußeren Besichtigung der

Leiche unter Ziffer 3 auf Seiten 2 und 3 seines Berichts

über die Nachsektion festgestellt, daß sich über dem

rechten Fußrücken sowie an beiden Unterschenkeln bis

zur Röhe des Kniegelenkspalts insgesamt sieben Zeichen

,-;ttL~::)ft::r G8'.'ralteinwirkung befinden, die von Fünf-Pfennig­

GröSe bis über gut Mark-Stück-Größe reichen und eine~

~'''i','''''.'1'''
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Tiefe bis zu 5 mm aufweisen. Ausgehend von der ihm

genannten Anknüpfungstatsache (= Stuhl unter der Lei­

che) hat Professor Janssen auf Seite 16 seines Gut­

achtens erklärt, bei den "Folgen umschriebener Gewalt­

einwirkungenll könne es sich um die Folgen von Anstos­

sungen während des Erhängungsvorgangs hc..tndeln.

Fällt diese Anknüpfungstatsache weg, sind die Zeichen

stumpfer Gewal teinltTirkung, insbesondere unter der Be-,
rück3ichtigung der weiteren, in der Dokumentation

IIUlrike Neinhof - ein Selbstmord?" aufgeführten \'li­

dersprüche nur mit der Möglichkeit von Fremdeinwir­

kungen zu klären.

Bev,eis: Vernehmung von Professor Janssen, Hambur~J,
sowie weiterer rechtsGedizinischer Sachver­
ständiger.

1~2 Stuhl auf Matratze?

Die Zeichen stumpfer Gewalteinwirkung können nicht

von dem Stuhl herrühren, wie Professor Janssen zu­

nächst in einem TelefongespräCh mit Rechtsanwalt

Croissant für möglich hieltQ Wie erst später bekannt

wurde, soll sich der Stuhl auf einer Bettmatratze

befunden habenQ Bei dieser Matratze handelt es sich

um eine äuCerst unsichere Unterlage. \~ürde Ulrike Mein­

hof tatsächlich von dem Stuhl gesprungen sein, um sich

zu erhängen, wäre der Stuhl mit Sicherhe~t schon bei

der ersten Berührung umgefallen.

Beweis: Sachv8rständige

Auß8~dem erscheint es logisch als ausgeschlossen, daß

das Bein, das auf dem Stuhl aufgestützt war, Zeichen

stuffipferGewalteinwirkungen aufgewiesen haben könnte,

- '\.....~..

I •
I
I
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die von diesem Stuhl staITmeno

Beweis: Sachverständige

1 ••3 Handtuch als Strang- und Aufhängewerkzeug?

Die Aufhängung am obersten Teil des Fenstergitters

und die hierzu getroffenen FeststellungGn zeigen un­

lösbare Widersprüche, die in der Dokumentation "Ul-
<

rike Meinhof - ein Selbstmord?" auf Seiten 3a/39 aus-

geführt sind ..

Eie:czu kOF0.t folgendes:

Der 11 SterDII vom 20 ••5 .1976 be:cicLc.c::L:, 3.uf Grund ent-

spr2ch2nde:::Informationen I Ulri1:c2Heinho f ha.be Strei-

fen eines Handtuches zU;;2r,H::-'DS2::notetund zu ei"8.n
St.rick gecreht ..

Be~'12is: Vernehl1'lungdes Journalisten Peter Born.

Die Angaben in der rechtsmedizinischen Leichenunter­

suchung'stehen mit dem Stern-Bericht in unvereinbarem

Gegel1satz"

Außerdem sind die Angaben der medizinischen Leichen­

~ntersuchung und der Obduktionsbefunde miteinander un-

vcreinb:ir~

Die einzelnen WidersprUche sind in der Untersuchung

zum KOf.'.plex"Handtuchstrang", die von Erich Fried aus

London übermittelt wurde, zusawmengestellt ..

Beweis: Untersuchungsbericht,
Dokument Nro 98.
21 Fotos eines entsprechenden Zellengitters
i~ Umschlag Nro 99

•
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Aus diesen Fotos ergibt sich, daß sich Ulrike Mein­

hof entgegen den Behauptungen der Staatsschutzbehörden

nicht mit eine~ Handtuchstreifen an dem Zellengitter

erhängt haben kar~.

104 Aufhängepunkt und Zellengitter

Schließlich zeigen die Fotografien, daß der angebliche

Aufhängepunkt zu hoch liegt. Häre Ulrike Heinhof tat-.
sächlich auf den auf der Bettrnatratze stehenden Stuhl

gestiegen, um sich aufzuhängen, wäre die 9 cm hohe Ma­

tratze durch den Druck des Körpergewichts auf etwa

2 cm Höhe zusar.nengesunkeno Zieht man die Höhendif­

ferenz von etwa 7 cm ab, die sich durch das reine Ge­

wicht ces Stuhles ergibt, so muß der Aufhängepunkt rnani-

puliert worcen sein.

Über die einzelnen Maße wird eine Zeichnung der Ge­

fangenen vorgelegt, Dokument Nr.100

Beweis: Einholung eines Sachverständigengutachtenso

1.5 Fehlende Stücke aus der Habe

Am 809./9.9. und 17.9.1976 wurde dem Testamentsvoll­

strecker, ~echtsan~;alt Dr. Croissant, die Habe von

der Vollzugsanstalt Stuttgart-Scan@heirn ausgehändigt.

Ulrik~ Meinhoi hat stets auf einer Kamelhaardecke ge­

schlafen, die eingestickt den Namen "Andreas Baader"

getragen hat~

BeT.V,~i3: Verneh::mng der Gefangenen

DieS2 Decke fehlte bei der Obergabe der Habe an den

I

I·
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Testamentsvollstrecker. Die Decke befand sich zuvor

noch im St~Leirner Gefängniso Sie i.stvon den Er­

mittlungsbeamten des Staatsschut~es ausweislich des

Verzeichnisses nicht beschlagnahmt worden. IrnVerzeich­

nis der Anstalt steht, daß und wann sie abgeliefert

wurde ••Sie kann das Gefängnis auch nicht verlassen ha­

ben.

Bev/eis: Vernehmung der Gefa.ngenen und des Testaments­
vollstr.eckers, RechtsanVlal-tCroissant"

Ulrike Neinhof hat in den letzten Bonaten vor ihrem

Tode insbesondere an folgenden Themen gearbeitet: Rus­

sische Oktoberrevolution, Dritte Internationale ­

Geschichte der BRD, Gescn.ichte der SPD, Punktion der

BRD in der imperialistischen Kette.

Die Beiträge zu diesen Themen hatte sie in einen schwar­

zen Aktendeckel aus Kunststoff verwahrt, den sie auch

bei Besuchen mit sich trug, um die Schriftstücke vor

der Einsicht durch den Staats schutz zu schützen~

Es wird beantragt,

hierzu die Gefangenen Andreas Baader,
Gudrun Ensslin und Jan-Carl Raspe,
sowie Frau Wienke Zitzlaff, die
Schwester von Ulrike Neinhof, als
Zeuge zu hören"

Bei der Ubergabe der Unterlage~ an den Testaments­

vollstrecker befanden sich in diesem schwarzen Kunst­

stoff-Akt.endeckel keinerlei Nanuskripte, sondern ledig­

lich wenige Gerichtsbeschlüsse und Zeitungsausschnitto ••

Be\'leis:Vernehmung von Rechtsanwal t Dr Q Croissant

•

- .
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1,,6 ~vidersprüche des bisherigenObduktionsbefunds

Professor Dr. Klaus Jarosch, Linz/Österreich, hat

gegenüber dem Verteidiger von Ulri~2 Meinhof, Rechts­

anwalt Oberwinder, am 170801976, eine vorläufige Stel­

lungnahme abgegeben, die zu durchgreifenden Zweifeln

an die bis dahin vorliegenden Obduktionsergebnissen

"Selbstmord durch ErhängenIl führen muß.

Das Sch::::-eibenhat folgenden Wortlaut: (siehe nach­

stehende Seiten 110 - 114)

B8~'leis:Vernehmung von Professor Dr Q Klaus Jaro.sch,
Linz/Österreich, als Sachverständigen sowie
weiterer rechtsmedizinischen Sachverständigen
mit internationalem Ansehen.

lQ7 Zel~endurchsuchung

Am 10,,5,,1976 fand vormittags eine Durchsuchung der

Zelle durch Beamte der Staatsschutzabteilung des Lan­

deskrirninalamtes in An~vesenheit des Staatsanwaltes Dro

Heis~.12r statt. Rechtsanwalt Croissant als Testaments­

vollstr2cker von Ulrike Meinhof sowie deren Schwester,

Frau Wienke Zitzlaff, hatten gegenü~er Staatsanwalt

Dr" Beissler und dem Leiter der Vollzugsanstalt, Re­

gierungsdirektor Nusser, darauf bestanden, bei der

Durchsuchung anwesend zu sein"

Damit war Staatsanwalt Dr. Heissler einverstandeng Als

sich RechtsaE;.valt Croissant in Begleitung der Schwester

von Ulrike Neinhof zur vorgesehenen Zeit um 9,,30 Uhr

im Stuttgarter Gefängnis einfand, wurden jedoch weder

cz noch Prau Zitzlaff in den 7. Stock zur Zelle von

Ulrlke Meinhof vorgelasien ••Rechtsanwalt Croissant

(weiter auf Seite 115)

,
:

\ ..

i
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~..Ji:::.)( I•.:'\.l.j~ .J.'\.l~OSC}l

",' .......•.-.Jn:~o I.l~-'l./l}.
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Herrn.

/···111-

6000 Franki\u"t/fiI" Zeißels"tro 8

Die Un-t'~:!>l8.gen reichen noch nich-t aW3, um in der ToctQsermittlungs_
S9.eD3 1JlrÜ;:e.!i.leinhof~ßeb" 7 ..10 ••]t1qverst" 8 .•/90 5 ..1976 zu. ei.ne:r ab .....~
sehlie3enden Beurteilung zu galangen~ Die an Profo Prokop gerichte-

Ich kann

können erst nach Vorle.ee aller :::'">1dbefu:1debeantworte1

Ihnen daher nur ein 8}il vo:cläufjgen In:forraa tj.onsoerich-I

.
:Be:Ljedem F3.1l einer erhängt vorgefu.ndene:n L3iche ergibt sich die

Prob183atik des Selbst- oder Framderhlineens,wobei letzten End~s

~::'ie ::lllschl.ieß.enc1.e :Beurteilung nur r.uI G:cunJ. c1e:c G~~~J<~.mtheitder medl­

z ini 'C:c:'~en un d ln"ÜÜrl8J.i s tis~~he]:, Unt'2rsuc.:hJ.n.g~~(::rGc~bni~:se mö,:::lJ.ch i~;th
:Die VerfÜGune v., 10 .•6,,"19?6 (S,,10)1~:.ßt nicrn; e:d:8nne:Q ~d:-lß diesen
C:-rl1:::1clssi.t~en. entsprochen vturcle t~nd der Gebrauch des I,'fartes HZB'cifels-

:f'c<;i" g8recht:fertigt is-(;"

Die Ve2~:'torbene hat nänl ich keine Lufll,e:Lchnl1.Hsen li.b3r. den :Beweggrnr
ein':ls ?r~i todes hinterlas;en und es \'lurde als 1';:0 ti y "tiefGreifende Mej.
nunE;sve rsc:-Ü 3c1enhe i ten sachlicher u.nd pers önl ic:her Ar-t"anc;enor:tmen, die
zar R0sie;nation und Depression ge:fiLl1.rt haben 30].1en",In dieser Richturlf
SIJ:cic: h t aber c1i e erste AnGaoe der Frau 1...58", Ren2..te Fr<:l de nicht; "Kon......
·tra11c}"!. sind nu:c dann voreesehen und erlul).b·~>\'/-:'l!'(D. ein H:!.ftling selbst.
get'2.;u'j"l"t; ist"" •.ein ~')olchr~r Fall l:':l.g nicht vor: ••.•. iC!l h:::.ce noch zu kei-

'7' 1 t . ~ l' ,...1" .""' -'- '( 7.'l 1\~"nern. .(J~~ltpLJ.n~( . von J.r'2/~nu..'!-i8_ enen 08 08 l;r;10?:'118.CJSJ.C!1 t.en C ,,~:r: 1!r~u It'ielnhof

[;8hört Il(So15).Diese Anga1)c stc.:.r~1intVo 9~5 ..76 und steht im Widerspru.ch
Z'.l den }_Y1[::;aD;:m. v 0 11 c 5 Q 7 6 (S ••51/52) I daß Fr:::.u Mein:"1of sehr durcheinand~

~ •.• "', ..• -r •.,. ~ t "U':"l c: ve:-' ,:8~nl ch W2.:C u.nd In:L t der "ra:rlu.. an Clen hOpI I aß 8 unQ SJ.ch etwas~.>

,et:-l\·ii:C~::J.nG::n dcln.kb8.r:

) 1 ' ." G'" •a ;:~1':'S l)O.~J.. 'l>l_S(;i1~n r-U~H.len

b) -,1 ,. +'rlnn C-{·"U:' L r'~l r'O J.·v'·nc ..... ) .:...> ••••• j~ '-, .•••..• _ .-t. U .__

c) -:-.U' "i n:':'l~ 80"18 ti '''cn '17on1 ~'\.r -es iiU~ -t -; on h ClP',tU::'' •. '" •. ,~ ....•• i. ••••••.•••••• -(;.o ....•. L.. .•.•..• _ •• ," I •••.. _ ~•• ...L. '- --' ()
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J38 i }~:'.~jt:i.c~un.:!.Üi"t; d:!.cs \'rahrache inl ich durch Abbindun~ der fU.r die

Ge:r-innung 'ilichti'gen Cü.lciumioncn durch Koh1cns8.u.ratiberschu.ß bedingt,
kOElö,t aber auch auS andcren Gründen vor<:

St::·l.!'ke :Bluts"t;8.uung der inner"an OJ'88.ne ni"l; Ausna.h:ne des Gehirnes ist

r'li;Wi~ v~rmehrte ':::';urchfeuchtung der Lungen
zilJ8ch,8uen.:o die a.ku.te Er ';.'ei t::runß dDr

(S.,36:3S):i.nt völligh unspe-

Ein~(le!:lrrüJ.ng deI' ZunGe zwischen Ober- und
sch~.::..~V()rgf~.ng bei Aufhängen vor .C;intri tt

Unterkiefer ist ein mechanl~

der Totenstar:ce ,ko:a:.mtalso
, " 1 L" .'" S"' 1t .. ~ 1 . ~ '"auen llOC!l 8-n ~ er 81.Ct!.C vor,8uerulo ...:pc)_cn(! . raUIe. n 2.US üe!Il l:~unde

m:Lt ;..brinn~; pU.~·an an cler J3rus t b i~Z1..ur. Na b::l ••
"

}:·1e Sohl u!Lfolgerung "nach die sen :Be:fun cJon h::d; Fr2~u Ur.:.inh.of l)::li Be-,
. , -~, .. ' .. 1 ' ~11 • t "' ~ . \ d b 1 t '(!.;:Lym o.er· ':"rn~ngu.neSVOl'g8.nge Ge eo'v 1.S - n1_(:n-(, 9.usr31.C,W!1 e eg •......

D;:t,j~;elb~ gil t ·fL1r die Punkte II] (Tod J1..l".'.•ch Brstickunß) und 'IV,,~~s
1 '1 .•... ," G .L-']' r .. , . T.' -l.', tH;,_n'.:'~ v8 81.<-::1. lEt ,egen \,81. _ •.SlC"lf~r n1~ urr.. eUlen .ut·:J Cl.CKungs ode-

4) I':r'c~U i;ieinhof soll cj.n·~ K9,Ü;8L;chni. t-i.Hll tbindune durchgemacht haben ••
8:i.n3 c1i~:sbozU,sliche Narbe von "i.l~ em (S" 35:16)-"lurde festge~tcllto

1· c··t 1""" Y'l' (.;r. -f-i:::- :'u ()" r,'l,"'r·1 \""l'l'O' ('1.1 1;'0'1 U('" e 1"-'-J er 0 C' -t;,~0·,,1 ....."+J' ,,·c.....'~n Sch;" <leI'.-::.> .• A..i. J._ "';'l. 'J_ .. ;..>c._" 1-)\. ....•.•. J •••• .,. -4..• ~ .'-. -ü ~.M1. l .•• o.J _ .!:' c;; .• ., v ~tOJ :'1.v_ ••t.,...;". •. ,....

.' I • ? . 1 r) '19"- 2 . C . -, ,·~l'e::!?_n~.~·Clon v" --.3. \" '-0" \':et}~n elnes ,::.;.V(c'nom~) 1.m '=-'in1.:'s c9.ve:c:hosus
(-"1' , .. t) '..1 • '~1" ,]., TT' ., d I~ 1_ll_ U-C[';O':iC:ll,'rJ . .:..3 E1.-iG g~rJ.ngen OO(~rL.c1.Cn_.8(:nen fll:rn:C-lnCten~ un "i!ar.c-
sr.:h~!_c1:i.g-'..l":~lgen ÜI 3e:cei ehe d01~ medioba~:>D.len ScrÜä:fenresion rechts ee­
fundon (s. 47f48)~

5) '/,'e3en t1 ich 3ind hellet":l bo J!'r8mdanhE!.ft1...l.nGan in der ZVlickelgegend mr..

'r, - ,~ •• ~ (r< ) S' '1 . -r .'"\'lC:-d~en ::iC!1.lUIH81' ,:)gl;.9 CI J.e \·lLJ.I·'len e:;ensü Wle 8.1:1.J}J-Ll,!.1. als e:l.llc;ot{;·,cli.
n'-~tar Drin gec1ente t, oO'fihhl eine cheraÜ-:;che VOrI1l~008 (;<,'8:'oh8?) elne

UntJrsuChlJ.::LS·3n s tael t aU8" Di 8 St"trke 131u.t:::UllunG j r graß8n u.nd klei ....

- c;,' ~·....··n--l·-r'"'o.,..' , .. ' '.,- •• ' 1e' r';'; 'l-e 'cl"n <· ••.• n.:>;'~"·r·""l·11.'7 .. ~.• ~"'<O· (co "\-.r)o):0\..0.1. ,J'~:l".~~ 1-.t':" .• , ,,1.!lCl. Clv.c >.>C:1._ 1.Ll!l""Uv ~;.) •.:>,~._~_ ...l.~"~~ .::,3.":;''''0> .;)".)~.,_

k::::'i:~1.1Elc::chc~rd,3ch im TO'~~;nfl(;c~ci)nbc-n'0iuh ont:.:;t3.:l.(l·~r.. S~~Ll •..T::3 ','l1..1.l'dGU

eine ~ßlblj_ch~ r2"h:<1ig~ F1U..s~iG'r~ei-t; imScheideneing8":"'1g (S" '35:20)
und Clino r..: -k.:::.s :;;ti.h-t:r·lt03 :21ü:.;siekei t (s ,,37 : 55) 8,Uf" der Sche it1cnsohlc, -

".L '. 1 J ~ "'" (~l" -. \ ~.l,.. b J.. ., t . 1 •rL:.!.llv 8_L'·t::':".rHl ;,<:t:.>sr nur ü.:~r 'JCCl8}G(~n~? .unQ ..•.\.1.: tJ;;J~a ::; ,,:<'1.C(1.. U!l ersuo'n: ..
li:).1.;-~i.:ur.-J 2!1 s.bcr k8 inc S:1i!lcn:Ci-idcm gof:m ~f:!ll j 8 Joch ',/ar d~h.c l")hospha ta•
YG::~1.:.-~io!l~:jc:~.'.'.·~.chyosi ti Y. D:;.u'l.u.s 'ilU.rc.1(~ G~';::chlo:;,~c:ns dc~C:· kein r,~gal ...•
r'.' c:h t~)' Gt~~;C:-:.12c;'d;:;- 0 j ~oy' Ai:'"tQ l'vc~rl~',:;;hr mi -t; Sa:r,ener f.)u3vor de,(l To da

}~l:~-i r]'),'''',(; cq,-, '':':''';1'J!'(''l')",i1,'!i:i:-r~'l o~~Y' .'ln "i~rl O'D-'~l~:,;",loclt'n~.r,)lr: ••D·';"'r.;,b''''''I''l'rl)·C~l''~ . .J., •. ~. L)' - •., 'I..J'~~ .••J •• •••... t. _"'~,::,""'" \. .••••..•• _. ""' •..•..•••..•• ,.,ll "'- - •• ." - J.. __ •..~~I •• ~ "." ,v

G'Ll·~';~· :S'). c L'..l!"l ~~;)n f; ind 1:.:i. S!1 :;"r- n 0 e~ n). c:--:.t e r',·.~~h.-:-lt"
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lcom-

pllJ.}t':;e Totens·:;f!.rre :fc8t(~Qst01J.t) •..m8 f'Li.r einen Tod~seintrit'l:; nindest
6 StuYlo.en zuvor sprich t" 925 'oH' 11 Uhr :fU.hlto sich die Leiclie noch

.' ( ~, ). t .• ,,"l'l r Sw:J.rm [~n'-"icG' t'~1tens t8.1'r >:> •• 32·, e l.D0 fÜ 01CCI')_8C(18 l,luJcr.;lle:crcf;barkei t
., 45', ..•.

h88't~nd nicht (mehr als I~ Stli.nden) "Um 12 'i/u.rue eÜte r,fastdrirm1;emper

von ~8° ß8f',8S ~~(:nI ~(jas fli.X' einen Toc]es') in t:cj.tt nach Ei t t/~rnacht sprtc
(3",16 III) "IJ?zu r/~~r8n d:Le Lich·I;"[(;I'h~ntnÜ.;~;e WH dtes~ Zait zu. l1rUfcn
e~3 sollen G1S:.8zj,'':)geln vorhan(1.cn ge'Hfl,~en s8in ~. wal" di~r Raum ex'hellt
Die :B')~10uC:'l'tlj.ng soll' durch ein ':P'(-Gu.cät mÖGlich ß8','i,,;;sen sein - war
dieU8S fUr alle Pro~.>Tamme. ~ . Prog:r·a.m!ll

(

s'lTlre~:1. c1i" z l)',~ 1r1 "'n ti fi r/. j D •..•,' "':>' >] -; C'11t p' •., i.' t er'" f' t >"'Ce {' cor· a 1,<') 1" '1-- i:' ine ih)' ("r•..... ,., •...•. ~ .•..l..•. ,\""# •• :..1~.-"..L V~·l,u &. .1....• j u"'" ,". (,.lo~J" J' .,- - ' ••••••• S' ..; •..~ .. .::::..~_ .._ ...• U ,J

Ginstii~l![:une: nÜt den Abcll'Uclu~n der 1;'1'3..1:1.Moinhof a.uf';iir~8Gn(~.i<o 3'1) •.

J--:;r/ ~l G.l•..•.,~ U··' ,....Y·d·rll'ng· r1 nq "n', ~"'I'Jl'~;' 'n ~""11 "'t'J';\ ,; .. ;." C'; 1"";: ('ln r; V" 'i"~-\.ln1)'\';'1<;,\ ("l :~"".J/ .••::....• _ f"';.J . .;. .•.•••/_ \.l"O,A ••...••_t.-\.4.Ü .•....._l •..• '''''' .• ' .• VV.''. v..'-I. ..• '.~"" w ••.••..••..•• ~l,.J ••••• V",»

rl'ii r c:; 1J'r or r; 1 ': f> u'''fl 1{8 j nn ·r·~·.":cic htf'ii.ber '~on f': '" -L C",) U;:,"'rH~ C:,' YO-'" (::; ? 1 :f:f)
'~' . "-.~ ,~ ~-.'~'" -', ~ ~.: .. :'. ", .'" .~.'. ~'30 .. ":,-', -. ,,- -
l,r:tc:'-'+ u~~\.-l :.,'"'' ',""'rde ,·,,,,0 J.j>'r>~'L'r··"··)·YL"O·' OJ <,?? ':'t':J,·,"-"J.:>'}!'>·(l ha+ 'l''''lU1• LJ.V l.J~·-4_~;'" J IV ••••. ,J,CkV .\. •....•.'" •.•.••__ L.l.. -- ., •• -.'-.. ,-:>." .• ~~.- -~.'.'''' '\.I \..Ll,

, .
0"0· c~:t'E' 'r,')r ':0'::1 rflorl UJ::'PD; "'1" 1."!) (l'nr In o~::{·'l,·-t(,:-:c(L('·l ~reY·~;"··'·'\""'11·h· (:::.~ 20)- •. '" ........• .1. U ~.t. __ .•........... -- •. -, .- ...•..•....•. - '" - .....--~:.l_v_ -. -;..I,

wobei urÜ:le.r :Lst1 0» ZLi_nrlhöl~;':r'i oder I'elF~1'2eug g8fun~1'~n wu:cdnnoI

,... , f 1 c' , , , • I- • C' f· • - •••• 1 1 . , 1:-,) ..L.:;; 0':;~(,8.:l.z;:fe:Clr:('8lJ.g e!len'v8 c:;.n .."cY'ClJ:en elni-}S O-,_2oU -Car1.QT·1;en .tann

t· (C· - r) T.l •••• ..,- . cl"" , " SU.cne8 \'-'~ j.:! .•-'-"8 v/urU.en aoor ~:'.n1,18:';,.;01:' u,n 0C~18ri"~t::8lne J?ur~n d:;

H8.":.1c1tuc:'l~8 Gefu.nden (S~ 49~ 50) oDio Ab%:li{:;::.~von Pinc;~r~ und Näe;el WlU

zur F~s~rproba s~chargdstcillt(S.40,41),das Unt~rsuchungs9rgabnis ni

0\ '. ,r,-,pl"'';'''''' ".'"e'> "'~Jon r" cor:>··C~l-l-·O\ •.• J. ....,1-)],J,l_;~,.,?:...• -,:,,-~.. 1T"1' -:. 0 p~.~ .UJ !-..Cl. ''--- ,~ •...• l.L.:=:,"'n ./ur ,. 0 ....•.•1. . l,,~ .U ,H' ,_co Vh--O~~_ -''- •• <:•• u. ... v n I"nnl.
.. ,.., , .. (' 'I'· .', r, c ••• J ..... ". -, 1,,-I 0) ~ ~ Cl' ,.[~1'"O~.J2. ~j.n Q ~~(~ ') ..ll'C,31--C.:1..t U" ...•_ •.L f~ ~tLl;~, ~J 211. L 0;-~ Lr!~~~~ 11(..~ ..L lJ \. ;; U _J:-) ; ':J 1 UO 1.•..~ l~l~nal).-:)1"0

:Lo::3.1. i ~:;ati O:c) , 8.U.ß8,~(~.:3;n be.8 -:';',t:lG.8~:' Vu :r1'e Lz.tm.:';t~n ara G'~s:iß (S ~ 34: 7) 7

\'!:J.n:·2n.d dL~ a~n.Dia 10 el'ken~llu.:ce V8rlot:6Ll.ng 3.1;1lW.cke~ rec:n t3 l!leh:c a.
li>':~3 iril ObG.u~:~ion1)IH'otoIcoll nicht el''.'/~i.hn t sinde Die Höhe des Auf-
1 ., -. ,.' 1-" 0 t- , • T r", c1 co .•. \ 1 ~0 ~' G""~r-t!).p:r·o.n2'.:i·pu,n.-::·C3D l.~\-v .-: ::> cm, ctle nOlle er.;·.> t-H,l C~;J ' .. cn, ll:te x'oßs d0

',\ - - . , ~ 1"-~7rb . P C' J ~rl" )' ~ -." .• t; " Tr,L'C'2.U. L8:Ln:101 . 0 \ l~l . j'01.. t ans~;eu I ICE1 ,(18l' .t.u-.dl.2.ngeplHUC· OlS l,,:no

31:· c1l1dj,8 link3 }'o):'se rl1.htfJ 8.UJ' del~ Kante cI.e:J Stu.hlslt~(Hi,de:c :recht
1;' ß c--,~ ,.,~,1·-"o ,Co. • •••1 (e' ")r 3·3) r~,-.' "", J("h''> '., ".' """c-P'L;;r,") , .• ::;" ,J:L1.\. v'~.l,,<.;.")",v J.r,~ 0<:_)2" Q_I<._(~!L Ct,.r .0", Ul.;.r 0.1. l.•.•.•_ c~,-,n,· a.e~ .;:ltunle

~;:(j:m~:~~ldL: V.::~:C'lct~'J.ng.:.:nbis iJ.:;c:c '-U(~ Kni3 nieht l1u:"Gh h.o:Jtl):~en oder

.r:rU':l.0f'e on·tst!?Wd011 f)':d ..•.:.oDur·ch !l!lzieh(~n. der ICnie ','itt'~'de d~l" Abst;-).nd ,

na("\l ',-::.r·n~·:'I"t"St-":'r:10e'>·Lb:"'·(·~'l··(·"n I.)<'>i ·i.~r':C1tic1CtUl:)·stoCl in S:,in"'L" c;"r"'-~ •.•••• y.-" .-., ..••~•. -. - •.•~_ ' ••••. - •••• u ~.J•..• -~ .• - •••.J .~. ,,~ •. - \.-

~ 1 -,., . ~.. 1 .' .• ~ ." - ' .•. "" •.. 1. " .•
G.:."'t~~__;:;r .i\.r:"l;"rI)':8 .:.~O~L1ntCP-. vor,~,)-·.·.:·l,,{t P.O'·.~:-C ""/J~ U.D.~·j2/~ ... '·:12'l. l:\::'1.tlE: ttllZUt1':;!lF1:11,

.~ •••• ~_.~ ••••• ' •••••••.•••• - •••• ,~~ •• ". ,-_._--~ .•••. '--'-- •• > •••
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da .kein eiß':;!lt1ichrn" ;;:r8tickune:-;toJ vorJ~lG"

9) :Di_e l'TS.ChS8:ci:;ion aU'r'ch Prof •• J9.nueu gCßenirber (!er Obc1uJ.;tion von

. 1 P " ~.-1'1' b 1 . .L.1· •l)rol' •. R.?..\J.~:;C:;:~·:8une rO.:L 0 1'.18.. D.cn. area ,(f;Hl~ 'IIUDen L.lcn~n neucn G-esi:€

sic( ..t~:>!nm!..:t~,nur Di,:rf~.rnn.Z3n : Grüne 17'1 st3.tt 167, Gei.ch-I; 60-65. get
'~5-50 I :Oll). tl):n6·~n eIn un terim llU;;;~~tz de~' K(1):t'n ick01!TlUsl:81n , di.e vorher
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wurde von Staatsanwalt Heissler zunächst noch erklärt,

der Leiter des Gefängnisses und das ihm übergeordnete

Justizministerium lasse ihn nicht zur Zelle von Ulrike

Meinhof in den 70 Stock, er habe liausverbotu Der Lei­

ter des Gefängnisses, Regieru~gsdirektor Nusser, be­

stritt gegenüber Rechtsanwalt Croissant ein solches

Hausverbot. Darauf erklärte Staatsanwalt Heissler, er

habe als "Herr des Todesermittlungsverfahrens" entschie­

den, daß Recht~anwalt Croissant und Frau Zitzlaff der

Durchsuchung entgegen seiner zuvor gegebenen Zusage

nicht beiwohnen könneno Er fügte noch hinzu, die ~\m~e­
senheit eines Verteidigers von Ulrike Neinhof, Rechts­

anwalt Oberwinder, sei ausreichend.

Bevlcis: Vernehmung von Rechtsal~T,V21tDrQ Klaus
Croissant und ~rau Wie~ke Zitzlaff.

Entgegen den Angaben von Staatsanvlalt Heissler durfte

aber auch Rechtsanwalt Oberwinder an der Du~chsuchung

nicht teilnehmen. Von den Beamten der Staatsschutz-

abteilung des Landeskriminalamtes wurde irun das B~­

treten der Zelle verwehrto Er mußte draußen auf dem

Flur warten. Eine Besichtigung der Zelle \var ihn eben­

so unmöglich wie eine Beobachtung der Staatschutzbeam­

ten und ihrer Verrichtungen während der Durchsuchung

der Zelle"

B2;"reis: Vernehmung von Rechtsamval t Oberwinder,
Frankfurt.

108 Falschmeldungen der Bundesanwaltschaft

Wenige Stunden nach dem Tod von Ulrike Meinhof war es

die Bundesanwal-tschaft, die die Selbstmordkonstruktion,

noch bevor Obduktions- und Untersuchungsergebnisse vor­

liegen, durch die-Behauptung von

•
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"gewissen Spannungen", "tiefgreifenden Auseinan­
dersetzungen" und einer "gewissen Entfrerr.dung"

(Bundesanwalt Kaul, nach der bereits vorgelegten
!.ieldungder Deutschen Presse Agentur vom 9•.5.1976,
DokuInent Nr. 90)

plausibel und für die psychologische Aktion gegen die

RAF und die noch lebenden Gefangenen verwertbar zu ma­

chen versuchteQ

Am 9.5.1975 um 16.45 Uhr verbreitete die Deutsche Pres­

seagentur von Karlsruhe /Bonn aus folgende Meldung:

"Zwischen Ulrike Neinhof und den übrigen Ange­
klagten irr.Stuttgarter Anarchistenprozeß bestan­
den nach Erkenntnissen der Bundesamvaltschaft
bereits Wochen vor dem Selbstmord der 41jährigen
'gewisse Spannungen.' Bundesanwalt Felix Kaul rea­
gierte nit dieser Feststellung am Sonntag auf
Informationen der in Bonn erscheinenden Tage~'j­
zeitung DIE ~~LT, die unter Berufung auf vertrau-
'liehe Angaben der Sicherheitsbehörden von 'tief­
greifenden Auseinandersetzungen' zwischen Ulrike
Neinhof, Jan earl Raspe und Gudrun Ensslin be­
richtete. Kaul sprach in diesem Zusammenhang von
einer 'gewissen Entfremdung' z\vischen Ulrike r-tein­
hof und Andreas Baadero Nach einem Kommentar der
h~LT, den die Zeitung der Deutschen Presse-Agen­
tur übermittelte, fühlte sich Ulrike Meinhof zu­
nel~,end isoliert und bei der Vorbereitung der Er­
klärung Gudrun Ensslins im Prozeß übergangen, die
Eorobenanschläge im Mai 1972 gingen auf das Konto
der P.OTE ARMEE FRAKTION. 11

(vergleiche DokuJ.7.ent Nr. 90)

Bis zu diesem Zeitpunkt konnten von der Sta~tsanwal~­

schaft Stuttgart, dem Leiter dar Vollzugc;anstalt Stamm­

heim und dem Justizrninisterium Baden-\--Jiirttembergkeine.
Erkllrungen über ein mögliches Motiv des angeblichen

Selbstmordes gegeben werdenu Gegenüber den Gefangenen

hat sowohl die Anstaltsleitung als auch der Anstalts­

arzt entschieden erklärt, sie hätten weder offiziell
•

no~h inoffiziell Informationen über angebliche Span-

nungen zwischen den Gefangenen herausgegeben. Sowohl
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Regierungsdirektor Schreitmüller als auch der Anstalts­

arzt Dr. Henck erklärten, sie hätten solche Informa­

tionen auch nicht herausgeben können, weil es keine

Belege oder Hinweise auf solche Spannungen glibeo

Bevleis: Vernehmung von Andreas Baader, Gudrun Ensslin
und Jan-Carl Raspeö

Die gezielte Falschmeldung ging von dem Sitz des General­

bundesanwalts in Karlsruhe und der Bundesregierung in

Bonn aus~ Sie sollte die voreilige Nachricht vom Selbst­

mord Ulrike Heinhofs mit dem Hittel der psychologischen

KriegsfUhrung gegen die überlebenden Gefangenen propa­

gandistisch abstützen. D2S bisher vcr0cblich angestreb­

te Ziel, die R,-"'\.F als eine R.,tT!c1e "lm, I<::-iminellcndarzu­

ste lIen, soll te durch d(~n ;;(·lb::'::I,',)n:l L'Lri]~,,,~c·leinhof fJ in-

werden. Der angebliche Selbstmord sollte auf diesem

Hege zu.rrt Angriff gegen die Überleb,:>.ndenC;efangenen ­

zur psychologischen Vorbereitung des nJchsten Mordes -

Der Pressesprecher des Generalbundesanwaltes, Bundes­

anwalt Dr~ Kaul, wird noch am 905.1976 über den Deutsch­

landfunk aktiv:

18,,00 Uhr

Nach Erkenntnissen der BundesaEvi·c1.1t~;chafthab~ es

"Spannungen" zwischen Ulrike L·leinhofeinerseits und

Andreas Baader und Gudrun Ensslin andererseits gegebenQ

19.00 Uhr

Bereits Wochen vor dem "Selbst..rnordllhabe Ulrike Hein­

hof IIAuseinandersetzungen" mit den anderen Angeklagten

geführt ••
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20.00 Uhr

In letzter Zeit habe es "zunehmende Meinungsverschie­

denheiten innerhalb der Gruppetl über die einzuschla­

gende Prozeßtaktik gegeben, vor allem darüber, ob die

Verteidiger auf Totschlag plädieren sollten, um so

der Verurteilung wegen Mordes vorzubeugen.

Dazu ließ die Bundesanwaltschaft, als Koordinator der

verdeckten und öffentlich-propagandistischen Maßnahmen

des Staatsschutzes gegen ~ie RAF, offenbar vorberei­

tete Verfälschungen von Schriftstücken, die sie zum

Teil vor drei Jahren beschlagna~F.t hat, parallel in

re2hreren Tageszeitungen veröffentlichen.

BeT"i~is:presseberichte , Dokument Nr. 101

Bei den in der Zelle Ulrike Meinhofs angeblich ge fun­

clanen Schriftstücken - die Durchsuchung vom 10Q5.1976
fand unter Ausschluß der Anwälte und der Schwester

Ulrike Meinhofs statt - sollen sich Fotokopien angeb­

licher Briefe befunden haben, aus denen sich die be­

haupteten Spannungen ergeben sollten.

Originale oder Aufzeichnungen, die auf Spannungen hin­

weisen, fanden sich nicht, wie die Staatsanwaltschaft

Stuttgart spätGr einräumen mußte.

Um das Vernichtungsinteresse, das in der Pressekampagne

der Bundesanwaltschaft steckt, sichtbar 'zu machen,

v/erden zum Beweis des wirklichen Charakters der Beziehungen

vorgelegt:

die gesamte Korrespondenz Ulrike [·!einhofsmit
der gafangenen Gruppe sowie ihre Erkl~rungen im
~)r02eß (~esJahres 1975/1976 (DokuI:'(lI'..tNr. 7) " die
s.ieu ~a.. zur psychologische.rt Kr ie.gsfÜhrung·ge.•..
schrieben ha.t,
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und

die Aussagen der Gefangenen zur Struktur
der Gruppe, Doklli~enteNr, 102 - 103,

1 Q 9 Heirr.1icheObdu.~tion

Es war die Bundesanwaltschaft, die durch ihr örtliches

Instrument - den an die Bundesam'laltschaft Ilherangezo­

genen" (Buback) politischen Stautsanwalt Heissler ­

verhindert hat, daß die Schvlester und die Rechtsanwälte

die tote Ulrike Meinhof sehen, und daß ein unabhtingiger

Pathologe zugezogen wird.

Der von Heissler be~uftra~te Obduz0nt - ?rofessor Rausch-

ke - hatte sich im Verfahren gegen die n~F bereits zwei-

mal err.pfohlen:

a~ 4.5.i975 übersah er bei der Obduktion von Siegfried.
Hausner die Schädel verletzungen, die der Anstaltsarzt

festgestellt hatte und für die Todesursache hielt,

bis bekannt wurde, daß die Sch~dclverletzunge~ durch

Kolbenhiebe der Polizei bei der Verhuftung Hausners

vor d,er deutschen Botschaft in Stock.holm entst.:lnden

waren;

arn 19.6.1975 behauptete Rausc~~e in der Hauptverhand-

;lung in Stanunheimer Prozeß unter Eid uneingeschränkte

Verhandlungsfähigkeit der vier Angeklagten, ohn~ sie

untersucht zu haben - eine ~eststellung, die die Gut­

achten der vom Gericht bestellten Internisten und

Neurologen später widerlegtenQ

Beweis: Verhandlungsprotokoll vom 19.6.1975,
Dokument Nr •.J04

Die Obduktion Ulrike Meinhofs führte Professor Rauschke

vier Stunden, nachdem sie gefunden wurde, auf eine ~'leise
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durch, die es dem Nachobduzenten unmöglich macht,

zu genauen Feststellungen über die Todesursache zu

kommen.

Rauschkes Obduktionsprotokoll und die Todesermittlungs­

akten wurden den Anwälten monatelang - auch noch nach

Abschluß der Ermittlungen - verweigert. Als sie sie

schließlich sehen können, sind oie unvollständig, und

es ist der an ßie Bundesanwaltschaft "herangezogene"

Staatsanwalt Heissler1 der den Testamentsvollstrecker,

Rechtsanwalt Croissant, verhaften läßt, nachdem dieser

mitgeteilt hat, daß er im Auftrag von Ulrike Meinhofs

Schwester die Widersprüche und Indizien in den Todes­

ermittlungsakten, die Heisslers Selbstmordversion wi­

derlegen, einer internationalen Untersuchungskornmission

au~ Juristen, Ärzten und Schriftstellern vorlegen wirdo

Die drei Verteidiger Croissants - Heldmann, Schily und

Te~ing - wurden auf Betreiben der Bundesanwaltschaft

durch eine Maßnahme, nach der sie entweder in Starnrnheim

oder im Verfahren gegen Croissant das Mandat verlieren,

von seiner Verteidigung ausgeschlossen.

Beweis: Vernehmung der Rechtsanwälte Dr. Hans-Heinz
Heldmann, Schily und Dr. Temming

Die Eskalation der Hetze gegen die Verteidigung in Stamm­

heim ist der Versuch, die Aufklärung des Mordes an

Ulrike Meinhof mit allen Mitteln zu verhindern, weil

die öffentliche Untersuchung des politischen Zusammen­

hangs des Mordes den Prozeß in Stili~heim als Instrument

der cour.terinsurgency durch die politische Justiz des

Neuen Faschismus entlarven würdeQ Die Konzeption des

Prozesses wäre damit an den ~~idersprüchen, die er auf­

gerissen hat, gescheitertQ

•

Für das Vortäuschen des Selbstmordes, für das Vertuschen .

. " '." '.,f' ,~,, •..••'•.' '''.'-''.
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des Mordes, sprechen darüber hinaus folgence Umstände:

1.10 Erklärung Ulrike Neinhofs über Selbstlnord

Ulrike Meinhof hat jahrelange Isolation und äußerste
Isolationsfol"cer im 'roten 'I'rakt d8S Köln'':::2:'Gefi:i.ngnis­
ses überstandeno Ihr revolutionäres Bewußtsein und ihre

Entschlossenheit, weiterzukämpfen, waren ungelJ.cochen"

Bei einem Besuch ihrer Sch\l1ester in Köln-O:,:;s(;:IlC]orf
erklärte sie:

"Nur solange einer lebt, kann er aufst·?hc;n
und ](timpfen.• ~'lenn du hörst, ich l1:.itte [[lieh
umgebracht, dann kannst du sicher 5i:;in, es
\-rar Mord!"

Be\Jeis: Vernelunung der Schwester von DIr ikc Nelnhof,
Frau Wienke Ziztlaff

Dieser Aussage entspricht die schriftlich niederge­
legte, Rechtsamvalt Croissant übergebene Erklärung
von Holger Meins vom 9.3 .•1974:

"\'1ittlich, den 9.3 •.1974

Für den Fall, daß ich in Haft vom Leben
in den Tod kornme, war es Hord - gl.:;>ich,
\Vas die Sch".••.eine behaupten \-lerden. Nie
';/.erde ich mich selbst töten, nie •.",erde
ich ihnen einen Vorwand geben •. Ich bin
kein Provo und kein Abenteurer. Wenn's
heißt - und dafür gibt's Anzeichen -:"
'Selbstmord " ' sch,'lere Krankheit', I Not­
wehr', 'auf der Flucht', glaubt den Lü­
gen 'der Mörder nicht.

Meins"

D(~\.,eis: Erklärung, Dokument Nr. 104, smvie Vernehmung
von Rechtsanwal"t Cröissant

I"

i

;

I

. '
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1..11 Besuch von Rechtsanwalt Capelli

Rechtsanwalt Giovanni Capelli hat Ulrike Meinhof am

7.5.1976 zuletzt besucht. Ulrike Meinhot interessierte

sich bei diesem Gespräch lebhaft für die politische

Entwicklung in Italien. Rechtsanwalt Capelli erv/ähnte

gegenüber Ulrike Meinhof, daß eine italienische Zei­

tung an einem Interview über die Gefangenen in Stamm­

heim interessiert seio Ul-rike Meinhof bat Capelli,

ihr den Text des Intervim'ls zuvor zur Autor isierung

zu üb'2rmittelno

BC':'tieis: Vernehmung von Rechtsanwalt Giovanni Capelli,
Hilano

F~rner hat Ulrike Meinhof über dsn Verlauf d~s Besuchs

noch eine Aktennotiz angefertigt~ In di.eser A::tennotiz

hei~t es im letzten Absatz:

"Er hat ein bißchen mitgeschrieben, er sa~:it:
wa seinen Kollegen zu berichten, was ich ge­
s~gt habe. Ich habe ihm gesagt, wenn er von
dem, was wir geredet haben, was publizieren
will, dann ist· die Bedingung, daß wir Jen
Bericht vorher sehen. Daß er nichts was nicht
explizit von uns autorisiert ist, davon ver­
öffentlichen darf. Er sagte, das sei selbst­
ve:cstJndlich •."

B0~2is: Aktennotiz, Dokument Nr ..105

1..12 Te:<:t2Ulrike Heinhofs

Die letzten Briefe Ulrike Meinhofs zur Struktur der

R.'\.Y sOHie die rl'exte,die sie im Prozeß gesprochen hat,

zeigen ihre ungebrochene politische Identitlit und ihre

ruvolutiontire Entschlossenheit, auch in der Gefangen-

SCD.:lft Yleiterzuktimpfen8

•
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Bewe~s: die Briefe vom 19.3. und vom 23.3.1976
an Hanna Krabbe und die Cefang.2nen aus
der RAF in Hamburg vom 13Q4.1976,
Dokumente Nr. 106 - 108

sowie

die Vorlage von Protokollen aus dem
StarrunheimerProzeß.

1913 Wegschaffen der Leiche

Andreas Baader~ Gudrun Ensslin und Jan earl Raspe
durften ihre tote Genossin nicht mehr sehen. Bevor

um 10.45 Uhr der erste Rechtsanti/alterschien, \'/Urde

die Leiche schnell aus dem Gefänqnis geschaffto

Beweis: Rechtsanwalt Arndt Müller, Stuttgart

1.14 Fehlen jeder Nachricht

Ulrike Meinhof hat keine pers6nliche Nachricht hinter­

lassen. Hätte Ulrike Meinhof sich entschlossen zu

sterben, weil sie es als letzte ~öglichkeit sah, sich

- revolutionäre Identität - gegen die langsame Zer­

störung des Willens in der Agonie der Isolation zu

behaupten, hätte sie fUr die'anderen Gefangenen eine

Nachricht hinterlassen. Die Beziehung der Gefangenen

waren durch Intensität und Zärtlic~(eit, Sensibilität

und Genauigkeit gekennzeichnet.

Beweis: VernehlTIUngder Gefangenen sO'.Üe ihrer
Verteidiger

Erklärung von Jan-Carl Raspe in der Haupt­
verhandlung bei der Fortsetzung des Prozesses
am 11.5.1976, Dokument Ur. 109
Interview aus Stammheim, entst&nden auf

Fra~en eines französischen Journalisten(DoKument Nr. 7)

•
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1.15 Renovierung der Zelle

Zwei Tage danach, am 11a5.1976, wurde die Zelle von

Ulrikc Heinhof vollständig neu gestrichen. Auch bis

zu diesem Zeitpunkt durfte die Zelle weder vom Testa­

mentsvollstrecker, noch einem Verteidiger von Ulrike

Meinhof, einem Angehörigen oder einem Gefangenen be­

sichtigt werden.

Auf die Frage von Rechtsanwalt Croissant an einen Voll-­

zugsbeamten, weshalb er denn als Testamentsvollstrecker

der Durchsuchung nicht habe beiwohnen dürfen, und wes­

halb die Zelle denn in aller Eile neu gestrichen worden

82i, ~lußte der Vollzugsbeamte keine Erklärung. Die Tat­

sache der Renovierung \rordc jedoch von dem Vollzugsbe­

amten bestätigt.

Zum Be\vcis dafür,

daß sich aus der Gesamtschau sowie aus ei.nzelnen
krinlinalistisch erheblichen Tatsachen ergibt, daß
Ulrike Meinhof sich nicht selbst getötet hat, son­
dern daß siG - wahrscheinlich in bewußtlosem Zu­
stand - aufgehängt wurde,

uird beantragt,

das Gutachten eines Kriminalisten von internationalem
Ansehen einzuholenQ

2 •. 0i~~ Rezeption des Mordes

Der 'l'odUlrike Heinhofs wurde vom Staatr;;:,,-:hutzder

BPD unter Sj_nsatz der r.lassenmedien politisch so aus­

g8schlacht?t, wie es dem Ziel des Mordes entsprach:

rillt Hilfe des vorgetäuschten Selbstmords ihr politisches.
Scheitern behaupten zu können:
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FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 1505.1976:

"Her sie heute zum Nlirtyrer stilisieren möchte,
muß sich die Frage gefallen lassen, ob der
Selbstmord nicht vielleicht doch der langsamen
aber unerbittlich gewachsenen Erkenntnis ent­
sprang, total in die Irre gegangen zu sein ­
nicht nur taktische Fehler gemacht zu haben."

DIE ZEIT vorn 1405.1976:

"Dass ih.r.ldie Einsicht vorausging, alles falsch
gemacht zu haben, sollte niemand ausschließen.".

DER SPIEGEL vorn 17.5.1976:

"In letzter Zeit freilich, muß .ihl-die Sir.nlosig­
kei t solcher Vorhaben :LnlL',C:C dCl1tl'_ch~2r vo:c.~ ~2l.u9"en
getreten sein ••••• Der Stuttgart2r ProzeD •••u
hat die Öffentlichkeit llingst zu 1~ngw0ilen b0­
gonnen."

DER STEF~ vom 20.5.1976:

1I0aß der Lebenswille Ulrike Neinho.fs aufgezehrt
war, glaubt dagegen der Stammhe:Lmer Gefängnisarzt
Dr. Henck: ' Sie hat"Bilanz gezogen und ist wohl
an der Resignation, an der Unmöglichkeit, ihre
politischen Ziele zu erreichen, gestorbenu Weil
die Idee, die sie verkörpert hat, kaputt war, gab
sie sich aufo'"

Be~'leis: Zusammenstellung dieser Pressemitteilungen,
Dokument Nr. 110

Der Tod von Ulrike ~Ieinhof wurde von der Bundesanwalt­

schaft in ihrem Plädoyer dazu benutzt, Ulrike Meinhof

von den überlebenden Gefangenen zu trennen, um die

psychologische Kriegsführung gegen die noch lebenden

Gefangenen verstärkt fortzuführen:
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"Die tote Angeklagte wird jetzt als echte,
von dem unpolitischen Gangster Baader un­
terdrückte Revolutionärin dargest21lt."

BeHeis: Prozeßbericht im IIVOF.\'iÄRTS",und in der
IIFRANKFURTER RUNDSCHAU" vom 6.10.1976,
Dokumente Nr. 111 - 112

Der Chefankläger der Bundesanvlaltschaft, Wunder, er­

klärte in seinem Plädoyer:

"Rezepte aus der Dritten '\'7elt ließen sich nicht
ohne eine Korrektur auf unser Land übertragen" ,

und fügte zynisch hinzu:

lI:fürdiese Ko:crektur seien eben die drei :Xöpfe
zu schvrach..11

Ein anderer Ankläger erklärte,

IIdie Erkenntnis, daß die Führung der RAP einem
reinen Kriminellen anvertraut worden sei, habe
die Chefideologin der RAF in der Haft zunächst
in die Verzweiflung und anschließend sogar in
den Tod getriebeno"

Be.weis: Vernehmung von Rechtsanwalt Dr. Karl-Heinz
Heldmann, Darmstadt

3. Die Konstellation des Hordes

Zum Zeitpunkt des Hordes befand sich der coun'terinsurgency­

Apparat der psychologischen Kriegsfiihrung in der Defen-
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siveQ Der St~mheimer Prozeß hatte der BRD im inter­

nationalen Maßstab schweren Schaden zugefügt. Die Haft­

bedingungen der politischen Gefangenen und die Sonder­

gesetze zur Einschränkung der Verteidigung waren als

Teil der reaktionären Entwicklung der BRD begriffen

worden. Die internationale Juristenkornrnission in Genf

hatte in ihrem, im Dezember 1975 erschienenen Bericht,

die BRD neben offen faschistischen Staaten, wie Chile,

Indien, Indonesien, Rhodesien und Spanien wegen ihrer

Gesetzgebung gestellt, die bei der Einschränkung der

Verteidigerrechte ohne Beispiel im Rechtssystem sei~

Gemeint war damit das kurz vor Beginn des Sta.rr.m.•~eimer

Prozesses durchgezogene Sondergesetz, die Lex RAF,

durch das seit Beginn des Jahres 1975 eine politische

und kollektive Verteidigung unmöglich gemacht wurde.

Beweis: Bericht der internationalen Juristenko~mission,
Dokument Nr. j13

3.1 Der Sta~~heimer Prozeß ist am 405.1976 in sein ent­

scheidendes Stadium gctreteno An diesem Tage haben die

Verteidiger der Gefangenen aus der RAF zahlreiche An­

träge z~m Beweis der völkerrechts\vidrigen Beteiligung

der BRD an dem Völkermord der USA in Vietnam gestellt.

Beweis: Beweisanträge vorn 4.501976,
DokuY.'.entNr Q 114

ebenso eine Zusammenstellung der Presseberi.chte,
Dokument Nr. 115

An·diesen Beweisanträgen hat UlrikeMeinhof wesentlich

mitgearbeitet, Neben der Verstrickung der BRD in den

verbrecherischen Aggressionskrieg der USA gegen Indo­

china legen die Anträge die Entstehung der BRD und ihre

Funktion als Statthalter der USA offen: als antikom­

munistischen Counterstaat, als imperialistisches Sub­

zentrum in Europa. Durch die Beweisanträge vlUrde in

öffentlicher Hauptverhandlung dargelegt: Im Verhältnis

"'. ~ ,;':r ""-:'J',-~._: ..•..:~'-'_,•..'~••" ..~
••. ,",., I ,~'
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zu den USA ist die BRD ein Staat mit eingeschränkter

nationaler Souveränität, ein halbkoloniales Land,

das einen eigenständigen, politischen Kurs gegenüber

den USA gar nicht steuern kanna Das hat sich beispiel­

haft an den Erfahrungen des letzten zwischenstaatlichen

Nah-üst-Krieges im Oktober 1973 gezeigta Damals wurde

die BRD von den USA zum Umschlagplatz für Waffenlie­

ferungen an Israel als eine der kriegführenden Parteien

gemacht. Auf Proteste de~Auswärtigen Amtes, die allein

wegen der Gefahr eines Oelboykotts durch die arabischen

Staaten erfolgten, wurde der BRD durch Außenminister

Kissinger und den damaligen Verteidigungsminister Schle­

singer k~argemacht, daß die deutsche Souveränität ihre

Grenzen habe: Die USA behielten sich vor, auch künftig

alles zu tun, was ihnen richtig und opportun erscheineo

Die BRD verfügt im Verhältnis zu den USA über keine

nationale Souveränität, weil sie als Produ~t der Dik­

tatur der alliierten Militärregierungen unter Führung

der USA entstanden ist, weil die Herrschaftsrechte der

Besatzungsmächte nur unter Bedingungen und Auflagen

an deutsche Behörd~n übergeben worden sind, und weil

der Deutschlandvertrag von 1956 und seine späteren Än~

derungen mit Vorbehaltsklausel versehen sind .•Die mangeln ....

de Souveränität der BRD beruht insbesondere auf der vom

amerikanischen Geheimdienst überwachten Abhängigkeit

von den Vereinigten Staaten. Die BRD ist gezwungen, die

MilitUrdoktiin der USA zu akzeptieren ..Die strategische

Pr~~isse dieser Doktrin bedeutet für den'Fall eines

Kriege;:;die totale Vernichtung der Bevölkerung und des.
Te:critoriums der BRD durch das bei den Stützpunkt2n

der US-Besatzungsarmee auf ihrem Boden dislozierte

K:!rnwaffenpotential"

Be,,:eis: Vernehmung von Sachverständigen, wobei
folgende Personen vorgeschlagen werden:
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der Historiker David Horrm'litz, Washington,

der wissenschaftliche Mitarb~iter am inter­
nationalen Friedensforschungsinstitut Sipri,
Stockholm, Schweden, Herr Galtung,

der wissenschaftliche Iltitdrbeiter am Institut

für Friedensforschung in Frankfurt/Nain, Herr
Sen<jhaas.

Das Territorium~ der Bundesrepublik Deutschland war seit

ihrem Bestehen strategische Basis der völkerrechts­

widrigen aggressiven Expansionspolitik der USA gegen

dritte Staaten, gegen verfassungsilllißigeRegierungen

dritter Staaten und gegen antikoJ.oniale, nationale und

antiimperialistische Befreiungsbewegungen in dritten

Regioncno

Alle relevanten offenen und verdeckten milittirischen

und nachrichtendienstlichen Operationen der USA gegen

die Staaten des Warschauer Pa~(ts, gegen parlamentarisch

legitimierte Regierungsw8c~sel in wCGteuropJischen Staa-

ten, gegen antiimperialistische Befreiungsbewegungen

im nahen. und mittleren Osten, in Afrika und Südostasien

wurden von Basen der US-Geheimdienste auf dem Territo­

rium der BRD geplant, organisÜ~rt, begleitet, unter­

stützt oder überwacht.

Das IG-Farben-Haus in Frankfurt fungierte für mehrere

US-Nachrichtendienste während der gesamten Dauer der

völkerrechtswidrigen Aggression d~r USA in Indochina

als Hauptquartier. Das Gebtiude ist offiziell nach dem

früheren Oberbefehlshaber der USA in Vietnam, General

CREIGHTON-ABR~~S, benannt worden. Den US-Dienststellen

im CREIGHTON-AB~lS-Haus in Frankfurt waren von der

Regierung der USA und vom Pentagon militär-strategische

Planungs-, Leitungs-, Koordinations- und Kontrollfunk-
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tionen übertragen und zwar sowohl im operativen wie

im logistischen Bereich für den Einsatz des US-Mili­

tärkontingents und für die Durchführung von geheimen

Operationen der US-Nachrichtendienste in Indochina.

Die Konstituierung der BRD als besiegter staat nach

1945 war von den USA als Projekt ihrer ~~pansiven

Weltmachtstrategie durchgeführt und entwickelt ~.;orden..

Im Rahmen dieser Weltmach1;:strategie "tomrnach dem Zwei-

t~n \'leItkr.ieg·die eIA als illegaler Arm d~r ill1l2rikani­

sehen Aussenpolitik gegründet worden. Diese Geheimdienst­

organisation hat entweder direkt und/oder über zivile

Tarnorganisationen und/oder über von ihr kontrollierte

Wirtschafts-, Gewerkschafts-, Kultur- und Studentenorgani­

salionen in der Zeit des Kalten Krieges und sp~ter die

Finan~ierung von Parteien und Gewerkschaften in der ERD

betrieben ~owie die Schulung, Finanzierung und Förderung

von Politikern und Funktionären aller relevanten politi­

schen, ökonomischen und kulturellen Institutionen.

Auf Grund der offenen und verdeckten, der direkten und

indirekten Druckmittel in der Form völkerrechtswidriger

EirwÜschung Jn die inneren Angelegenheiten der BRD, durch

die vollständige ökonomische, militärische und politische

He':J,:~moni.3der USA über die BRD waren die Regierungen

Ki~3ing3r/Srandt und Brandt/Scheel in die offenün und

verdeckten Aggressions- und Völkermordsstrategien ver­

strickt, die die USA gegen die Befreiungsbewegungen und

.Staaten der Dritten Welt, insbesondere i~ Indochina,

geÜ:hrt haben"

Die DRD hat diese Aggressionen politisch, 6konomisch

und propag~ndistisch unterstützt:

Sie hat insbesondere die Nutzung der militllrischen Basen

der US-Arm88 von ihrem Territorium aus ermöglicht"

.
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Die BRD hat ferner als Subzentrum des US-Imperialis­

mus über ihre eigenen Nachrichtendienste, ihren Export

von Polizei und Militär, Waffen, Ausbildung, Technolo­

gie und Logistik, durch die Finanzierung von Parteien

und Politikern sowie durch ök~nomischen Druck selbst

eine völkerrechtswidrige Politik der Einmischung in

die inneren Angelegenheiten der Dritten Welt, insbe­

sondere Indochinas und der europziischen Peripherie

entwickelt.

BeVleis: Vernehmung von Sachverständigen oder
sachverständigen Zeugen:

~1ichael Klare,

David Horrovlltz,

Thomas Galtung

Die'b:~rSenghaas

Philip Agee

Wislow Peck.

David Osborne

Gary Thomas

Die zuletzt genannten Zeugen wurden von der Verteidi­

gung im .Stammheimer Prozeß geladen und in die Sitzung

gestellt ..Ihre Anhörung im Stam."11.heimerProzeß Hurde vom

Gericht abgelehnt, weil die Bundesanwaltschaft gegen

die Verne~~ung der Zeugen aus Furcht vor der politischen

Brisanz ihrer Verne~Jnung Einspruch erhoben hat.tcQ

Beweis: Gerichtsbeschluß, Dokument Nr .•1J6

3u2 Die Verteidigung hat in den letzten Monaten und Wochen

vor dem, Tode Ulrike Meinhofs Vorbereitungen dafür ge­

troffen, eine Delegation von Rechtsanwälten des Inter­

nationalen Kommitees zur Verteidigung politischer Ge­

fangener in Westeuropa zu dar seit 21 ..4.1976 in Genf

tagenden diplomafischen Konferenz Uber die Neubestätigung

:1
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und Weiterentwicklung des in bewaffneten Konflikten an­

wendbaren humanitären Völkerrechts zu entsenden~

Vor der internationalen Öffentlichkeit sollte die For­

derung erhoben werden, die Isolation als menschen ver­

nichtendes Haftstatut zu ächten und die Integritäts­

und Fürsorgegarantien der Genfer Konvention über die

Behandlung von Kriegsgefangenen auf die Gefangenen aus

sozialrevolutionären Bewegungen - wie der RAP - als

politisches Hattstatu·t anzuVlenden.

Deweis: Vernehmung von:

- Rechtsanwalt Sergio Spazzali
Via HoscoveJ.13
I 20122 Milano jItalien

- Rechtsanwalt Rffinbert
Badener Straße 89

CH 8026 Zürich / Schweiz

- Rechtsanwalt Pater H. Bakker-Schut
Koningslaan 10

Utrecht /Niederlande

- Mattre Jean-Jaqu8s de Felice
7, Avenue da Bessine

F Paris 8e j Frankreich

- Rechtsan.walt Klaus Croissant
Langestraße 3

D 7000 Stuttgart 1

Diese Forderung war durch einen Antrag der Verteidigung

vom Januar 1976 Lm Sta~~2ll1er frozess yorbe=eitat ~~rden.

Beweis: Antrag des Verteidigeru, Professor Axel Azzolo,
Dokument Nr. 117

Entsprechende Anträge ~rurden von d~r Verteidigung in.
dem Prozeß gegen die Gefangenen aus dem Kommando Holger

Mains tm Mai 1976 vor dem Oberlandesgericht DUsseldorf

gestellt •

••. '-, ••.• ~; -'. " •• ~~ •..• ' "," .",' , •••••••• , -!",,-.' .. ~ .• -•. .. . .. . ' .
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Be\veis: Anträge der Rechtsanwälte Temming und
Croissant
Dokumente Nr .. 11ß und 119.

3.3 Der Prozeß gegen die Gefangenen aus dem KO~ll~NDO

HOLGER MEINS begann am 6..5.1976 vor dem Oberlandes­

gericht Düsseldorf.

Ulrike Meinhof sollte in diesem Prozeß als Zeugin

über die äußerpte Spitze der Vernichtungshaft ­

ihre Unterbringung im Toten Trakt des Kölner Ge­

fängnisses - aussagen. Diesem Beweisantrag hätte

das Oberlandesgericht Düsseldorf entsprechen müssen,

weil Ulrike Meinhof zu den 26 Gefangenen gehörte,

die durch die Aktion in Stockrwlm befreit vlerden soll­

ten.

Beweis: Erklärung des KO~WßNDO HOLGER MEINS zu der
Befreiungsaktion vom 24.4Q1975,
Dokument Nr. 120

Durch die als Selbstmord kaschierte Ermordung Ulrike

Meinhofs sollte die öffentliche Thematisierung und

Entlarvung der systematischen Vernichtung antiimperialis­

tischer Gefangener in der BRD verhindert werdenQ Gleich­

zeitig sollte durch den "Selbstmord" die fehlende mora­

lische Legitimation für die Befreiung antiimperialisti­

scher Widerstandskämpfer in der imperialistischen He­

tropole BRD demonstriert werden ..

3~4 Ulrike Meinhof wurde am 8Q/9Q5u1976 ermordet - im Jahr

der Feiern zum 200jährigen Bestehen der USA. Der 8Q

Mai ist der Tag, an dem Nazi-Deutschland kapituliert

hat.

In ihren Plädoyefs nach dem Tode Ulrike Meinhofs ver­

glich die Bundesanwaltschaft die Aktionen der RAF mit

NS-Xriegsverbrechenu Von Ulrike Meinhof hieß es, sie
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h~be sich aus verzweifelter Erkenntnis der wahren

Situation entschlossen, den "Freitod zu wfihlen"~

Devlt2is:vernehnung von Rechtsanwalt Dr. Heldraann----
3..5 Um die offizielle Lüge des "norm:Üen Strafverfahrens"

aufrechterhalten und das Verfahren abkürzen zu können,

mußte die Bundesanwaltschaft nach allgemein anerkann­

ten strafrechtlichen Grundsätzen den individuellen

Beitrag der einzelnen Gefangenen zu den angeklagten

Tagen nachweisen.

Wichtigstes Instr~~ent der Anklage war seit Herbst

1974 ein ehemaliger Gefangener aus der RAF, Gerhard

Müller, den die Bundes~nwaltschaf~ durch jahrelange

Isolationshaft einer erfolgreichen Gehrinw~sche un­

t(.:r~ogenhat. Ulrike Meinhof kannte die Vorge::ichich­

te und die psychische Struktur dieses Zeugen bis ins

einzelne. Der illegale Kronzeuge der Anklage hätte der

Befragung durch Ulrikc Meinhof nicht standgehalten.

Bew~is: Verne~~ung,der Gefangenen~

J.6 Der Tod von Ulrike Meinhof fiel in die Periode des

Druck8rstreiks: In der BRD erschien0n keine Zeitungen~

Die psychologische Aufbereitung des Nordes al~; Selbst­

I,10l-d f::;l leichter ..

3.7 In dem Special-Report des Institutes fUr Conflict

S tudies. in Lor~don (CIl-l.-GrUn.dung)über lIi:kueDimensionen

der Sicherheit in Europa" heißt es unter der Rubrik

"Innere Aktion", die Ziele der Coun'teraktion müßten

..

"die Führer ausschalten durch Gefangennahme
und Haft~"

III
"','. t..,,~~,·,'"'!';~'Y'r. ".'~~,~,"
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Bet.vf:!is:Auszug aus diesem Bericht (Dokument Nr ..84)

Es heißt weiter, daß die eTA sich bei ihren &~Gkutiv­

operationen nichtamerikanischer Agenten bedient:

IIDas Eindringen in die Geheimdienste anderer
Länder und deren Kontrolle, l:)e~;'::';2r noch die
Kontrolle der Aktionsabteilungen dieser Ge­
heimdienste, sind aber inilaernoch das beste
Mittel, Verschwörungen zu ein~illguten Ende
zu führen, ohne je amerikanische Beamte des
Geheimdiens'tes aufzudecken. 11

Beweis: der bereits vorgelegte Special-Report-Auszug
(Dokument Nr. 84)

so:,.rie

Sachverständige
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